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Mi (Abdruck aus Dem eiographifcen Proiskolle,) 





Fi 
f — Neobſt einem 1 Anhange 


enthaltend: 


Die Vertbeidigungsrede des Abgeofdneten. Rev. Schönerer, 


gehalten indem wider ihn angeſtrengken Proxeſſe am 5. — 1888; "und _ 
das Urkheil vom 5. Mai und 7 Juni 1888, wodurch R. v. S Shönerer | 
auch des Reichsraihsmandales für verluffig erklärt wurde, 


Das Programm der deutfchnationalen Antifemiten 
— —* | ", (Ringer Programm.) 
Antrag des Abgeordneten R. v. Schönerer, 


beireffend Die Erlallung von Geſehen genen die Jupen, 


Zur Sprachenfrage. 
—— - 


Born 1902, 


Druck und Perlag von Ferdinand Berger in Born, Biederöflerreich. 





Abgeordneter Schönerer: Ich erlaube mir, meine Ausführungen 
mit einer Nichtigjtellung in formeller Beziehung zu beginnen. E3 jteht 
nämlich im ftenographiihen Protofole vom 21. März am Schluſſe 
meines Antrages Folgendes (liest) : 

„An formaler Beziehung wird beantragt, daß diefer Antrag mit 
allen im $ 42 der Gejhäftsordnung vorgejehenen Abkürzungen in Ver— 
handlung zu nehmen uud einem aus dem Hauje zu wählenden Aus— 
Ihulie von 36 Mitgliedern zuzumeijen tt.“ 

Ich weiß nicht, ob durch mein eigenes Berjchulden oder dag des 
Abſchreibers des Antrages diejer widerſpruchsvolle Antrag hineinge- 
fommen ijt. Ich hatte naturgemäß die Abjicht, einen Dringlichfeitsantrag 
einzubringen, welcher mit allen durch 8 42 der Geſchäftsordnung zuläfjigen 
Abfürzungen in Verhandlung zu nehmen iſt und ich kann daher uns 
möglich haben verlangen wollen, daß diefer Antrag dann einem Aus— 
ſchuſſe zugewieſen werde, weil jelbitverjtändlid das Erſte dag Zweite 
ausſchließt. Ich erlaube mir, damit nicht vergejien werde, jchriftlich den 
Antrag in formaler Beziehung zu überreihen, daß mein Antrag mit 
allen nad 8 42 der Gejhäftsordnung zuläſſigen Abfürzungen in Ber: 
handlung zu ziehen tft. 

Es ſchließt ja nah der Geſchäftsordnung jelbitveritändlih nicht 
aus, daß mit der entjprehenden Jweidrittelmehrheit, wenn eine ſolche 
zuſtande zu bringen tjt, das hohe Haus meinen Antrag oder Punkt 3 
desjelben einem Ausſchuſſe zumeist. 

Berehrte Herren! Der Spreder der deutſchen Fortſchrittspartei, 
der Herr Abgeordnete Dr. Funke, hat feine Ausführungen mit einer 
Erklärung geſchloſſen, die er, wie er jagte, im Namen der deutjchen 
Varteien abzugeben hatte. Wir waren darin nicht inbegriffen — und 
ih bringe daS zur Kenntnis des Hauſes — damit nicht irgend ein 
Mipveritändnis infolgedejjen obwalte. Ich erlaube mir aber meiner 
hohen Genugthuung und Freude darüber Ausdruck zu geben, daß dieſe 
Erklärung, melde der Herr Abgeordnete Dr. Funke namens der von 
ihm bezeichneten Parteien abgegeben hat, beinahe wörtlich gleichlautend 
it mit jener Erklärung, melde ih am l. Juni dv, $. in meinem Namen 
und im Namen meiner Gejinnungsgenojien abgegeben habe. Dieje 
Erklärung lautet nad dem jtenographiihen Protofolle vom 1. Juni 1897 
folgendermaßen (lest): 

„Ich erlaube mir in unjerem Namen zu erklären, daß mir mit 
allen Mitteln, ſoweit wir jie vor unſerem deutſchen Gewiſſen zu ver- 
antworten vermögen, auf Grund der Geſchäftsordnung jede Thätigkeit 
de3 Parlementes injolange zu hindern traten erden, als die das 
deutſche Volk demüthigenden ungejeglihen Spradenzmwangsverordnungen 
nicht ohne Vorbehalt zurücdgezogen fein werden. 
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Wir halten diefen Standpunkt durch das nationale Ehrgefühl 
für geboten und werden daran unbedingt feithalten.” 

Verehrte Herren! Ich verwahre mich im im Borhinein dagegen, daß 
ich Dictator der betrffenden bezeichneten deutjchen Parteien geweſen jet, aber 
das Recht der Priorität fann ic) mir denn trogdem in diejer Beziehung 
nicht jtreitig machen laljen. 

Daß die Erklärung de3 Herrn Minijterpräjidenten auch mir 
Anlap geben muß, zu derjelben Stellung zu nehmen, das tjt begreiflid) 
und vom Standpunkte eines Antragstellers ſelbſtverſtändlich. Ich erlaube 
mir aus diefem Anlajje zu betonen, daß nach meiner Anjicht für den 
Tall, al3 da3 Haus beſchließen jollte, einen -jogenannten Spraden: 
ausſchuß einzufeßen, die deutichen Abgeordneten nur unter gemiljen 
Bedingungen jich bereit erklären könnten, an den Arbeiten eines ſolchen 
Ausſchuſſes theilzunehmen. Solde Bedingungen wären nach meiner 
Anſicht unter anderem 3. B. folgende: 

1. daß vor der Wahl in den Ausſchuß die Gautſch'ſchen Sprachen: 
berordnnungen aufgehoben werden: | 

2. daß die Verhandlungen des Ausjchuffes allen Abgeordneten 
jederzeit zugänglich, ſomit die Zuſicherung gemadt wird, niemals ge- 
heime oder vertraulihe Sitzungen zu halten; 

3. daß die Regierung die Zuſicherung giebt, mit allen ihr zu 
Gebote jtehendem Einflujje für die Sicherftellung der deutſchen Staats— 
ſprache eintreten zu wollen, und 

4. daß vor Beginn der Tagung des Sprachenausſchuſſes das 
Abgeordnetenhaus ſich grunmdjäglich dafiir ausſpricht, daß’ alle die 
Sprachenfrage betreffenden Gejeße jtet3 nur mit Zweidrittelmehrheit der 
Stimmen bei Anmwejenheit von drei Viertel aller Abgeordneten be- 
Ihloffen werden können. 

Was diejen vierten Punkt betrifft, jo bemerfe ich, dag durch ein 
ſolches Rahmengeſetz, wie ich es mir denke, ſchon grundſätzlich der beſte 
Schutz für die Minoritäten geſetzlich feſtgeſtellt werden könnte. 
Was nun die Rede des Herrn Abgeordneten Prinzen Liechten— 
ſtein betrifft, die wir geitern zu hören Gelegenheit hatten, jo hat jelbe 
wie Ste ja alle wiſſen, Anerkennung in weiten deuftſchen Kreifen ge- 
funden, Dir hat jie das Eine bewieſen, nämlich, daß auch die Clericalen 
in nationaler Beziehung befierungsfähig- jind (ZZeiterkeit) und ich will 
hoffen, daß ſolche Beljerungen andauern mögen, daß fie weitere Fort— 
Ihritte machen mögen, und daß fie bis zu einer endlichen Geſundung 
ſchreiten und daß auch dann dieſe nationale Geſundung eine entſprechende 
Dauer haben möge. 

Ich habe aber auch den Wunſch — und das muß ich ſelbſtver— 
ſtändlich auch noch betonen — daß der Abgeordnete Prinz Liechten— 
ein, der ja wahrſcheinlich ein Zukunftsminiſter it, ſich ſtets auch 
dann, wenn er es werden ſollte, darau erinnern möge, daß er am 
28. April d. J. eine deutſche Gemeinbürgſchaft anerkannt und erklärt 
hat, eine ſolche Halten zu wollen Allerdings ſcheint er heute — 
wenigitend habe ich diefen Eindruck aus feinen Ausführungen be 
kommen — unter dieſer deutſchen Gemeinbürgſchaft eigentlich mehr 
eine Gemeinbürgſchaft dev politiſchen Deutſchen Ciubs im Abgeordneten- 


DaB 142 7URaE 


baufe zu verſtehen und zwar mit Einſchluß der Ausſpitz-Mautner— 
Tittinger-Gruppe und mit Ausſchluß derjenigen ſechs einzelnen Abge— 
ordneten, die hier ihre Eiße eingenommen haben, um daS deutichnatio- 
nale Linzer Programm und dejien Grundjäge hier zu vertreten. (Sehr 
richtig ! bei den Parteigenossen.) 

Verehrie Herren! Kaiſer Wilhelm I. hat... .. (uf auf der 
äussersten Linken: Geht uns gar nichts an!) SG weiß nit, von 
wem diefer Zwiſchenruf ausgegangen iſt; ſollte ev von beachtenswerther 
Seite ausgegangen fein, jollte er vom deutſcher Seite ausgegangen 
jein, jo hat der Betreffende dadurch bewiejen, daß er nicht die Spur 
eines deutſchen Gefühles in jeinen Adern hat und Jollte er ſich aus 
diefem Anlajje mir gegenüber auf den öſterreichiſchen Standpunkr jtellen 
wollen, jo erinnere ih ihn Daran, daß der Sailer von Oeſterreich 
wenn er Gelegenheit hatte, Kaijer Wilhelm I. als jeinen Gajt zu 
begrüßen, und wie er es auch gegenüber dem jegigen Sailer des 
Deutſchen Reiches zu tyun pflegt, bei Hoftafeln jtet3 das Glas erhebt, 
und jagt: Ich trinfe auf daS Wohl meines bewährten Freundes und 
treuen Bundesgenofjen (Hört! Hört, bei den FParteigenossen), de 
Kaiſers des deutſchen Reiches. 

Alſo ih mwiederhole nochmals: Kaifer Wilhelm I. hat als zweit— 
le&te Aufzeichnung folgende Worte hinterlajjen (liest) : 

„Verderbte Menſchen und Schmeichler will ich eniſchloſſen von 
mir weiſen. Die Geradejten und die Aufrichtigiten ſollen mir die Liebſten 
jein. Die will ich für meine wahren Freunde halten, die mir die 
Wahrheit jagen, auch da, wo jie mir mißfällt." 

Sch habe dieſe Worte deshalb aus den vielen nationalen Aufzeichnungen 
des veremwigten Kaiſers herausgegriffen, einfach, weil fie mir bejonders 
gut gefallen haben und meil ih es vermilje, daß diefen Worten ent- 
ſprechend an maßgebenden Stellen jih auch immer Nathgeber finden 
würden, die auch dann, wenn die Wahrheit mißfällt, fie trotzdem gegen- 
über dem Monarchen zu betonen die Kühnheit haben, oder e3 als 
Pflihterfüllung anjehen, dieſer Wahrheit auch unter folgen Umjtänden 
Ausdrud zu geben. 

Zweitens jtelle ich meinen Ausführungen naturgemäß auch einen 
Sat Bismard3 voran, denn wir Deutihnationale fünnen ung, offen 
gejagt, Kaijer Wilhelm I. ohne feinen bewährten Kanzler nicht denken. 

Und darum gejtatten Sie mir zu Jagen, der Ausſpruch Bismards, 
den ih meinen Ausführungen voranjtele — er hat denjelben am 
18. December 1863 gethan — lautet’ (lest): 

„Unſere Politik ift, daß fein Fuß breit deuticher Erde verloren 
gehen . jolle und daß ebenjo Fein Titel deutſchen Rechtes geopfert 
werden ſoll!“ 

Und auf diefem Standpunfte jtehen auch mir Deutichnationale 
in Dejterreih voll und ganz und wie ein rother Faden oder jozujagen 
wie ein fornblumenblauer Faden (Heiterkeit) {ol er meine Ausfüh- 
rungen durchziehen. 

Ich habe jhon oft — und da bin ich gegenüber dem jehr ver: 
ehrten Herrn Redner von gejtern, dem Herrn Abgeordneten Prinz 


Er Rt 


Liechtenjtein im Vorteil — gejagt und nad Jahren, nah ein bis 
zwei Jahrzehnten es wiederholt, was übrigens auch in dem Wahlauf- 
rufe der Achtziger-Jahre verlautbart worden ijt, daß von unſerm 
Standpunkte aus die Ziele und Aufgaben der Deutichen in Defterreich 
darin bejtehen, daß fie jagen „eingedenk dejjen, daß wir Glieder eines 
großen Volkes jind, wollen wir für Wohl, Reinheit und Macht und für 
die Sicherheit der nationalen Eigenart und für den Schuß des nationalen 
Leben? der Deutſchen Deiterreih3 jederzeit entjchieden eintreten.‘ 
(Dravo! seitens der Parteigenossen.) 


Uber nicht nur das, verehrte Herren, wir befinden und aud 
gegenüber anderen Bolitifern diejes Haujes dadurd im Bortheil, daß 
wir ſchon vor einer langen Reihe von Jahren dasjenige in unjer 
Programm aufgenommen haben, was die Herren erjt dur die 
Dringlichfeitsanträge in jüngiter Zeit zu vertreten die Abjicht fundge- 
geben haben; wir können darauf hinweilen, daß es in tem ſchon aus 
dem DBeginne der Adhtzigerjahre jtammenden Linzer Programm wörtlich 
heißt (lzest) : 

„Es iſt durch die Lage und duch die Hiltoriihde Entwiclung 
der Diesjeitigen Reichshälfte bedingt, daß jenen Ländern dev 
Monarchie, welche ehemals dem Deutſchen Bunde angehört haben, 
der deutjche Charakter gewahrt bleibe und ed muß daher gefordert 
werden, dag durch ein Geſetz die deutiche Sprache als Staatsiprade 
erklärt werde.“ 

Ich bin — ich mwiederhole es — gegenüber dem VBorredner Herrn 
Abgeordneten Prinzen Liechtenjtein im Bortheil, weil id — und er 
ift das nicht zu thun in der Lage — aus dem ſtenographiſchen Proto- 
£folle des Abgeordnetenhaujes nahmeijen kann, daß ich den Standpunkt 
ven ich heute einnehme, auch ſchon jtetS früher eingenommen habe, (Sehr 
richtig ! bei den Parteigenossen.) Ich ſagte nämlich — und es jind 
merfiwürdigermweile bi3 auf den Tag genau 11 Jahre her — am 
28. April 1887 in diefem Hauje Folgendes (Lrest) : 

„Thatſache iſt, daß unter dieſen angeblih deutſchen verfajjungg- 
treuen Regierungen dad Wort „deutichnational" überhaupt nicht laut 
betont werden durfte und wurden damals befanntlid alle möglichen 
Mittel angewendet, um die Deutichnationalen mundtodt zu machen. 
Zur Kennzeichnung liberaler, verfajjungstreuer Minijter genüge es, 
daran zu erinnern, daß ein ſolcher Minijter, ich nenne den Namen 
Stremayr, es war, welcher die mit vollem Rechte von den Deutſchen 
befämpfte Spradenzwangsperordnung für Böhmen vom 19. April 1880 
hinausgegeben hat. 

Diefe Sprahenzwangsverordnung wird, und das mit vollem 
Necht befämpft, aber dev Urheber wird immer und immer verſchwiegen, 
anjtatt dag man ihn Öffentlih als Abtrünnigen brandmarken jollte, 
wie er e3 verdient.” x 

Ich habe diefen Worten aus dem Jahre 1887 in Bezug auf 
biefen Gegenftand nichts hinzuzufügen. Ich habe feit jenem Jahre 
längere Zeit nicht Gelegenheit gehabt, in dieſem Hauſe zu ſprechen und 
es war von meinem Freund Türf gut gemeint, wenn er kürzlich ge- 
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jagt hat, wir wollen aud deshalb zum Worte kommen, damit der 
Abgeordnete Shönerer als Antragjteller eine Rede halten fönne, 
Damit hat er feinem Wunſche und vielleicht den einiger anderer mir 
näherjtehender Kampfgenojjen Ausdruck gegeben, aber nicht meinem 
Wunſche, denn wir find, verehrte Herren, unter und und ich fann es 
Ahnen der Wahrheit gemäß jagen: Es madt mir fein Vergnügen, 
hier irgendwie länger oder überhaupt zu ſprechen, das fönnen Sie und 
werden Sie mir vielleicht glauben. 


Ich habe jeit dem Jahre 1887 aljo nicht Gelegenheit gehabt, in 
längeren Ausführungen meinen Standpunkt zu vertreten. Als ich im 
Sahre 1888 aus Anlaß der beantragten Auslieferung, die meine Berjon 
betraf, längere Zeit ſprechen wollte — es handelte jih ja um einen 
Strafiag von einem bis fünf Jahren ſchweren Kerker und da hätte 
man doch erwarten dürfen, dag man menigjtens zur Darlegung des 
Sachverhaltes dem betreffenden Bejchuldigten zu längeren Ausführungen 
das Wort ertheilen würde — da war e3 der berühmte Kreiheitsfämpfer 
aus dem Jahre 1848, der edle Pole Dr. Smolfa, der mir damals 
jofort nad wenigen Augenblicen das Wort entzogen hat. 

Alſo Sie jehen, daß es manchmal recht jchiwierig ijt, wenn man 
auch den beiten Willen hat, hier zum Worte zu gelangen, menn man 
mit jo gemwaltthätigen Präſidien zu rechnen hat. 


&3 hat jpäter dann ein deutſcher Abgeordneter beantragt, daß 
die Büſte des Präſidenten Smolfa in der Borhalle aufgejtellt werde. 
Nun, jollte miv heute von den Präjidenten Such 3 das Wort entzogen 
werden, jo till ich hoffen, dag dann ein Pole beantragt, daß jeine 
Büjte in der Borhalle aufgeitellt werde. (Heiterkeit.) Ich will dieſe Sache 
nicht länger ausführen, aber das Eine geitatten Sie mir, Ihnen zu jagen, 
damal3 wurde ich ungefähr mit Neunzehntelmajorität dem Strafgerichte 
ausgeliefert auf Grund einer ganz gemeinen Beſchuldigung, über die 
ich eben heute nicht meiter Sprechen will. Wie würde ſich die Sache 
heute jtellen? In der Beziehung hat ſich das Abgeordnetenhaus nicht 
verändert. Heute würde auch eine Neunzehntelmajorität von beiden 
Seiten bereit jein, mi dem Strafgerichte auszuliefern. (Widerspruch 
links.) Ich würde mich freuen, wenn ih mich täuſchen würde, aber 
ih habe jo gemwijje Anhaltspunkte, das glauben zu jollen und zu müſſen. 


Ich habe überhaupt in meinem politifchen Leben manche Täuſchung 
erlebt. Ich Habe mir aber zum Grundjage gemacht, dag man aus 
jeder Enttäufhung die Kraft ziehen muß, neue Enttäufhungen ertragen 
zu Fönnen. (Beifall bei den Parteigenossen.) Dieſer Grundjag hat mich 
aufrecht erhalten in dem Kampfe, den ich feit zwei und einhalb Jahr: 
zehnten, ja beinahe drei Jahrzehnten führe wie ich glaube, für die gute, 
für die beſte Sache meines, des deutihen Volkes, und ich hoffe, diejer 
Grundjag wird mich auch in Zukunft aufrechterhalten, mich ſtahlhart machen, 
um auf den bereits eingejchlagenen Wege auch fürderhin geradeaus dem 
Ziele näherzurücen, und daran wird mich Eines nicht hindern, und vielleicht 
am allerwenigiten das, daß die Preſſe aller Parteien und Barteifchattirungen, 
mit minimalen Ausnahmen, feit diefen 30 Jahren mich mit Rüge, Gemeinheit 
und Niedertracht befümpft hat, wie feinen zweiten Mann in Dejter- 
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reich. (Zustimmung bei den Parteigenossen.) Das find Thatſachen, die 
ih nicht aus der Welt ſchaffen laffen, und die geben mir Anlaß zu 
jagen: Wie gut muß die Sade fein, die Abgeordneter Shönerer 
vertritt, daß er troß diefer Gemeinheiten no immer ven Kampf fort- 
führen fann im Intereſſe der Nechte des Volkes, dem er angehört. 


Meine Herren! Sie werden ed mir glauben, wenn ich jage, ich 
hätte lieber al3 unferen Drintlichfeitsantrag heute eine Minijteranklage 
begründet, nämlich die Anklage gegen den Minifter Gautſch und feine 
Spieigejellen auf der Minijterbant, die uns die Gautſch'ſchen Spraden- 
verordnungen binterlalien haben, und von denen jih, wenn ich nicht 
irre, noch zwei jest auf der Mintiterbanf befinden. Dieſe Minijteran- 
klage konnte ich nicht einbringen, weil, wie Sie ja vielleiht alle wijjen 
werden, die zur Einbringung nöthigen 40 Unterjriften in den Kreifen 
der von Herrn Dr. Fumnke genannten deuten Parteien nit auf 
zubringen mwaren. 

Zuerjt hieß e8, ich habe die Sache ungeſchickt angepacdt und ich 
jet befanntlich ein unverdauliger Menſch oder wie alle dieje Bezeich- 
nungen lauten; es jei mit mir nit auszukommen und nicht zu ver— 
fehren, ich habe verlangt, dag das jchnell erledigt werde u. |. w. u. ſ. 
w. Nun, verehrte Herren, Sie werden fehen, daß ich eigentlich eine 
ganz qutmüthige Natur bin, (Heiterkeit), denn mir jind dieje Vor— 
würfe zu Herzen gegangen. Ich habe mich niedergelegt und habe einen 
Brief geſchrieben und vervielfältigen laffen, den ih an die einzelnen 
Mitglieder aller diejer deutſchen Parteien verſchickte, um jedem Gelegen- 
heit zu geben, zu erklären, daß er bereit ſei oder nicht bereit jei diejen 
Minifteranklageantrag zu unterichreiben. Die Zeitungen einzelner diejer 
deutihen Parteien haben dann gejagt, daß einzelne Abgeordnete erklärt 
hätten, daß fie, wenn jie gewußt hätten, daß diejer Antrag eingebragt 
würde, ihn unterjchrieben hätten. Was die Zeitungen in dieſem Falle 
berichtet haben, it gewiß nicht wahr, denn thatſächlich Hat ja bis heute 
von diefen deutſchen Parteien niemand diejen Antrag unterjchrieben, 
mit Ausnahme jener Herren, die ich jofort nennen werde. Aber ich 
' twiederhole, daß das nit richtig war, und die eigenen Barteiblätter 
gelogen haben über Berhältniffe, die in der eigenen Partei vorge: 
fommen jind. 

Ich babe num verehrte Herren, für die Minijteranflage, die ich 
einbringen wollte, die Unteriäriften befommen: naturgemäß von ung, 
das it von den Abgeordneten Türk, Kittel, Jro, Wolf, Hofer 
und von meiner Wenigfeit, und außerdem von dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Sylvester und von dem Herrn Abgeordneten Hueber, und 
außerdem, verehrte Herren von dem Herrn Abgeoroneten Dr. Ba- 
LEUINLT: 

ein Führer einer Partei unterjchrieb und die Partei jelbjt nicht, 
und voriges Jahr verehrte Herren, hat die Partei denjelben Antrag 
gegen Badeni unterjhrieben und ein Führer nicht — das war befanntlich 
der Herr Abgeordnete Dr. Steinwender. Wie das zu veritehen 
iſt, weiß ich micht, ich interejjive mich auch weiter nicht dafür; ich ers 
wähne nur die Thatjache, daß es geſchehen ijt, und Die weiteren 
Folgerungen mögen andere daraus ziehen. 


Um nun zu beweiſen, daß ich und meine wenigen Kampfgenoſſen 
in dieſem Hauſe denn doch nicht ſo iſolirt ſind, wie man es der Oeffentlichkeit 
gegenüber behauptet oder wie man das Beſtreben hat es zu geſtalten, 
alſo um das zu beweiſen, daß wir doch in der deutſchen Bevölkerung 
draußen nicht gar jo tolirt dajtehen, und um anderſeits auch meinen 
Worten hier einigen Nachdruck zu geben, habe ih meinen Miniſter— 
anflageantrag wörtlich drucken laſſen und ihn hinausgeſchickt an deutjche 
Gemeinden und deutſche PVerjönlichkeiten, namentlid in Mähren und 
Böhmen, und zwar — es würde zu lange dauern, um Ihnen das 
Ganze vorzulefen — mit dem Schlußſatze, daß die Unterzeichneten den 
von mir verfaßten Minijteranflageantrag gegen Gautſch, Körber, Böhm, 
Nuber und Bylandt-Reihdt billigen, dar jie damit einverjtanden find, 
und daß fie ferner die Zurücknahme und die Ungiltigfeitserflärung der 
Sprabenzwangsverordnungen und die gejegliche Sicherijtellung der deut: 
Ihen Staatsiprade verlangen. 

Nun, für einen Einzelnen iſt der Erjolg durchaus fein jchlechter. 
Es ijt nämlich eine ziemliche Anzahl von Unterjehriften von Gemeinden 
‚und don anderen eingelangt, und die Zahl der Unterjhriften beträgt 
jeßt rund 20000. Ich habe das Verzeichnis hier. Im sale irgend 
jemand einen Zweifel in irgend eines meiner Worte jegen jollte, müßte 
ih die Geduld des Hauſes in Anſpruch nehmen und alle Namen vor: 
lefen (Heiterkeit), wa3 den Herren übrigens wahrſcheinlich nicht er- 
jpart bleiben wird, weil ich bei Ueberreihung der Bittihriften Jeiner- 
zeit vielleicht mich veranlaßt jehen werde, die Namen vorzulejen, damit 
jie im betreffenden ſtenographiſchen Protokolle verewigt werden. 

Kun, verehrte Herren, jage ich, 20.000 Unterſchriften von deutſchen 
Männern aus deutjchen Landen, und al3 gejtern meine Frau hier war, 
jagte jie mir: „Du wirjt did wundern, wenn du nad Haufe kommſt. 
Ganze Stöße find bereitS wieder eingelangt mit jolden Bittichriften.“ 
Es jheint aljo, daß möglicherweije die angegebene Zahl vielleicht jogar 
verdoppelt, jedenfall3 aber erhöht wird. 

Nun, meine verehrten Herren, will ih nur nebenbei bemerken, 
dag ih auch Gelegenheit hatte, geitern WBetitionen zu überreichen aus 
dem rein deutſchen Bezirke Graslitz, wo ſich die Leute beklagen, daß 
immer wieder tſchechiſche Beamte aus dem Richterſtande in dieje rein 
deutihen Bezirke zugetheilt werden. 

Alfo Sie ſehen, daß die Klagen gewiß voll begründet find, die 
da gejtern duch den Mund des Herin Prinzen Liechtenſtein 
laut geworden find, daß ein ſolcher Zujtand auf die Dauer ein uner- 
träglicher jein und werden muß. 

Verehrte Herren! Da wird mir gewiß jeder zugeben, dag der 
ruhigſte Deutſche ſchließlich ſich empört fühlen muß, wenn er immer 
und immer wieder in feinen Nechtsangelegenheiten por einen 
tſchechiſchen, die deutihe Spache kaum radebrechenden Richter treten 
muß. (Beifall bei den Parteigenossen.) 

Nun, verehrte Herren, werde ich auf diefe Sache ſpäter noch mit 
einigen Worten zurückkommen. Jh will nur ſchon jetzt bemerfen — 
und einigen Herren iſt es ja aus der vertraulichen Sitzung von ge 
ſtern befannt — daß infolge von Negierungsbefehlen, Negierungs- 
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ordonnanzen, Regierungserläſſen mir eine große Anzahl von dieſen 
Unterſchriften gejtohlen worden ijt (Heiterkeit), ja, geitohlen worden 
it. Das werde ich im Laufe meiner Ausführungen ausführlich begründen 
und belegen, damit man nicht glaubt, diejfer überjpannte Menſch hat 
wieder etwas behauptet, was er nachzumeilen — mie man ja aus den 
geitungen weiß — gar nicht in der Lage iſt. 


Nun, verehrte Herren, was beweiſt die Unterzeichnung meines 
Antrages don Seite der Bevölkerung, von Geite eine Bruchtheiles 
der Bevölferung der Deutſchen und was bemeijt die Nichtunterfertigung 
desjelben von Seite der Mitglieder der deutſchen Barteien mit den 
drei Ausnahmen? Das bemeijt denn doch mohl, nachdem die Unter- 
Ihriften durhaug nit nur aus meinem Wahlbezirfe und den Wahl- 
bezirten der Abgeordneten Türk, Wolf, Kittel, Hofer um 
Jro ſtammen, daß do in diejer wichtigen Sache ein Eleiner Wider: 
jpru der Meinungen in den Kreijen deutſcher Wählerichaften, nament- 
ih in Böhmen, und in den Kreilen deuticher Abgeordneter vorhanden 
iit. Es ijt meine Sade nicht, daS meiter auszuführen. Ich erwähne es 
nur, um eben eine Thatſache befanntzugeben und will daraus vor- 
läufig feine weiteren Schlüffe ziehen. 

ie fommt es aber, dag man die Unterjchriften, auf den Antrag 
eines Mannes doc in nennensmwerther Zahl gibt, auf den Antrag eines 
Mannes, deſſen Thätigfeit doch bekanntlich eine hochverrätheriiche, eine 
unpatriotijche, eine gemeine, niederträchtige, bejoffene iſt? Sie fennen 
ja alle die Schlagworte au den Zeitungen, ich habe nur einige daraus 
erwähnt. Die Zeitungen haben einen jo großen Einfluß auf einzelne 
Abgeordnete, daß ſie jte jo beeinflugen, daß auch jonjt ruhige Herren, 
wie fie ja im verfaljungstreuen Großgrundbefi vertreten Jind, darauf 
eingehen. 


Es ſoll das aus einer Aeußerung des Herrn Abgeordneter 
v. Grabmayr hervorgegangen fein; ich habe zwar den Zeitungg- 
ausſchnitt mit dem Berichte erhalten, aber leider nicht den Namen der 
Zeitung und die Nummer, aus welder e3 herausgenommen it, daher 
fann ich nur einen jehr vorjichtigen Gebrauch von diefem Ausjchnitte 
machen. Es laſſen ſich aljo auch jolde Herren durch die Zeitung jo 
weit beeinflußen, daß jie jagen: Ja, man muß jelbit ſchon zur Anjicht 
fommen, daß der Abgeordnete Shönerer niemals recht nüchtern ift. 
(Heiterkeit und Hört !) 


Nun, verehrte Herren, ich habe es ſchon in der geheimen Sitzung 
angedeutet und wiederhole e3 heute wieder: ich vermag mid über 
jolche gemeine Zügen und Niederträchtigkeiten durchaus nicht zu ärgern 
und wenn man einmal in einer VBerjammlung gejagt hat, „ja, man 
jollte da doch zur Klage ſchreiten, gegenüber diefen Preßbeſtien, die jo 
etwas verbreiten", jo habe ich ganz ruhig gejagt, daß das Papier aus Lum— 
pen gemacht wird, und daß es Lumpen jind, die ſolche Sachen darauf ſchrei— 
ben. (Heiterkeit.) Mich kann eine jolde Sade in feiner Weiſe beeinflußen, 
ih bin Gott jet Dank unabhängig, id habe nicht die Spur einer 
Strebernatur in mir (Heiterkeit), daher, verehrte Herren, kann jeder 
diefer Angriffe vollſtändig wirkungslos an meiner Perſon abprallen 
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und ich ſelbſt bin ja derjenige, der bei Beriammlungen noch niemals 
irgend jemand gebeten hat, er möge ſich ung anſchließen. (So ist es / bei den 
Parteigenossen.) Im egentheil, verehrte Herren! — ih kann aud 
das nadhmeilen — ich pflege immer zu jagen: Bevor ihr euch mir 
und der don mir vertretenen Sache anjchließt, überlegt es euch wohl, 
denn es ijt ein harter Weg, den ihr dann zu gehen habt und geht ihr 
ihn nicht mit ung, jomweit es möglich ilt, dann jind wir befanntlich 
hart genug, die Abgefallenen und Abtrünnigen auch hart und graujam 
zu behandeln, wenn es jein muß. (80 ist es!) 


Nun, verehrte Herren, lajjen Ste mid, um Ihnen einigermaßen 
zu zeigen, daß der Kampf, den wir für eine gute Sade führen, doc 
einigermaßen ein jchiwieriger iſt, darauf hinweiſen, was ich auch gejtern 
Ihon angedeutet habe, wie und die Juſtizbehörde in Bezug auf Be- 
Ihlagnahmen behandelt. 

Naturgemäß werde ih da nur das Blatt, deſſen Eigenthümer 
ih bin, dejlen Herausgeber aber mein Freund JIro iſt, erwähnen, 
welches ja befanntlih dag am meiſten beihlagnahmte it, und welches, 
verehrte Herren, wie ich ſchon in der geheimen Situng jagte, oft wegen 
einiger Worte, wegen eines furzen Sabes beſchlagnahmt wird. 

Nun, wir beuteln die Sade ab und lajjen immer eine neue 
Auflage druden, aber, verehrte Herren, das eine, ich jage es offen, tit 
mir denn doch dabei nicht angenehm, daß das Anjehen der djterreichiichen 
Suftiz durch diefe Beſchlagnahmen vor der Bevölkerung jo tief herab- 
jinft, dag man eigentlich diefe Nichter, die jolden Unjinn begehen, 
bereit3 in den meitelten Volkskreiſen als lächerliche Figuren bezeichnet. 


Berehrte Herren! Ich jage, das iſt mir jeldjt unangenehm, weil 
ih denn doch naturgemäß auch auf den Standpunft jtehen muß, daß 
das Anſehen der Juſtiz in jedem geordneten Staatswejen hochgehalten 
werden joll, in diejem Falle aber nicht hochgehalten werden fann, wenn 
jolde Gemeinheiten, LKächerlichfeiten und Niederträchtigkeiten in Bezug 
auf Beihlagnahmen vorkommen, wie e3 in Wien unter dem Vorſitze 
des berüchtigten Holzinger und mie es zum Beilpiel aud in ger 
wiederholt big auf die jüngjte Zeit geſchehen ift. 


Nur ein Gericht, verehrte Herren, bat iwiederholt eine vühmliche 
Ausnahme gemacht. Das war das Kremſer SKreisgeriht. Das hat 
ganz ähnliche Stellen, die in Wien und in Eger beihlagnahmt waren 
und wo die Beichlagnahme durch die Richter betätigt wurde, denn das 
ijt ja das eigentlih Wejentlihe an der Sache, wiederholt freigegeben, 
wiederholt freigegeben mit einer jo ausgezeichneten Begründung, daß 
fie in manden Fällen jogar in juriſtiſchen Kreifen Aufjehen erregt 
hat. Ja das Kremſer Kreisgericht iſt in dem Falle jo weit gegangen, 
in einer jeiner Begründung zu erklären, es fei nicht notoriſche That- 
ſache und es jei nicht gerichtsbefannt, daß der Abgeordnete Shönerer 
ein Hochverräther iſt. Meine Herren! Das müſſen dann doch gewaltige 
Anjhuldungen und Gemeinheiten gewejen fein, e3 müffen die Waffen 
der Niedertvaht und Lüge denn doch ſchon arg gehandhabt worden 
jein, wenn ein £, £. öſterreichiſches Gericht fi in den Gründen zu 
einer ſolchen Bemerkung herbeiläßt. (Sehr richtig bei den Parteigenossen.) 


— 12 — 


Verehrte Herren! Ich gehöre ja mit der allerdings ziemlich 
langen Unterbregung von neun Jahren diefem Haufe jeit 1873 an, 
wo ic) meines Wiſſens als jüngjter Abgeordneter meinen Sit hier 
eingenommen habe, und im Verlaufe diefer Zeiten hat man ung — 
wie dies auch gejtern in der vertraulichen Sitzung geſchehen iſt — 
wiederholt von der Miniſterbank mit Ausjprüden oder Urtheilen hoher 
Behörden, namentli hoher Gericht3behörden imponieren wollen. Daß 
man aber nicht unjerjeitS allein, jondern von allen Seiten ſolchen 
Ausſprüchen nicht immer mit folder Anerkennung begegnet, dag man 
vor ihnen förmlich in die Knie ſinkt, daS beweist aud ein ſchon geitern 
genannter und viel citirter Ausſpruch des jeßigen Minijters Dr. 
Kaizl, der in Bezug auf eine Entſcheidung des oberjten Gerichts— 
hofes, einen Fall in Eger betreffend, welche Entſcheidung dahin gieng, 
daß in diefem Falle die Sprachenverordnungen nicht zurecht bejtänden, 
nah den Berichten tchechiſcher Blätter gejagt Het, diefe Entſcheidung 
a vermejjene und einer Nancune gleich zu achten. (Hört ! Hört! 
inks.) 

Das ijt nicht ein Ausspruch eines Deutiynationalen, das iſt der 
Ausſpruch eines Minijters, der mit Nechtsperwahrung heute noch den 
Sit eines djterreihiihen Miniſters bier einnimmt. 

Damit jie aber nicht glauben, ih wolle nur durch Anführung 
eigener Ausſprüche unferen Standpunkt beſonders in den Vordergrund 
heben, will ich Ihnen, meine verehrten Herren, einen Abgeoroneten 
der Deutſchen Linken, einen ſehr gemäßigten Herrn, citiren, einen Mann, 
dem man e3 oft fürmlich anfieht, daß er nicht jehr gerne ganz ent- 
Ihiedene Dppofition treibt. Diefer Herr hat in der Situng vom 9. 
April 1897 Folgendes gejagt (liest): 

„Bor allem möchte ih denn doch ſehr biten, von der Prariß 
der Gerichte über die Giltigfeit der Sprachenverordnung des Jahres 
1880 nicht zu viel zu jprehen. Der Herr Vorredner iſt ein Deitglied 
des AJuftizminifteriums. Das AJuftizminijterium ift ja in ten meiſten, 
man follte glauben in allen Ländern der Wahrer des Nechtes. Ich 
wünsche ſehr, meine Herren, daſs nit noch ein Blatt in der Gejchichte 
des Juſtizminiſteriums vorfomme, jo tief bedauerlich für jeden Freund 
Deiterreihs, wie jenes, welches dad Benehmen des Juſtizminiſteriums 
Ihildert, durch das e3 allerdings vor langer Zeit die Oppojition der 
Gerichte wider die Sprachenverordnung dom Jahre 1880 niedertrat. 

Durh den Herrn Vorredner bin ich gezivungen, darauf zurüd- 
zufommen. Nicht wenige der öfterreigiichen Nichter wurden gejhädigt, 
welche gegen die Giltigfeit der Spracenverordnung vom Jahre 1880 
eintraten. Sch glaube es wird aud dem Herrn Vorredner fein Ger 
heimnis fein, wie das damalige Juſtizminiſterium gegen jene Gerichte 
vorgieng, welche nach ihrer Weberzeugung gegen die (niltigfeit der 
Spradenverordnung dom Jahre 1880 auftraten, welche geradezu er- 
flärten, diefe Sprachenverordnung ſei ungiltig. Vielleicht kann der Herr 
Vorredner eine Fleine Studie in den alten Acten und Ernennungs— 
deereten des Auftizminijteriums machen. Xeider, meine Herren, bat 
ähnlich, wie in den meiften continentalen Staaten, das Jultizminijterium 
das Net der Ernennung der Richter. Vielleicht wird der Herr Vor— 
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redner una eine Eleine Studie vorlegen können, wie viele Mitglieder 
jener Gerichte avanciert jind, melde nad ehrenmwerther Ueberzeugung 
wiederholt erklärten, die Spradhenverordnung ded Jahres 1880 iſt 
ungiltig. 

° Vielleicht wird er Studien machen in Bezug auf ein Xandesgericht 
in einem nördlichen Kronlande und er wird erfahren, in welcher Weile 
dag Recht der Ueberzeugung niedergetreten wurde, in melcher Weiſe 
die Oppojition gegen die Giltigfeit der Sprachenverordnung von 1880 
endlich todt und lahm gemacht wurde.“ 

Meine verehrten Herren! Das ijt der Ausſpruch eines Juriſten. 
der Ausſpruch eines Doctor der Nechte, der Ausſpruch eines Mitgliedes 
des Abgeordnetenhauſes, eines Mitgliedes der Deutſchen Linken des— 
ſelben. Ich kann es ſchärfer nicht faſſen, daher muſs ich ſagen, in 
dieſem Falle ſtimme ich den Ausführungen des betreffenden Herrn voll— 
ſtändig bei. Und weil ich auf dieſem Standpunkte ſtehe, ſo habe ich 
mir auch gedacht: ein ähnliches zu vermeiden, damit nicht wieder 
Richter mittelbar oder unmittelbar geknebelt werden, wie aus den 
oben angeführten Aeußerungen hervorgeht, ſei es doch unbedingt noth- 
wendig, dag mit allen gebotenen und erlaubten Mitteln, mit allen 
Mitteln, welche Geſetz und Geſchäftsordnung zur Verfügung jtellen, 
auch die neuen ungejeglihen Spradhenzwangsperordnungen des Frei— 
bern v. Gautijh bekämpft werden. Jh mar der Anjicht, daß das, 
was im Vorjahre gegen die Spradhenzwangsverordnungen des Minis 
ſteriums Badeni von der Oppofition ins Treffen geführt wurde, auch 
ganz glei und mit Ddemjelben Rechte von der Dppofitton gegen Die 
a En des Minijteriumg Gautſch ins Treffen 
geführt werden konnte. Ich bin, Gott ſei Dank, nicht Juriſt, daher 
bewahre ich mir unter — ein geſundes dd (Heiterkeit), 
leſe in ſolchen Fällen auch die Geſetze und. falle jie jo auf, wie jie 
eben lauten, und nicht jo, wie jie zwijchen den Zeilen gedeutet werden 
fönnen. Da habe ih nun das Meinijterverantmortlichfeitsgejeg vom 
Sahre 1867 gelejen und darin gefunden, daß der Punkt 2 desjelben 
lautet (lest) : 

„Die Mitglieder des Miniſterrathes können vom Reichsrathe zur 
Verantwortung gezogen werden für alle ihre innerhalb ihres amtlichen 
Wirkungskreiſes denſelben zur Laſt fallenden Handlungen oder Unter— 
laſſungen, wodurch ſie vorſatlich oder aus grober Fahrläſſigkeit die 
Verfaſſung der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, 
die Landesordnung eines derſelben oder ein Geſetz verletzen.“ 

Es ſagen nun manche Mitglieder der Oppoſition — wenigſtens 
aus ihren Zeitungen iſt es zu entnehmen — und zwar ſehr hervor— 
ragende Herren: Gegenüber Gautſch trifft namentlich eines nicht zu, 
nämlich, daſs er bei der Erlaſſung ſeiner Sprachenzwangsverordnungen 
vorſätzlich oder in böſer Abſicht gehandelt habe. 

Meine Herren! Ich werde darauf vielleicht — noch zurück— 
ommen, aber jetzt gleich laſſen Sie mid jagen: Wenn bei irgend 
jemand eine b öje Abjicht war, jo iſt das bei Gautſch vielmehr der Fall 
als bei Baden i. Badeni hat jich etwas machen lajien, was ev nicht 
veritand, um ein politiihes Tauſch geihäft zu machen. Er hat ſich den 


Teufel darum gefümmert, was in den Sprahenzwangsverordnungen 
ſteht; er hätte ſich vielleicht darum gekümmert, wenn e8 fih um eine 
galiziihe Spradenverordnung desſelben Inhaltes gehandelt hätte, aber 
um die Spracdenverordnungen für Böhmen wird er ſich wohl jehr 
wenig gefümmert haben. 

Jedenfalls wird er nicht bis in alle Einzelheiten derjelben ge- 
drungen jein. | 

Beim Minifter Gautſch ijt aber die Sache ganz anders. Das 
ijt ein wiederholt Minifter gemwejener Herr, das iſt ein Herr, der die 
Verhältniſſe, die Verjönlichkeiten, die politiiden Parteien genau fennt, 
furz und gut, der alles kennt, das iſt ſozuſagen ein durd und durch 
geriebener WBolitifer, ein durh und durch ſchlauer Volitifer, ein mit 
allen Salben geſchmierter öſterreichiſcher Miniiter. (Zeiterkeit.) 

Deine verehrten Herren! Sch habe gejagt, Gautjch verdient viel: 
mehr den Vorwurf und mit viel mehr Recht kann man fager: Du 
haft vorfägli und mit böjer Abfiht gehandelt Und warum das? 

Gleich zuerst, meine Herren, aus dem Grunde, weil er ja im 
Minijterium Badeni gejejien hat und dur Di und Dünn mit dem 
Deinijterium Badeni gegangen ijt bis zum Schluſſe und, verehrte 
Herren, weil er alle die ausgezeichneten Reden von der deutihen Oppo— 
jition mitangehört hat (So est es! links), die den Standpunkt vertreten 
haben, daß unter gar feinen Umjtänden der Verordnungsmweg weder 
proviſoriſch noch definitiv in Bezug auf die Spradenfrage angewendet 
werden kann oder darf. (Do est es! links.) 

Daher ſage ih, wenn irgendivo eine böje Abjicht, eine Vorjäß- 
lichkeit nachweisbar ift, Jo ilt e3, verehrte Herren, zweifellos gegenüber 
dem Miniſter Gautſch der Fall. 

Was diejenigen betrifft, die mit ihm unterſchrieben haben, nun, 
ſo ſchaut der eine ſehr unſchuldig aus; von dem glaube ich wirklich, 
daß er nur unterſchrieben hat, weil der Miniſterpräſident es verlangt 
hat. Und der andere iſt ſchließlich ein Bureaukrat und iſt ſpäter 
Miniſter geworden; er hat ſich gedacht, da muß man doch der Anciennität 
Rechnung tragen, und wenn es der Gautſch für gut hält, nun ſo 
werden wir die Unterſchrift dann ſchließlich nicht verweigern. Von den 
anderen will ich, weil ſie eben nicht anweſend ſind, weil ſie nicht mehr 
Miniſter ſind, nicht ſprechen; ich kann daher eigentlich nur den Haupt— 
ſchuldigen, den Miniſter Gautſch, in den Kreis meiner ſpäteren Erör— 
terung dann noch ziehen. 

Ich habe das Geſetz über die Miniſterverantwortlichkeit erwähnt. 
Ich erlaube mir noch das Staatsgrundgeſetz über die Ausübung der 
Regierungs- und Vollzugsgewalt zu erwähnen; da heißt es im 
Artikel IX: „Die Miniſter ſind für die Verfaſſungsmäßigkeit und Ge— 
ſetzmäßigkeit der in die Sphäre ihrer Wirkſamkeit fallenden Regierungs— 
acte verantwortlich.“ 

Näheres ſagt dann das früher erwähnte Miniſterverantwortlich— 
keitsgeſetz und im Artikel XI heißt es: „Die Staatsbehörden ſind 
innerhalb ihres amtlichen Wirkungskreiſes befugt, auf Grund der Ge— 
ſetze Verordnungen zu erlaſſen.“ 

Und, meine verehrten Herren, vom Standpunkte des Laien, vom 
Standpunkte des ehrlichen deutſchen Mannes heißt das: Wenn Du in 
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einer Berordnung, die Du hinausgibit, nicht das Geſetz anführen Fannft, 
auf Grund deſſen diefe Verordnung gegeben worden ilt, dann unter: 
liegjt Du naturgemäß als Minijter, als Staatsbeamter infolge des 
Geſetzes, dem Du Di unterziehen mußt, der VBerantwortlichkeit, und 
haſt jie zu tragen. | 

Verehrte Herren! Sch begreife gar nicht, daß man über diefe 
Sache verjchiedener Meinung jein kann. Die Staatsbehörden, ich 
wiederhole es, haben nur das Recht, auf Grund von Geſetzen Berord- 
nungen zu erlajjen; und wenn in einer Verordnung, mie e3 ja that- 
ſächlich der Tall ift, bezüglich der Verordnungen von Badeni und Gautſch 
fein Geje erwähnt oder citirt werden kann, welches das Recht zu 
diejer Verordnung gibt, dann, meine Herren, gibt man ja jelbit zu, 
daß dieſe Verordnungen in ganz ungejegliher Weile erlaſſen worden 
find. Verehrte Herren, dag man ſich Mühe gegeben hat, Gejege zu 
finden, die nur halbwegs daS Recht plaufibel erjcheinen Liegen, jolche 
Verordnungen zu erlajien, das geht ja aus den Ausführungen des 
gewejenen Minijterpräjiventen Badeni hervor, welcher ja eine lange Reihe 
von Berordnungen erwähnte; das beweist, dag man nad Gejegen ge- 
judt, dag man aber immer nur Verordnungen gefunden hat. Er 
fonnte aljo fein Geſetz erwähnen. 

Darum jagte er ja politiih bemweglid wie er war: „zu meiner 
Rechtfertigung dient, daß alle früheren Regierungen auch den Berord- 
nungsweg betreten haben.“ 

Berehrte Herren! Sagen Sie das in irgend einem Straffalle 
einem Richter, der wird fie curios von oben bis unten anſchauen 
und wird jich denken, das ijt eine eigenthümliche Logik und wird Sie 
aufllären, daß dad ganz unzulällig ilt; und wenn zum Beijpiel 
jemand der einer DiebSbande angehört hat, jagen wird: „Sa, die 
anderen haben immer gejtohlen, warum jol ich nicht ſtehlen?“ jo wird 
der Kichter jagen: „Lieber Freund, du mußt ins Loch, ich kann dir 
nicht helfen; wein die anderen, die gejtohlen haben, vielleicht ſtraflos 
ausgegangen find, weil jie durch die Lücken und Maſchen der Gejete 
durchſchlüpfen konnten, jo iſt bei dir der Diebjtahl nahmeisbar, daher 
hilft div diefe Ausrede gar nicht3.“ 

In der Politik, jagt man, wird der Charakter verdorben. Ich 
glaube, daß das in einzelnen Fällen möglih war, und ih bin froh, 
dag ih neun Jahre nicht hier war, vielleicht wäre ich auch Schon mehr 
verdorben, als ich e3, Goit jei Dank, heute in dieſer Beziehung bin. 
( Heiterkeit.) 

Verehrte Herren! Was heigen aber die Gautſch'ſchen Sprachen— 
perordnungen ind Deutſche übertragen? Man muß nämlich jo reden, 
daß es die Bevölkerung draußen veriteht. 

Sie heißen — und das verjteht jeder deutihe Mann, welcher 
Lebensjtellung immer er angehört, mag er auch außerhalb des Haujes 
jein — definitive Slavifirnng dur proviforishe Verordnungen (Sehr 
gut !), eine Thatſache, an der fi nicht mäkeln läßt. 

Und ſchon jest, nad jo Furzer Zeit des Beſtehens, zeigt es ji, 
und die Leute in allen Verhältnifjen und Lebenzftellungen jpüren eg, . 
daß durch proviſoriſche, gejegtwidrige Verordnungen eine definitive 
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endgiltige Slavifirung nicht nur des Beamtenſtandes in deutſchen Ge— 
genden, Ländern und Gauen, ſondern auch anderer Verhältnilie, bereits 
jest, nah einem Jahre Giltigkeit durchgeführt worden iſt. Wie mird 
da3 in einigen Jahren ausjehen ? 


Ein guter Oberöſterreicher kann vielleiht jagen: „Was geht 
denn das mi’ an; jol’n die Deutihen in Böhmen von den Slaven 
g’frejjen werden, dad jcheert mi’ nix.“ So reden gewiſſe clerifale 
Herren in Dberdjterreih; ich ſelbſt Habe ſolche Ausiprühe gehört. 
Sie werden jih aber wundern, wenn die Tichechen nach Oberditerreich 
fommen und ihnen die Mojtichädelköpfe zurechtjegen werden. (Aeiter- 
keit.) Dann werden jie jih an die Bauernkriege des 16. Jahrhunderts 
erinnern, dann werden jie ji erinnern, daß jie von deutichen Eltern 
geboren murden, daher die natürliche Pflicht Haben, veutich zu fein, 
deutich zu Handeln und die deutihen Stammesbrüder in jeder Noth zu 
unterjtügen und ihnen mwerfthätig unter die Arme zu greifen. (Beifall) 


„Derehrte Herren! Ich will auf den Inhalt der Gautſch'ſchen 
Verordnungen nicht in die Einzelheiten eingehen. Ich babe mir es— 
zwar herausnotirt und meine Bemerkungen dazu gemacht; ich thue es 
aber deshalb nicht, weil es ja eigentlich zumeijt nur eine Wiederholung 
deſſen wäre, was ja in zutreffender Weile vom Abgeordneten Prinzen 
Liechtenſtein geitern in ſachlicher Beziehung gejagt worden iſt. Ich 
ſage nur das Eine: Der Inhalt der jetzigen proviſoriſchen Verord— 
nungen iſt himmelweit von den Eigenſchaften entfernt, die wir von einem 
Geſetze zu verlangen als Deutſche das Recht haben, und ſie ſind 
himmelweit von den Eigenſchaften entfernt, wie wir uns die entſpre— 
chende gerechte Geſtaltung der Dinge auf dieſem Gebiete vorſtellen, und 
wir nennen es wie wir es gleich beim Erſcheinen der Gautſch'ſchen 
proviſoriſchen Verordnungen gethan haben, einen ganz gemeinen Kniff, 
wenn man Verordnungen proviſoriſch nennt, von denen man als 
geriebener Politiker, wie Gautſch es war, wiſſen muß, daß ſie definttid 
ſein und bleiben werden, wenn nicht der deutſche Michel endlich voll 
und ganz auch in Oeſterreich erwacht. 

Erſt dann, meine Herren, wenn die Verordnungen verſchwinden, 
früher nicht, werden wir ruhen. Und daß dieſe proviſoriſchen Verord— 
nungen vom Miniſter Gautſch thatſächlich definitiv gedacht waren, das 
beweiſt Ihnen etwas, was bis jetzt, meines Wiſſens noch von niemand 
hervorgehoben worden iſt, das beweiſt, daß Gautſch in ſeiner Ver— 
ordnung im 8 7 jagt, daß die Amtsſprache nach dem Ergebniſſe der 
jeweiligen Volkszählung feſtgeſetzt werde. 

Hätte ſich Gautſch die Verordnung als eine proviſoriſche gedacht, 
fo hätte er naturgemäß nur vom der legten Volkszählung reden können, 
er {priht aber von den jeweiligen Volkszählungen, und das beweiit, 
daß auch einem geviebenen Bolitifer mandmal ein fleines Unglüd 
gejchehen kann, day er nämlich das niederjchreibt, was er Jonit nur zu 
denfen und bei pajienden Gelegenheiten zum Augdrude zu bringen 
pflegt. (Sehr richtig !) 

Es genügt, zu wiljen, daß nah den Gautſch'ſchen Verordnungen 
auch in vein deutſchen Bezirken, wie es doch das Egererland unwider— 
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ſprochen ilt und bleiben wird, jederzeit von jedem Beamten die Kennt- 
nis der Leihen Sprade erzwungen werden kann, mwennzaudh nurein 
Geche im Egererland es verlangt. 


Wenn aljo in den Spradhenverordnungen des Gautſch nichts 
anderes ftünde, al3 jener Paragraph, der dazu Anlaß gibt, daß ein 
ehe im rein deutſchen Egererland dad Recht hat, zu verlangen, dal 
alle Beamten bezüglich jeines Falles Cechiſch können müfjen, jo genügt 
das, um zu jagen, daß diefe Gautſch'ſche Verordnung nit nur ein 
Verfaſſungsbruch und eine Ungejeglichkeit, jondern auch noch etwas 
ganz anderes ift. REN 
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Ich werde darauf vielleicht noch zurückkommen. 


Trotz alledem und trotzdem dieſer Standpunkt von manchen 
Herren, die nicht Abgeordnete ſind, aber den deutſchen Oppoſitions— 
parteien angehören, getheilt wird, war es mir nicht möglich, die 
Miniſteranklage gegen Gautſch einbringen zu können. Die Anklage wurde 
nicht von 40 Abgeordneten unterſchrieben. Dieſe Angelegenheit, die 
hie und da in deutſchen Wählerkreiſen und auch in anderen, nicht 
unmittelbar betheiligten Ländern, alſo außerhalb Böhmens und Mährens 
Staub aufwirbelte, hat Anlaß gegeben, daß einzelne Abgeordnete der 
deutſchen Oppoſitionsparteien inmitten ihrer Wähler erſchienen, 
jo auch der Herr Abgeordnete Dr. Steinwender, der bekannt— 
ih vor Kurzem in Kärnten in einer Wählerverjammlung über dieje 
Sade ſprach. Dort jagte er nah einem Berichte der „Djtdeutichen 
Rundſchau“ — ich bitte zu berichtigen, wenn es nicht richtig iſt, ein 
anderes Material liegt mir nicht vor, aber ich glaube, daß dieſer 
Ben richtig jein wird, weil er aus einem Kärntner Blatte ſtammt 
— (liest) : 

„Die deutjche Volkspartei hatte beichlofjfen gegen den ehemaligen 
Minijterpräfidenten Grafen Badeni deswegen die Anklage zu erheben, 
weil mit jeinem Vorwiſſen und mit feiner Unterjtügung verbrederijche 
Handlungen in den legten Sitzungen der vorigen Seſſion ausgeführt 
wurden. Dieje Anklage war ernjt und wohlbegründet; ihr Gewicht wäre 
aber offenbar geſchwächt worden, wenn gleichzeitig Anklagen eingebracht 
worden wären, die nicht gehörig begründet waren. Nun hat Freiherr 
von Gautſch Spradenverordnungen hinterlaffen, die ihrem Inhalte nach 
für ung Deutſche unannehmbar find und gegen melde wir mit allen 
auch den äußerſten Mitteln, vorgehen werden. Dagegen fehlt für eine 
Minijteranflage die böje Abjicht, welche eine Klage vechtfertigen würde. 
Bon einer ſolchen böjen Abſicht kann auch jchon deswegen nicht die 
Rede jein, weil Gautjch jeine Verordnungen ausdrücklich als ein Provi- 
jorium bezeichnet und ebenjo ausdrücklich eine gejeßliche Negelung in 
Ausjicht gejtellt hat.” 

Ich mache gewiß Herrn Dr. Steinmwender aus diejen Aus- 
führungen feinen Vorwurf, er ift eigentlich confequenter als mander 
andere, meil er ja ſchon voriges Jahr die Minijteranflage gegen Badeni 
nit unterjchrieben hat; aber eine Aeußerung eines anderen Abge- 
orbneten der Deutjchen Yortichrittspartei, die vor wenigen Tagen hier 
gefallen ift, mußte mich denn doch arg jtugig machen. (Unruhe rechts. 
— Ruf links: Ruhe !) 
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Ich bitte mir macht das ja nichts. Ich ſpreche fürs Protokoll, 
Sie können Ihre Zwiegeſpräche ganz ruhig weiterführen Mich ſtört 
dag gar nicht, ich made es jo wie Ihre Herren, ich ſpreche für das 
Protokoll. (Heiterkeit.) Herr Dr. Groß jagte am 20. April d. J. (liest) : 

„Wir haben die Unterjtügung der Anklage gegen Minijter Gautich 
wegen der Sprachenverordnungen abgelehnt, weil wir der Anficht find, 
dag das jhärfite parlamentarische Mittel der Verfaſſung, die Mintjter- 
anklage nicht voreilig abgenußt, dag ſie nur in ernten Fällen aufge- 
nommen werden darf, und daß wir die Minijteranklage nur dann in 
Anwendung bringen dürfen, wenn eine offenbar flagrante Geſetzes— 
verlegung oder ein Rechtsbruch vorliegt.‘ i 

Nah meiner Meinung beißt das: bezüglih der Gautſch'ſchen 
proviſoriſchen Sprachenverordnungen kann man nicht jagen, daß ein 
ernjter Fall vorliegt, und bezüglich der Gautſch'ſchen proviſoriſchen Ver— 
ordnungen liegt feine offenbare flagrante Gejegesverlegung und fein 
Rechtsbruch vor. Diefer Standpunkt des Herrn Abgeordneten Dr. 
Groß ſteht aber einigermaßen mit dem Standpunkte des Herren Ab- 
geordneten Dr, Fumke, den er heute vertreten hat, im Widerſpruche. 

Uebrigens mögen das die Herren miteinander ausmachen, ich 
habe keiner Anlaß des Weiteren darauf einzugehen. 

Aber, meine Herren, damit Sie nit jagen, der Shönerer 
will ſchon wieder alles bejjer willen, wie man draußen zu jprecdhen 
pfiegt, damit man alſo nicht jage, ich jei der einzige, der eine andere 
Meinung hat und die überwiegendſte Mehrheit der deutſchen Parteien 
jeien aber anderer Anficht, jo erlaube ich mir die Meinung eines 
Gaſtes der Deutihen Volkspartei anzuführen, dejjen Ausführungen und 
deſſen Logik jeine Partei wohl eher zugänglich jein wird, als meinen 
Ausführungen, den Ausführungen des bekannten „Dictators“ Sſch d- 
never. Wie ich zu diefem Ehrentitel gelommen bin, iſt mir bis heute 
nicht befannt; aber ich wäre jedem jehr dankbar, der mir dag einmal 
des Näheren ausführen würde, damit ih auch darauf zu antworten 
Gelegenheit nehmen könnte, 

Alfo diefer Gast der Deutihen Volkspartei jagt nach einem Ber 
vihte des „Salzburger Tagblattes” in einer vor Kurzem erjchienenen 
Kummer Folgendes (liest): 

„Man hätte aus rechtlichen und taftiihen Gründen die Anklage 
unterjchreiben jollen. Die rechtliche Begründung” — das ijt ein Juriſt, 
was ich nicht bin — „findet die Anklage darin, daß eine minijterielle 
Verordnung an Stelle eines Geſetzes gejett wurde, daher eine Ver— 
letzung des Staatsgrundgeſetzes eingetreten iſt, und der proviſoriſche 
Charakter dieſer Verordnung kann zwar dieſe Verletzung vielleicht ab— 
ſchwächen keineswegs aber ausſchließen. 

Die böſe Abſicht des Gautſch mit ſeinen Verordnungen das 
vorſätzliche Unrecht des Badeni, an dem er doch mitbetheiligt war, 
fortzujegen, liegt vor. 

Die ungejeglihen und widerrechtlichen Handlungen fünnen dod 
nur dur Heritelung des früheren Zujtandes wettgemacht werben, 
nicht aber durch Fortſetzung der widerrechtlichen Handlungen.“ 

Die böſe Abjicht liegt vor, jagt der Salt und Juriſt der Deutjchen 
Volkspartei, ‘weil Gautſch vorjäglid das Unrecht des Badeni fortge- 
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feßt hat. Das it eine Ausführung, verehrte Herren, die klar und 
deutlich, veritändlich, _logiih ift, und die von mir auch vollitändig 
begründet und gebilligt wird. Die ungejegliden und widerrechtlichen 
Handlungen jagt derjelbe Herr Abgeordnete, können doch nur durch 
Heritellung des früheren Zuſtandes wettgemacht werden, nicht aber 
durch Fortſetzung der widerrechtlichen Handlungen. 

Da ſagt der Gaſt der Deutſchen Volkspartei, eigentlich genau 
„des Verbandes der Deutſchen Volkspartei“, was nach den Behauptungen 
zum Beiſpiel des „Grazer Tagblattes“, welches für mich gewiß nicht 
maßgebend iſt, ſich nicht immer deckt. Verband der deutſchen Volks— 
partei und Deutſche Volkspartei ſind in einzelnen Bezirken nicht immer 
der gleichen Anſicht. 

Sch bitte, verehrte Herren, deshalb nicht wieder zu veranlaſſen, 
daß da irgendwelche Erklärungen gegen mich losgelajjen werden. Es 
fann ja das auch nicht anders jein, es ijt daS eigentlich ganz natürlich 
und ih will da niemanden einen Vorwurf machen, weder dem Ber: 
bande hier, noch den aupenjtehenden Herren, die ji mehr meinem 
Standpunkte genähert haben. Ich will damit nur darlegen, daß die 
Sade in Ihren Kreifen zumindeit jtrittig- iſt, und daß Sie nicht Urſache 
gehabt haben, in diefem Yale mir gar jo jchroff die Unterichriften zu 
verweigern. Es jcheint eben, day Sie die Schroffheit bereitS von mir 
gelernt haben (Heiterkeit), und wenn in diejem Falle das böſe Beijpiel 
gute Sitten verdorben hat, jo’ muß ih daS aus diefem Anlaſſe im 
Intereſſe der Sache wohl bedauern ditrfen. 

Ich muß nun wieder einen Abgeordneten der Deutihen Volks— 
- Partei, des Verbandes diejer Partei hier im Hauſe, und zwar einen 
hervorragenden Abgeordneten, einen Führer, den ich auch beim Namen 
nenne, Herrn Abgeordneten Dr. v. Hochenburger, erwähnen, nicht 
pieleiht um eine Störung in. irgend einer Weiſe herbeizuführen, 
jondern deshalb, weil ich daS Recht haben muß, antworten zu dürfen 
auf dffentlihde Angriffe, die mir in officielen Kundgebungen Ihrer 
Bartei gemacht worden jind. Ihre — ic weiß nicht, wie ich jie nennen 
ſoll — Nedtfertigungsichrift, die im Namen des Verbandes von Herrn 
Dr. v Hochenburger veröffentlicht worden ijt, bejchäftigte ſich viele 
Zeilen lang mit meiner Perfon und mit meinem Antrage, 

Sie müſſen mir daher gejtatten, verehrte Herren, mid aud damit 
zu beichäftigen; aber auch deshalb, weil Sie ja wiſſen — und id 
Jage da nicht$, was nicht voll und ganz der Wahrheit entſpricht — 
und jich erinnern werden, daß Sie hier, als ich von den unverbind— 
lichen Beſprechungen mit Gautſch geiprochen habe, und von den Gerüchten, 
daß e3 in Bevölferungskreijen heißt, ES jeien da gewiz Abmahungen 
im unverbindlicher Weije getroffen worden, gejagt haben: Verleumder, 
Lügner; jehr geſchmackvoll hat jich bejonders Herr Dr. Steinwender 
ausgedrüct; drei» oder viermal ausgewachſene Kügen hat Abgeordneter 
Shönerer zu Tage gebradt. Ach. will nicht mit denjelden Waffen 
fümpfen, aber dad Recht will ich mir doch nicht vertwehren laffen, mit 
einigen ſachlichen Worten zu antworten und mein jüchlicheg Material 
aus der officielen Kundgebung zu nehmen, die im Namen des Ver— 
bandes der deutjchen Volkspartei vom Herrn Abgeoroneten Dr. von 
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Hochenburger der Oeffentlichkeit übergeben worden iſt. Da heißt es 
nach einigen Ausführungen, die mir nicht ganz klar ſind und die ich 
daher übergehen muß, weil es zu weit führen würde, um da den Sinn 
herauszukitzeln, folgendermaßen (liest): 

„Später wurde der Antrag des Abgeordneten Shönerer — 
auf DBeranlafjung einiger Mitglieder des Verbandes der deutſchen 
Volkspartei — allerdings einer näheren ſachlichen Behandlung unter- 
zogen, ohne daß deren Ergebnis zu einer Unteritüßung des Antrages 
geführt hätte, Im Gegentheilel Die überwiegende Mehrheit des Ver— 
bandes ſprach ſich vielmehr gegen eine Unterjtügung aus. 

Die hiefür maßgebenden Erwägungen waren im mejentliden 
folgende: 

Die Minijteranflage ijt zweifellos eines der jchärfiten Mittel, 
deren Jih parlamentariihe Parteien bedienen können — nicht müjjen 
— um einen Miniſter wegen Gejegesverlegungen zur Verantwortung 
su ziehen. 

Die Anwendung diefes Mittels jet nah den Beitimmungen des 
Heſetzes vom 25. Juli 1867, R-G.Bl. Nr. 101, in erjter Linie 
voraus, dag ein Minijter durch innerhalb jeined amtlihen Wirkungs— 
kreiſes begangene Handlungen und Unterlajjungen vorſätzlich oder aus 
grober Yahrläfligfeit die Verfaſſung des Staates oder eines Landes 
oder ein anderes Geje verlegt hat. 

Fehlt dieſe Vorausſetzung, jo fehlt auch das Recht zur Stellung 
eines Anklageantrages, der, dennoch geitellt, in der That nur ein 
fvevelhaftes Spiel mit einem der mwichtigjten parlamentariichen Rechte 
genannt werden müßte. 

Es ijt aljo das eigentlih, wie man es mit Recht genannt hat, 
eine Sabjhrift zur Vertheidigung des Minijteriums Gautich (lest): 

„Weſentlich anders mußte ſich die Stellung der Deutſchen Volks— 
partei, die es abjihtlich unterlieg, gegen den Minijterpräfidenten Baron 
Gautſch und einzelne Mitglieder feines Cabinets wegen Erlaſſung neuer 
Spracdenverordnungen für Böhmen und Mähren einen jelbjtändigen 
Anklageantrag einzubringen, dem Antrage des Abgeordneten Shönerer 
gegenüber geitalten. 

Die Gautſch'ſchen Spradenverordnungen jtellen ſich als Ber- 
fügungen dar, durch melde die ſprachlichen Verhältniffe in Böhmen 
und Mähren bis zur gejeglichen Regelung devjelben einer mittlerweiligen 
Ordnung unterzogen werden ſollen“ 

Alſo die von mir nach meiner Anficht richtig begründete definitive 
Slavijirung auf Grund der propijoriihen Verordnungen nennt der 
‚ehr verehrte Herr Abgeordnete Dr. v. Hohenburger eine „mittler- 
veilige Ordnung der Verhältniffe". Und da Stehen wir auf ganz ver- 
ſchiedenen Standpunften, ich hoffe aber, dag wir mit der Seit wieder 
näher rücen werden, doc diesbezüglich find wir vollitändig entgegen- 
geſetzter Anſchauung. Dann heißt es weiter (Liest): 

„Es erübrigte dem Miniſterium“ — das iſt eine Entſchuldigung 
für Herrn vd. Gautih (Adgeordneter Dr. v. Hochenburger: Das 
ist nur ein Zwischensatz !) — aber ich fann doch hier nicht eine drei 
Seiten lange Schrift aus der „Deutjhen Zeitung” verlefen; wenn Gie 
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übrigens wollen, jo werde ih es thun, denn ich habe ja noch das 
Schlußwort als Antragfteller, aber es wird wohl bejjer jein, wenn Sie 
das drucken und an alle Herren vertheilen lafjen, dann könnte ſich 
jeder ein Urtheil bilden und ih würde die Geduld des Hauſes nicht 
no eine Stunde länger in Anspruch nehmen, die nothwendig wäre, 
wenn ich die ganze Sabjhrift eines Advofaten Wort für Wort ala 
deutfher Mann widerlegen wollte. 

Es heist aljo (kest): 

„Es erübrigte dem Miniftertum Gautſch, das ſich zweifellos in 
einer durch das Miniiterium Badent — aljo durch Badeni, deſſen 
Mitglied doch Gautſch mar — gejchaffenen höchſt unergq uiclichen 
Zmangslage befand, in der That nur der Ausweg, gegen deſſen Be 
tretung von Seite der um ihre Meinung befragten deutihen Ber- 
trauensmänner bei ausdrüdlider Wahrung des auch minijteriellerjeits 
anerfannten Standpunftes, daſs die Spradenfrage im Geſetzgebungs— 
wege zu löjen und jede Verordnung lediglich als einjtweilige Verfügung 
zu betrachten jei, ein grundfäglicher Einwand nicht erhoben wurde.“ 

Da find die Worte bejtätigt, die ih am 30. März d. J. bier 
gejagt habe, „es find Abmachungen getroffen worden" Ob Sie nun 
jagen mit Gautſch oder bei den Einigungen mit Gautſch, ein Advokat 
wird immer willen, wo er mir etwas anhängen kann; aber damals 
hat Herr Abgeordneter Türk gejagt: „Im Kern hat der Abgeordnete 
Shönerer Redt." Im Kern habe ih auc Recht und damit Sie mich 
nicht berichtigen fönnen, jage ih, Sie waren damals „vergautiht" (Zer- 
terkeit links), ih habe feinen anderen Ausdrud gefunden, das können 
Sie nicht berichtigen; Sie wiſſen, daß ich es wohl meine, und ich jage 
e3 offen, es freut mi, daß Sie mit Riefenichritten aus diejer „Ver— 
gautihung“ wieder herausgefommen jind, und dazu beglüdwünjde ich 
Sie aus ganzem deutichen, aufrichtigen und ehrlichen Herzen. 

Es hat aud ein anderes einfaches Mitglied der Deutichen Volks— 
partei jeinen Standpunft und den jeiner Partei gekennzeichnet, er jagte 
jo ziemlich dasjelbe, was in dieſer Nechtfertigungsichrift vorliegt, und 
ih will es daher nicht weiter erwähnen, es iſt ſozuſagen finngemäß 
dasjelbe, wie es in dem offiziellen Aftenjlüc vertreten wird. 

Meine verehrten Herren! Sch habe heute jhon zweimal gejagt, 
wir find unter uns und id) jage es zum drittenmale und meil mir 
unter uns jind und weil Sie jo ziemlich zahlreih anmejend find, was 
mi herzlich freut, gejtatten Sie mir zu jagen, und ih will nicht 
unfehlbar und nicht rechthaberijch fein, meine Meinung zu jagen als 
ehrliher Freund: Warum it e8 jo weit gefommen? Warum haben 
Sie fih in die Sackgaſſe der Verweigerung der Unterfchrift bezüglich 
der Einbringung meiner Anklage verrannt? ch hätte ja darauf nicht 
beftanden, wen Sie jelbit eine ſolche Anklage eingebradt hätten ja 
jogar wenn Sie mir nicht einmal zur Unterfchrift vorgelegt hätten, 
hätte ih etwas dagegen gehabt, wenn Sie verlangt hätten, ich joll 
dazu nicht ſprechen, hätte ich auch nachgegeben. Sie fehen, ich bin ein 
gutmüthiger Menſch, nur muß man mid zu behandeln willen. (He- 
terkeit links.) 

sh werde ihnen die Urſachen jagen, warum Sie jo meit, warum 
Sie in diefe Sadgafje gefommen find. Die hartnädige Verweigerung 
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der Unterſchrift auf die Anklage, die ja eigentlih voll und ganz Ihren 
Standpunkt vertreten hat, den Sie voriges Jahr eingenommen und den 
Sie grundjäßlich heute no einnehmen das tft aus den Ausführungen 
de3 Abgeoroneten Dr. Steinmwender heute wieder klar hervorge- 
gangen. Daran ift nichts anderes ſchuld als die Clubwirthſchaft, und 
bejjer könnte ich die Nachtheile der Entartung der Clubwirthſchaft nicht 
fennzeichnen, als mit den Worten eines Ihrer Führer, die ich bei mir 
habe und jofort verlefen werde. ch will damit nicht jagen, daß ein 
Club nicht beitehen joll, das wäre eine Lächerlichkeit. 

Ich habe erwähnt, ich bin jeit dem Jahre 1873 Mitglied des 
BertretungSförpers und weiß jehr gut, daß in gewiffer Beziehung Clubs 
nothmwendig find zur Beſprechung insbeſondere wegen Wahlen u. |. w., 
in grundlegenden wichtigen Angelegenheiten. 

Ich will ja die Beredtigung des Beitandes von politiihen Clubs 
durhaus nicht abjprehen. Was jagt nun ein hervorragendes Mitglied 
Ihrer Partei, daS Fürzlich, vielleicht heute noch in Ihrem Verbande 
jehr maßgebend iſt, Abgeorpneter Kaiſſer, und diesmal hat er mir 
wie jelten jeit jeiner Entfernung au3 meiner Partei aus dem Herzen 
geſprochen — jagt nah dem Berihte der „Deutſchen Wehr” vom 
14. Augujt 1896 — ich bin immer jehr genau, da ih auf Angriffe 
gefaßt bin, um auf die Angriffe nadichiegen, vielleicht auch vorſchießen 
zu fönnen. Abgeordneter Kaiſer jagt aljo in dar Vertrauensmänner— 
verfammlung des Deutjhen Volksvereines in Troppau: „Nur dann 
wird es möglich jein“ — das mar, bevor da3 neue Haus gemählt 
wurde und zujammengetreten ift — „alle guten Söhne unjeres Volfes 
in der Deutichen Bolfspartei zu einigen, nur dann wird Cinfeitigfeit 
und Halbheit in dem Vorgehen unjerer Bertreter zu meiden jein, wenn 
in der Deutijhen Volkspartei nie der unſinnige Clubzwang Eingang 
findet. (Hört! Hört! bei den Parteigenossen.) Jeder Vertreter muß 
als jelbitändiger Mann und Abgeordneter dajtehen und darf jie nicht 
zum Werkzeuge einer Elubregierung herabwürdigen.“ Das jagt Abge- 
ordneter Kaiſer. Ih habe diefen Worten meiter nichts hinzuzufügen. 

Was jagen andere fernerjtehende Kreije? Laſſen Sie mich eine 
Aeußerung einer im Auslande, in Berlin erjcheinenden Zeitung, der 
„Deutichen Zeitung” erwähnen. Die Berliner „Deutjche Zeitung" dom 
9. April 1898 fagt in Bezug auf den Nechenjchaft3bericht des Ver— 
bandes der deutichen Volkspartei: „Alfo weil die Regierung das Geje 
für geießlich erklärt” (meil fie nämlid durch Gautſch erklärt hat, die 
Sprachenfrage ſolle geletlich geregelt werden), „aljo weil die Regierung 
das Gejet für gefeglich erklärt, befommt jie das Recht zu einer probi- 
ſoriſchen Ungejeglichkeit, das heißt allo in Dejterreih zu einer Unge— 
jeglichfeit, die länger zu dauern Ausſicht hat als irgend ein definitiver 
Zuſtand. (Abgeordneter Dr.v. Hochenburger: Die meisten Zeitungen 
haben die Schrift nicht gelesen!) Ich habe jie gelejen und ich erwähne 
das als Stimme einer Zeitung, die im Reiche erjcheint. 

Ich habe mich mit ihr nicht indentiftcirt, ich vertrete nur jene 
Worte, welche ich hier als meine eigenen befanntgegeben habe. Will 
einer der Herren der Volfspartet diefen Sat miderlegen, jo jteht e8 ihm 
frei, e8 zu thun; es wird ihm zwar einigermaßen ſchwer fein, aber 
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einem gewiegten Juriſten mwird es ſchon irgendwie möglich fein, 
(Heiterkeit.) | 

Laſſen Sie mid Ihnen, weil da gerade eine jolche Notiz vor 
mir liegt, nur furz jagen, daß jo ziemlich diejelben Gründe, welche die 
Berechtigung der Minijteranklage gegenüber den Gautſch'ſchen Verord— 
nungen nachweiſen, ja in einer Beziehung vielleiht ſogar noch mehr, 
und zwar grundlegende Gründe Geltung haben können und müllen in 
Bezug auf dag jogenannte Farbenverbot. Berehrte Herren, da ijt die 
Sade nur noch viel einfacher und klarer als in dem früher erwähnten Falle. 

Die Regierung hatte nur dann das Recht, ein ſolches Farben— 
verbot zu erlajjen, wenn fie zuerjt den Ausnahmszuſtand einführte. 
Das ift fo klar und auch in dem betreffenden Gejeße jo deutlich aus— 
gedrüct, daß ſich auch jeder Laie in diejem Kalle ganz gründlich aus— 
fennen fann. Die Regierung fonnte den Ausnahmszujtand in Prag 
erlafien, weil die Verhältniſſe derart waren, daß jte es vollitändig 
damit begründen fonnte, daß gewiß jehr traurige Dinge, die hier jchon 
beſprochen worden find, fich ereignet haben. 

Die Regierung fonnte voll und ganz begründen, daß jie zur Er— 
laſſung des Ausnahmszuftandes für einige Zeit vollfommen berechtigt 
war, und mwenn fie dad gethan hätte, hätte jie das gejegliche echt 
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abzeichen, welches ihnen auf Grund ihrer Sabungen bewilligt war, für 
dieje Zeit ded Ausnahmszuſtandes zu unterfagen. So ſteht der Fall, 
verehrte Herren, und da muß ich jagen, iſt es mir wieder unbegreiflich 
gemejen, daß gerade die Herren der Deutihen Volkspartei und darunter 
einige, die jo oft bei den nationalen Feſten als Füchſe an meiner Seite 
gejejlen jind, daß gerade dieſe oder einzelne von ihnen nicht unter 
denjenigen zu finden jind, die dieſen Anklageantrag unterichrieben haben 
(Abgeordneter Dr. R. v. Pessler: Das Farbenverbot war nicht 
Gegenstand der Ministeranklage. — Widerspruch bei den Partei- 
genossen des Redners.) Ich habe, da bin ich irrig berichtet, geglaubt, 
daß es ſich um das Farbenverbot Handelt, aber ich bitte, verehrte 
Herren (zur Linken gewendet), ich werde da nichts weiter veden, wenn 
da ein Mißverſtändnis obmaltet. 

Nun, verehrte Herren, was muthet man, um auf die Spracden: 
berordnungen zurüdzufommen, und Deutihen oder überhaupt den 
Staatsbürgern denn eigentlich infolge diefer Sprachenverordnungen zu, 
der Epradenverordnungen des Badeni und des Gautſch, um mich kurz 
auszudrüden. 

Wir haben jeder Einzelne hier angelobt, die Geſetze des Staates 
und insbejondere die Staatsgrundgejebe zu befolgen. Das geloben mir, 
und damit ja fein Mißverſtändnis obwalte, daß vielleicht jemand nicht 
weiß, was er gelobt, geloben die Herren, zum Beijpiel die Gehen und 
Polen in ihrer Mutteriprache, jo daß fie nicht jagen können: „Sa, td) 
habe nicht gewußt, was das auf öechiſch heißt „icy gelobe". 

Jeder weiß, was er gelobt, jeder weiß, daß er gelobt, die Staat$- 
grundgejege und alle anderen Gejege zu halten. Und was thun fie 
danın, ih meine die Herren von der Rechten und zum Theile bis ins 
Centrum herein? Sie befolgen dann ungejegliche Verordnungen. 
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Ich bedauere, wieder jagen zu müffen, meine Logik kann das nicht 
faſſen, nicht zurechtlegen, ih fann das mit einem Worte nicht begreifen. 
Zuerſt geloben mir volle Beachtung der Gefege und dann werden mir, 
unjere Mitbürger draußen oder, wenn wir ſelbſt es thun, mir jelbit, 
oder wenn einer von uns Beamter ijt, bejtraft, wenn er zum Beilpiel 
die ungejeglihen Verordnungen im feiner Amtswirffamfeit nicht befolgt. 

Berehrte Herren! Die meilten von Ihnen find ja auf jolden 
Gebieten viel erfahrener als ih, und Sie werden es mir vielleicht 
gelegentlich verjtändlihd machen, aber bis heute ijt mir diefer Zuftand 
vollfommen unbegreiflich, und ich weiß da feinen logiſchen Zujammen- 
hang hineinzubringen. Und mir jollen nicht nur ungejegliche, geſetz— 
widrige Verordnungen, bei deren Grlaffung man nit ein einziges 
Geſetz nennen fonnte, auf Grund dejjen eine ſolche Verordnung erlaſſen 
worden iſt, befolgen, und wenn wir fie nicht ‚befolgen, jo werden mir 
jeder in dem einzelnen Falle, wie er ſich ereignet, gejtraft. Geitraft, 
berehrtejte Herren in einem Staate, wo die höchſten StaatSwürdenträger 
in der ſchamloſeſten, frivoljten, gemeiniten, niederträdtigiten Weije die 
Staatsgrundgejege jelbjt verhöhnt, wiederholt gebrochen und nicht befolgt 
haben. (Zustimmung.) Ich bitte auch darüber um Aufklärung Mein 
deutihes Hirn, von dem ich geglaubt habe, es jei jo ziemlich normal 
conjtruirt, kann dieſe Dinge nicht fallen und nicht begreifen, und id) 
bin doc ein ziemlih aufmerfjamer Beobadter und Zuhörer aber über 
diefe Klippe bin ich bis jeßt nit hinausgefommen, trogdem ich hier 
gerne eine Weberbrüdung gefunden hätte. Daß das richtig iſt, beweiſt 
der Anflageantrag wegen ver Polizeiwirthſchaft, der ſogar einem Aus— 
ſchuſſe zugewieſen worden iſt, das bemeilt, daß die Mehrheit des Haujes 
auf dem Standpunkte Steht, es liegt thatſächlich — um mid milde 
auszudrücden — eine flagrante Gejegmwidrigfeit vor. Es liegt eigentlich 
viel mehr vor, aber laſſen wir es bei dem beenden. 

Nun, verehrte Herren, ih will nicht angreifen, ich till nicht 
verbittern, aber ich till gründlich und jachlich fein. Der Gegenitand 
verdient es megen feiner Wichtigkeit und die Worte, die mir zugerufen 
wurden: „Ausgewacjener Kügner“, „Verleumder“, die müjjen mir das 
Recht geben, darauf nicht zurückzuſchimpfen, jondern jahlid zu erwidern 
und das will ich eben jegt au thun. Ich will aus den Aeußerungen 
der jehr verehrten Herren der Oppofitionsparteien, die Herr Abgeoroneter 
Dr. Funke heute vertreten hat, die erwähnen, die fie gelegentlich der 
Begründung der Minijteranflagen wegen der Spracenverordnungen 
des Badeni gehalten haben. Andere Aeußerungen erde ich nicht er 
wähnen, nur die prägnanteiten, weil ich ja ſonſt in längerer Zeit nicht 
fertig werden würde, um Ahnen zu beweilen, daß fie denjelben Stand- 
punft gegenüber Gautſch nit eingehalten haben. Wenn Sie ihn heute 
wieder einhalten, jo freut es mid, wie ich es ſchon früher zu erklären 
Gelegenheit hatte. 

In der Situng am 6. Mai des Jahres 1897 bei Begründung 
des Minifterankflageantrages gegen Badent wegen der Spradenverord- 
nungen jagte der Abgeordnete Kaijer (best): 

„Wir find voll und ganz überzeugt, daß durch daS Vorgehen 
der Regierung die Verfaſſung thatfählih verlegt worden ijt und die 
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Regierung zur Verantwortung gezogen werden muß, meil jie in ganz 
unverantwortlicher Weile in die meitejten Kreije der Bevölkerung eine 
große Beunruhigung getragen hat.“ 

Dann jagt er (lest): 

„Man kann doch Leute nicht ernjt nehmen, die heute jo und 
morgen jo reden und ihre politiihde Meinung und Nehtsüberzeugung 
von heute auf morgen ändern, wie man die Kleider wechſelt“. 

Dann jagt er (liest): 

„Der Weg geht meiter, und ih muß anfrichtig jagen, daß es 
mir ſchwer anfommt, an die Herren heranzutreten, die jest folgen, 
weil fie leider unjere Stammesgenojjen find: Deutſche find es, die 
leider in einer Zeit, wo von allen Seiten dem deutſchen Volke in 
Deiterreih Nactheile und Beleidigungen zugefügt merden, um des 
Bortheiles willen, eine Kegierungspartei zu jein, jich zu den Feinden 
der Deutſchen gejellen“. 

In eriter Linie Jagte dann Abgeordneter Kaijer (lest): 


„Klagen wir auf Verlegung des Gejebes. Es ijt eine Verordnung 
erflofien, die eine Ausführung des 8 19, St.-G.-G. bringt und da 
jagt der Miniſter: Ja, dieſes Geſetz auszuführen, liegt im Wirkungs— 
freiie der Regierung, die fan mit Verordnungen ausführen, was in 
den Staatögrundgejegen nicht ausgeführt iſt. Dieje Anficht dev Regierung 
it ſchon durch den Namen des Geſetzes miderlegt. Ein Grundgeſetz 
erfordert ja doch meitere Geſetze. Es iſt nur ein Geſetz auf welches 
weitere Gejee anfgebaut werden jollen“. | 

Dann jagt Abgeordneter Dr. Sun fe in derjelben Situng vom 
6. Mai 1897 (lest): 

„Unjere nationalen Güter waren und jind gefährdet, wir jind 
verlegt in unjerem tiefiten und inneriten Rechtsbewußtſein und mir 
erkennen — ich miederhole, was ih am 9. April bereitS in Ddiejem 
hohen Haufe erklärt habe — in diejen Verordnungen einen Verfaſſungs— 
bruch, eine Verlegung der Verfaſſung“. 

Abgeordneter Dr. Funke jagt weiter: „Mir ijt die Aufgabe 
zugefallen, den Beweis zu erbringen, daß durch die beiden Spraden: 
zwangsverordnungen die Verfaſſung verlegt worden iſt“. 

SH frage da, und wenn ich es nicht bei jedem Abſatz thue, jo 
bitte ich, jih das dazu zu denken, ich frage da: Gilt das nicht auch 
für die Verordnungen des Minijterpräfivdenten Gautſch? Selbitveritändlich ! 
Auf dem Standpunkte jtehe ih auch, aber gegenüber dem einem bringt 
man eine Minijteranklage ein, und gegenüber dem anderen nicht. Aber 
das andere iſt jelbjtveritändlih, nur das nicht! (Heiterkeit. 

Abgeordneter Dr. Fumke jagt weiter (Lest): 

„Die Herren Minijter haben die Verordnungen ohne Rückſicht 
auf den zweiten Abjag erlaflen, und zwar die erite Verordnung, be— 
treffend den Gebrauch der Landesſprachen bei den Behörden im König: 
reihe Böhmen. Das iſt irrthümlich. Dazu war die Regierung in gar 
feiner Weiſe verpflichtet. Sie mußte ſich an den gejeßlich feſtgeſtellten 
Begriff, „landesüblih" halten und an dem Staatsgrundgejege darf 
auch ein Miniſter, ſelbſt wenn er ein öſterreichiſcher Miniſter iſt, nicht 
rütteln. Er hat dadurch das Recht verlegt, und dag bildet einen Grund 
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unjerer Anklage, denn wenn in der Verordnung „Landesſprache“ fteht 
jtatt „landesüblihen Sprache“ jo hat jih die Regierung dur die 
Erlaſſung diefer Verordnungen in Widerſpruch und Zwiſpalt mit einer 
ausdrücklichen Beitimmung des Staat3grundgejeßes geitellt. Die Regierung 
it zur Auslegung des zweiten Aojabes dieſes Artikels gejchritten. 
Die Auslegung von Gejegen jteht aber befanntlih nur dem Ver— 
tretung3förper für alle Königreihe uud Länder, nämlich) dem Reichs— 
rathe zu. Die Regierung hat in dieſem Punkte ihren Wirkungskreis 
und ihre Kompetenz überjchritten”. 

Abgeordneter Dr. Fumnke jagt weiter (liest): 

„Aber, meine Herren, das kann unjere Nechtsüberzeugung nicht 
erjhüttern, daß die Regierung dad Recht nicht hat, Verordnungen in 
einem ſolchen Falle zu erlafjen. Die Legalität der Verordnungen ift ja 
von ung niemal3 anerkannt worden”. 

Dasjelbe gilt nah meiner Anſicht für die Verordnungen des 
Miniſters Gautſch. 

Abgeordneter Dr. Funke jagt weiter (liest:) 

„Es iſt ſomit der Nachweis geliefert, daß die Erlaſſung dieſer 
Verordnungen der Legalität entbehrt, weil auf Grund des Artikels 
XIX nur im Wege der Gejeßgebung die Ausführung dieſes Artifelg 
jtattfinden fann. Es widerſchpricht auch — und ich beziehe mich auf 
das, was ich bereit3 am 9. April d. 3. gejagt habe — vollitändig der 
eonjtitutionellen Auffaſſung, die Staatsgrundgejege jind die gejegliche 
Grund» und Unterlage des Staates." 

Der Herr Abgeordnete Dr. Bergelt jagt in der Sitzung vom 
7. Mai 1897 (liest) : 

„Dem gegenüber muß ich bemerken, daß dieje Sprachenverordnungen, 
um die es jich hier handelt, die zulegt für Böhmen erlajjen wurden, 
weit über den Kreis der früher erlaffenen Spradenverordnungen 
hinausgehen, fie behandeln nämlich nicht bloß die innere Amtsiprache 
der jtaatlihen Behörden, jondern per extensum die ganze Spraden- 
frage bei Geriht und vor allen landesfürjtliden Behörden, meiterd 
die Dualification der Beamten, welche bei den landesfüritlichen Behörden 
angejtellt werden mwollen.“ 

Der Herr Abgeordnete Dr. Bergelt jagt in derjelben Sitzung 
(liest): 

— wird die Freiheit Zwang, aus Wohlthaten werden Plagen, 
und die Plagen werden ſo groß ſein, und ſie ſind thatſächlich ſo groß 
und ſo unerträglich, daß ich nicht zu viel zu ſagen glaube, wenn ich 
behaupte, daß das deutſche Volk in Oeſterreich ſich nie und nimmer 
damit zufriedenſtellen und dieſe Sprachenverordnungen nie und nimmer 
ertragen wird.“ 

Abgeordneter Dr. Per gelt jagt weiter (liest): 

„SH muß dem gegenüber erklären, daß dieje Verordnungen be 
jtehenden Gejegen auf das entſchiedenſte mwiderjtreiten, mit ihnen im 
MWiderjpruche jtehen und gejeßtwidrig erlaſſen jind.“ 

Abgeordneter Dr. Bergelt jagt weiter (liest) : 

„Aber ih muß auch annehmen, daß die übrigen Herren Miniſter, 

welche in den Anflageantrag einbezogen wurden, nämlich der Ackerbau— 
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minifter, der Jinanzminijter, der Handelsminiiter, ebenfalls im Bewußt— 
jein der Gejeßmwidrigkeit ihrer Handlung die Verordnungen erlafjen 
haben.“ 

Dasjelde muß gegenüber Gautſch und gegenüber den Minijtern 


gelten, die mit Gautſch die Verordnungen unterjchrieben haben. 


Er jagt weiter (liest): 
„Es war ihre Pflicht und ih will auch annehmen, daß jte diejer 


> Pflicht nachgekommen find. Wir müllen daher zum Schluſſe gelangen, 


dag ſie gewußt haben, eriteng, daß Geſetze abgeändert werden, und 
zweitens, daß jie die Geſetze abändern, ohne dazu eine gejeglihe Er- 
mächtigung zu haben." 

Dann jagt er (best): 

„Wenn ich gegen die anderen Minijter noch einen erjchwerenden 
Umſtand vorbringen ſoll, jo iſt es vor allem gegen den Juſtizminiſter, 
welcher in genauer und voller Kenntnis der Sachlage und ſchon vor 
Jahren auf die drohenden Gefahren aufmerfjam gemacht, troßdem jeine 
Unterſchrift auf die Verordnung gejett hat.“ 

Ugeordneter Dr.v. Hohenburger jagt in der Sigung vom 
7. Mai 1897 (best): 

„Wir erklären hier namens des deutſchen Volfes, zum mindejten 
eines bedeutenden Bruchtheiles desielben und gewiß mit Zuſtimmung 
aller maßgebenden Kreije unjeres Volkes, dag wir hier laut und nach— 
drüdlich gegen jene Herren Miniſter, welche die Sprachenverordnungen 
für Böhmen und Mähren mitgezeichnet haben, die Beſchuldigung erheben, 
daß jie fih dadurch einer crajien Gejegesverlegung ſchuldig gemacht, 
daß jie jih dadurch aber auh in ganz unverantwortlicher Weile an 
den Nechten des deutichen Volkes in Dejterreich verfündigt haben.“ 

Dasjelbe gilt, glaube ich, auch für das Miniſterium Gautſch. 

Abgeordneter Dr. Groß jagt in der Sitzung vom 8. Mai 
1897 (liest) : 

„Der Ausnahmszuſtand ijt dadurch herbeigeführt worden, daß die 
Regierung in zwei Provinzen rechts- und gejegtwidrig einen Ausnahme 
zuftand geſchaffen hat, der hier fein lebhaftes Echo findet.“ 

Weiter jagt er (liest): 

„Weiter aber, meine Herren, verlebt die Spracdhenverordnung 
eine ganze Reihe von Landesgejegen, nämlich die Landesgejege, durch 
welche die Statute für die autonomen Städte erlafien wurden.“ 

Und meiter (lest): 

„And noch gefährlicher ijt die Erſcheinung, daß unjer ganzes 
Verfaſſungsleben, unjere ganze Verfaſſungsgrundlage durch diefe Ver: 
ordnung erjchüttert wird.“ 

Das gilt gewiß auch von der Sprachenverordnung des Miniſteriums 
Gautſch in demjelben Maße. 

Der Abgeordnete Dr. Menger jagt in der Sikung vom 
8. Mai 1897 (liest): 

„Ich jage, der gejeglihe Stand der Frage, weil ich dev feiten 
Heberzeugung bin, daß die Spracenverhältniffe nur im Geſetzgebungs— 
wege geordnet werden können, und daß die recutive hiezu nicht 
competent iſt.“ | 
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Derſelbe Abgeordnete ſagt in derſelben Sitzung am Schluſſe 
ſeiner Ausführungen (lese) : | 

„Das find die Gründe, weshalb wir die Minifteranflage erheben. 
Wie die gegneriigen Parteien darüber entjcheiden mögen, das lajje ih 
dahingejtellt, eine Ehre wird es für feinen fein, wenn er jeine Stimme 
für Rechtsbruch und Rechtsvergewaltigung abgibt." 

Ich glaube, meine Herren, dasjelbe gilt für die Verordnungen 
des Miniſteriums Gautih aud. 

Am 8. November 1897 jagte der Herr Abgeordnete Dr. Funke 
bei der zweiten Minijteranflage über denjelben Gegenjtand (Liest): 

u... und ſtelle den Antrag, die genannten Minijter wegen 
Erlafjung diefer Spradenverordnungen, durch welche jie die Verfaffung - 
und andere Geſetze verlegt haben, zur Verantwortung zu ziehen, und 
ich beantrage, daß in Gemäßheit des S 9 des Geſetzes vom 25. Juli 
1867 daS hohe Haus bejchliege, es möge der von mir gejtellte Antrag 
auf Verjegung der Miniſter in den Anklagezujtand an einen Ausſchuß 
zur VBorberathung überwieſen werden.“ 

Er jagt weiter (lest): 

„Der Starrfinn, die VBerblendung diejer Miniſter, welde die 
Verfaſſung und eine Neihe von Geſetzen verlegt haben iſt durch alle 
die Ereigniffe des legten Sommers nicht gebrochen und nicht geändert 
worden. Darum wird die Minijteranflage heute wieder in diejem hohen 
Haufe in einer anderen und neuen Seſſion aufgenommen und begründet 
werden. Es joll dieſe Dinijteranklage der erjte und legte Mahn- und Warn- 
ruf an diefe Regierung und an den Leiter diejer Regierung jein, um 
ihr zu zeigen und zu beweiſen, daß das deutſche Volk in Dejterreich 
niht wanken, nicht mweichen wird in dem ihm aufgedrungenen erniten 
und ſchweren Kampfe.“ 

In der Sitzung vom 10. November, auch zur Miniſteranklage 
wegen der Sprachenverordnungen ſagte Baron d'Elvert (lest): 

„Bir Elagen dieſe Regierung an, daß jie mit dem Verordnungs— 
rechte Mißbrauch getrieben hat, wir klagen dieje Regierung an, daß 
fie nah Böhmen und Mähren neuerlih die Brandfadel nationaler 
Zwietracht gejchleudert hat." 

Ich glaube, das gilt in demjelben Maße aud für die Verord- 
nungen des Minijteriums Gautſch. 

In der Sitzung vom 11. November 1897 jagte der Herr Abge- 
ordnete Dr. Menger (lest): | 

„Wie verträgt es ſich aber, gegen die Meinijteranklage zu jein 
und doch die Meberzeugung zu haben, das Minijterium habe eine 
Competenz in diefer jo wichtigen Frage überfhritten? Da muß die 
Heberzeugung wanken, oder gar am Ende jelbit jih in das Gegentheil 
verfehrt haben, aus welchen Gründen, will ich nicht mweiter unterſuchen.“ 

Und heute ſtehen die Herren auf dem Standpunkte, daß ſie eine 
Miniſteranklage gegen Gautſch nicht einbringen und dieſe Sache als 
nicht ernſt betrachten, wie ſich der Herr Abgeordnete Dr. Groß aus⸗ 
zudrücken beliebt hat. Derſelbe Herr Abgeordnete ſagte in derſelben 
Sitzung (lest): 

„Während die Regierung es früher mit Parteien zu thun Hatte, 
welche die betreffenden Gejegesvorlagen ſachlich beurtheilten, hat jie 
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una jet in die ſchwerſte, wenn wir die Pflicht gegen unſer Volt 
erfüllen wollen, unverſöhnlichſte Oppoſition getrieben, jo lange bieje 
Spradenverordnungen bejtehen.‘ 

MWenn man nun jagt, daß dem Minijterium Gautjch bei Erlafjung 
der Spradenzwangsverordnungen die böje Abjicht gefehlt habe, fo 
könnte irgend ein Herr auf der rechten Seite — allerdingd müßte er 
einigermaßen auf einem jehr ertremen Standpunfte jtehen — jagen, 
auch dem Minifterium Badeni habe die böje Abjicht, wenigſtens im 
jpäteren Stadium der Sade gefehlt, nachdem Graf Badeni doch am 
12. November 1897 erklärt hat (Lest): 

„daß die Regierung jelbjt unbedingt die Trage in die Hand 
nehmen und unabhängig von diejer Action alles einjegen wird, um 
diefe actuelle Frage des Streites zwilchen den zwei das Königreich 
Böhmen bewohnenden Bolfsjtämmen einem friedlichen Ende zuzuführen, 
und zwar auf Grundlage eines Compromijjes, auf Grundlage eines 
Ausgleiches, um die Differenzen, die infolge der Sprachenverordnungen 
entjtanden find, im volliten Einvernehmen mit beiden ‘Parteien zu 
begleichen.“ 

Dann fagte der Herr Abgeordnete Dr. Kronametter in der 
Situng am 12. November 1897 (kest): 

„Ich bin für die Miniiteranklage, weil ich erſtens die Spraden: 
berordnung für eine Verordnung halte, die zu erlaſſen die Regierung 
nit competent ijt, weil durch die Anmaßung diejer verordnenden 
Gewalt der Wirfungsfreis der Legislative auf inconjtitutionelem Wege 
eingejchränft wurde, weil zmeiten® im gegebenen sale davon ein 
derartiger Gebrauch gemacht worden tit, der nicht genug verdammens— 
werth erſcheint.“ 

Es iſt möglid, daß der Herr Abgeordnete Dr. Kronametter 
bezüglich des Miniſteriums Gautſch auf demjelben Standpunkte jteht; 
ich hatte nicht Gelegenheit, ihn um die Unterzeihung meines Antrages 
zu erjuchen. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Baernreither, der jebige Handels: 
minijter, jagte am 12. November 1897 (liest): 

„Dabei haben wir den 8 13 der alten Gericht3ordnung, welcher 
das Princip enthält, daß die Spradenfrage vor Geriht nur durch 
Gejee geregelt werden jol, ausdrücklich aufrechterhalten." 

Der Herr Abgeordnete Dr. Chiari jagte in derfelben Sigung 
am 12. November 1897 (lest) : 

„Was das Weſen der Spracdenverordnungen anbelangt, jo jagt 
dag deutſche Volk draußen immer, es ijt eine Ungerechtigkeit, welche 
ihm angethan wurde, e8 ijt eine geſetzwidrige Belaftung; die Deutjchen 
behaupten, es jeien ihre nationalen Nechte nicht in derjelben Weile 
gewahrt, jondern verlegt worden,“ 

Weiter. Der Herr Abgeordnete Dr. Funke fagte in der Situng 
vom 12. November 1897 (liest) : 

„Ich bin au heute noch gegen dieje Ungerechtigkeit der Spraden- 
zwangsperordnungen und werde in diejem euer und diefen Flammen 
ſammt allen meinen Parteigenofjen ganz gewiß nicht erlahmen.” 

Ferner jagte der Herr Abgeordnete Dr. Funke in derjelben 
Sitzung (lest) : 
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„Bir aber erllären, dag unjere Minijteranklage in keiner Weije 
von den Rednern der Gegenpartet widerlegt oder entfräftet worden ijt; 
e3 it in gar feiner Weiſe tiderlegt worden, daß die Staatägrund- 
gejege über die Negierungs- und Vollzugsgewalt und über die allge 
meinen echte der Staatsbürger im Artifel 19 nicht verlegt worden 
wären.” 

Nun, meine Herren, ich glaube und wiederhole es, daß alle dieje 
Ausiprüce, die ih mir mit Mühe herausgejuht habe — und man 
fann mir nicht die Einwendung machen, ich hätte die ganzen Reden 
verlejen und nicht einzelne Sätze herausreißen jolen, ich habe mir die 
Mühe genommen, die prägnanteiten Sätze herauszunehmen — den 
Standpunkt fennzeichnen, den ih auch heute noch mit der Minifter- 
anklage gegen Gautſch vertrete und den die Herren auch noch vertreten 
mit Ausnahme aber der Miniſteranklage. j 

Sie mögen das drehen und menden wie Sie wollen, eine Ab- 
ſchwächung iſt Doch eingetreten, weil Sie die Minifteranflage troß 
Ihres jelben Standpunftes nicht mehr in Bezug auf dag Minijterium 
Gautſch eingebradt haben. : 

In Ihren Anträgen von der 12. Sejfion, verehrte Herren von 
der Linken, baden Sie ja gejagt, daß Artifel 19 des Staatsgrund— 
gejeged nur im Wege der Gejeßgebung, nicht aber durch mwillfürliche 
und einjeitige Verordnungen von Seite einzelner Deinijter durchgeführt 
werden fann. Das iſt in dem Deinijteranklageantrage der Abgeordneten 
Dr. Funke, Dr. Bergelt und Genojjen enthalten. 


Danı heißt e8 in diejem Antrage: „EI kann jomit eine Aenderung 
diefer auf gejeßlicher Grundlage beruhenden Verhältniſſe nur wieder 
im Wege der Gejeßgebung, nicht aber ohne bejondere gejeglihe Er: 
mädtigung im Wege mwillfürlicher Verordnungen jeitens einzelner 
Minister erfolgen.” Ich glaube, das gilt auch gegenüber den Spraden- 
verordnnungen des Minijteriums Gautſch. 

Sn der in der -12, Sejjion eingebrachten Minijteranflage der 
Deutichen Volkspartei, unterzeichnet von den Abgeordneten Kaiſer 
Dr. v. Hobhenburger und Genofien heißt es (lest): 

„Dieje Verordnungen verjtoßen in auffälliger Weile gegen den 
klaren Wortlaut des Artifel3 19 des Staatsgrundgejeßes dom 21. De 
cember 1867, R.-&.-Bl. Ver. 142, ſowie gegen die Beſtimmung des $ 13 
a. G:D, heben für den Bereih de3 Königreiches Böhmen und der 
Markgrafihaft Mähren die Geltung der bezogenen gejeßlichen Normen, 
entgegen dem Grundjage, daß Gelege immer nur dur Gelege ganz 
oder theiltweife aufgehoben, beziehungsmweije abgeändert werden können, 
geradezu auf und jtellen ſich als ein ebenjo fühnes, wie den allgemeinen 
Staatsinterefien abträgliches Unternehmen dar, im Verordnungsmwege die 
ftaatsrechtlide Sonderjtellnng Böhmens und Mährens vorzubereiten.” 

Dann heißt es (best): 

>. hat es der Regierung beliebt, ji außerhalb des Bodens 
der beitehenden Gefeßgebung zu ſtellen. Daß hier eine vorjägliche 
Geſetzesverletzung vorliegt, kann umjoweniger bezweifelt werden, weil 
bei Miniitern eine genaue Kenntnis der Gejete, namentlich aber der 
Staatögrundgejege, letterer umjomehr vorausgejegt werden muß, als 
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die Minijter bei ihrem Amtsantritte einen Eid abzulegen haben, womit 
jie getreue Beobadtung der Staatsgrundgejeße feierlich geloben.“ 

Ich glaube, das gilt gegenüber den Verordnungen des 
Miniſteriums Gautſch au in demjelben Maße. Und in dem Dringlid- 
feitsantrage des Abgeordneten Dr. Steinwender und Genojjen 
heißt es (best): 

„sn Erwägung, daß Aenderungen in ſprachlichen Angelegenheiten 
überhaupt nur dann im Verordnungswege zuläſſig ericheinen, wenn 
ihnen das-Einverjtändnis und die Zujtimmung aller von der Aenderung 
betroffenen Theile vorausgegangen ijt;" — melden Grundjaß id 
übrigens wicht billige — „endlid in Erwägung, daß die Gefahr 
weiterer ähnlicher Verordnungen“ — die Gautſch'ſche Verordnung war 
ja eine ähnliche — „beiteht, durch melde das Deutſchthum aud in 
anderen Provinzen aus politiihen Nebenabjichten mit Umgehung der 
Geſetzgebung geſchädigt und beunruhigt werden könnte.“ 

Das paßt ja vortrefflih auf die Verordnung des Miniſteriums 
Gautſch aud. 

In dem Dringlichfeitsantrage der Abgeordneten Dr. Funke 
_ and Genofjen aus der 12. Seſſion heißt es endlich (Lest): 


„sn der Erwägung, daß der Anhalt dieſer beiden Verordnungen 
im Widerſpruche mit den bejtehenden Gejegen und zum Theile auch 
im Widerſpruche mit der Rechtsſprechung des Oberſten Gerichtshofes 
ſteht“ — und dann heißt es (best): 

„sn endliher Erwägung, daß die Regelung der Spradenfrage 
nur im Wege der Gejegebung geordnet werden fann und darf... .“ 

Kun jagte man mir, verehrte Herren, ja das hat mir niemand 
von den Herren Abgeordneten gejagt, aber Anhänger der Fortſchritts— 
partei und der Volkspartei außerhalb des Haujes. Ja, willen Sie, Sie 
müſſen da nicht jo ftreng ing Gericht gehen, der Miniiter Gautſch 
und jeine Amtsgenoſſen waren denn doch Deutihe und aus dieſem 
Grunde müjjen Sie ja doch etwas milder behandelt werden. Aus diejem 
Grunde jcheint möglicherweije die deutſche Oppofition im Abgeordneten- 
hauje die Minijteranklage nicht eingebracht zu haben in diefem Falle, 
obwohl jie grumdjäglich noch auf demjelben Standpunkte jteht, mie ja 
aus den erwähnten Ueußerungen hervorgegangen iſt, wie gegenüber ven 
Spracenverordnungen des Miniſters Badeni, Nun, wenn das der 
Tal jein jollte bei irgend einem einzelnen der ſehr verehrten Herren 
von der Dppofition, jo jage ich ganz offen, da jtehen twir leider auf 
— ganz entgegengeſetzten Standpunkte. Wir Deutſchnationalen hier 
agen: 

Wenn es ein deutſcher Miniſter gethan hat, durch ſolche geſetz— 
widrige Sprachenverordnungen das deutſche Volk in ſeinem innerſten 
Lebensnerv zu treffen, es in ſeinen Intereſſen zu ſchädigen und ſeine 
Rechte zu gefährden, dann iſt er nach unſerer Meinung doppelt jo 
ſtrafbar als ein anderer, der als Gegner, ſei es Tſcheche oder Pole, 
aus nationalen Gründen gegenüber den Deutſchen ſo vorgeht, wie 
Badeni es gethan hat. Verehrte Herren von der Rechten! Ich glaube 
Sie werden ſich erinnern, daß ich niemals irgendein nicht zu recht— 
fertigendes Wort Ihnen gegenüber gebraucht habe. 
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Ich kann mich nicht daran erinnern; im Gegentheile weiß ich 
wohl jtet3 den Standpunft betont zu haben, daß ich einen für feine 
nationalen Intereſſen begeijterten Tſchechen und Polen zu achten ver: 
mag; daß ich ihn als Gegner bis aufs Mejjer befämpfen werde, iſt 
ſelbſtverſtändlich Aber, verehrte Herren, eben den Gegner befämpfe ich 
am liebiten, vem ich Achtung entgegenbringen fann. 


Kun jage ich, wenn deutſche Minijter e8 waren, und e3 ijt ja 
das der Fall, wie gejagt wird, daR Gautſch, Körber, Bylandt, 
Böhm, Ruber, Stremadyr und der allerniederträdtigite Gleispach 
von deutſchen Eltern geboren jind. Wenn das richtig it — und der 
jegige Minifter mag jprechen, was er mwill während meiner Rede, es 
trifft ihn auch, und ich ſpreche gerne in Anmejenheit derjenigen, Die 
meine Ausführungen betreffen jollen — jo jage ih, da haben jie 
etwas gethan, was in altgermanijchen Zeiten als das ärgite Verbrechen 
beitraft worden ijt. Sie haben dag gethan im Bewußtjein deſſen, was 
fie thun. Ein jolder Miniſter kann ſich nicht, wie vielleicht irgend ein 
junger, plößlich hereingewählter Abgeordneter, damit ausreden, daß er 
die Tragweite von diejer Maßregel oder jener Verordnung nicht gleich 
verjtanden hat. Mit dem kann ein Minijter in jo michtigen Fällen 
nicht kommen, und daher miederhole ih es und ſage es noch einmal 
offen, dag die Miniiter, die von deutſchen Eltern geboren jind und 
dieſe Sprachenzwangsverordnungen von Stremayr angefangen bis zu 
Gautſch unterichrieben haben, das ſchwerſte Verbrechen begangen haben, 
welhes vom nationalen Standpunkte aus begangen werden fann 
nämlich jih des nackten Volfsverrathes vorjäglihd ſchuldig gemacht 
haben. 

Da möge mir der Herr Abgeordnete Dr. Steinwender nidt 
damit fommen, daß bei Gautſch eine Ausnahme zu machen tit, daß er 
feine böje Abjicht gehabt habe. Ich habe es Schon früher erwähnt, 
und brauche e3 nicht zu wiederholen, daß er gerade umjo jtrafbarer 
tft, weil er früher als Miniſter Gelegenheit hatte, auf vielen Gebieten 
hatte, mehr Erfahrungen zu machen, als mander andere, der in den 
legten 15 bis 20 Jahren auf der Miniſterbank jap. 

Dan kommt ung, wenn wir von jolden Dingen jprechen, welche 
den Lebensnerv des deutſchen Volkes in Dejterreih berühren, nicht 
von anerfennensmwerther, national begeijterter polniſcher Seite, nicht 
durh das Wort des Polen Jaworski, jondern dur den Mund der 
oͤſterreichiſchen Excelleiz Jamworsfi immer und immer tieder mit 
dem breit ausgeſprochenen und oft miederholtem Worte von der 
Staatönothwendigfeit. Wir können diefen Standpunkt weder billigen, 
noch begreifen, noch entſchuldigen. Verehrte Herren! Wir können dann, 
wenn es ſich um nationale Rechte und Intereſſen unjeres Volkes 
handelt, eine Staatsnothwendigfeit nie und nimmer anerkennen mir 
können es nicht nur nicht, wir wollen es auch nit! Wir jagen, wir 
find gerne bereit, dem Staate zu geben, was des Staates ijt, in dem 
zalle, wo die Intereſſen unjeres Volkes mit den Intereſſen des 
Staates zufammenfallen. Verehrte Herren! Solde Fälle gibt es genug, 
da werden wir dem Staate niemals das verweigern, was er mit Recht 
von ung zu beanſpruchen hat. Wenn er aber über unjere nationalen Rechte 
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hinausgehen, wenn er uns drangjaliren, wenn ev und auf beimat- 
lihem, auf uralt deutſchem Boden enteignen will, dann kommen von 
unjerem Standpunkte aus die nationalen Volksrechte zuerjt, und in 
zweiter Linie erit das öſterreichiſche Staatsredt. Wir fennen die 
Paragraphe des Hochverraths und alles, was damit zujammenhängt. 
Wir fühlen uns nit ſchuldig des Hochverraths; Denn fönnte man 
uns belangen — man hat e3 jchon verſucht — jo hätte man es längjt 
mit Shrer Zujtimmung von beiden Seiten des Hauſes getyan. Wir 
fennen die Baragraphe des Hochverraths, wir werden uns derſelben 
nicht ſchuldig machen; darüber aber, was wir fühlen und denken, jind 
wir uns felbit, und niemand anderem verantwortlich. (Dravo ! Bravo ! 
seitens der Parteigenossen.) 

Wenn von Seite der genannten djterreihiihen Excellenz wieder- 
holt gejagt wurde, die Staatsnothwendigkeit erfordert dies, erfordert 
jenes, jo gejtatten Sie mir, darauf zu antworten mit einem treffenden 
Spruch, den ih vor wenigen Tagen in den „Alldeutſchen Blättern‘ 
gefunden habe. Der Sat lautet (liest): 

„Die Befliljenheit, au den „Staatsnothwendigkeiten“, gerecht zu 
werden, ijt doch nur in geordneten Verhältniſſen geboten.“ 

Als geordnet aber können Zuſtände nicht bezeichnet werden, Die 
eben die Folge einer Verlegung deutſchen Rechtes, hervorgerufen durch 
die Badeni'ſchen und Gautſch'ſchen Sprachenzwangsverordnungen, ſind 
Solange dieſer Stein des Anſtoßes nicht beſeitigt iſt, bleiben die Be— 
ſchluſſe der Volkstage zu Eger und Klagenfurt in Kraft, jind die 
Männer, die fich ihnen unterordneten, an die geleiteten Schwüre ge- 
bunden.” (Beifall: links.) 

Ich unterjchreibe jedes Wort, das in den „Alldeutſchen Blättern“ 
in diejem Sate zum Augdrude gekommen iſt. Wir Deutjchnationale 
und hinter und ein großer Brudtheil des deutichen Volkes in Deiter- 
reich kämpfen mit vollem Rechte gegen gejegwidrige Ordonnanzen und 
gegen eine ji als Gemwaltthätigkeit bewiejen habende Mehrheitstyrannei 
in diefem Parlamente. 

Wenn leider von Seite der Oppoſition der Zwiſchenruf gefallen 
it: „Und der, der jo ſpricht“ — ih nämlid — „iſt auf Urlaub ge- 
gangen, al3 die mwichtigiten Angelegenheiten in diefem Haufe verhandelt 
wurden“, jo hat der Betreffende vielleicht nicht gewußt, aber jeine 
Parteigenofjen haben es gewußt, warum ich auf Urlaub gegangen 
bin Ich bin auf Urlaub gegangen, weil Sie mir die Unterjtügung 
auf einen nebenſächlichen Antrag, auf namentliche Abjtimmung, ver— 
meigerten, eine Unterjtügung, die Sie jedem parlamentariihen Fuchs 
zutheil werden liegen in diejer Zeit. Ich bin damals auf Urlaub ge- 
gangen, um nicht nächſten Tages hier meinen Gefühlen vollen Lauf 
lajjen zu müffen, weil es mich aufs tiefite verlegen mußte, daß man 
die Unterftügung in einem ſolchen nebenfächlichen Falle vemjenigen ber» 
weigerte, der doch immerhin für die Sache des deutſchen Volkes nach 
ſeinen beſcheidenen Kräften wenigſtens dachte, ſeit 30 Jahren ſeine 
Schuldigkeit zu thun (Bravo! Sehr richtig ! links.) 

Und warum müſſen wir uns vadern, plagen, aufregen und 
arbeiten — und gerade deshalb jollten insbejondere die Herren der 
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Fortſchrittspartei nicht fo entichieden oft gegen mich auftreten in ihren 
Blättern — warum müjjen wir und vadern, plagen, aufregen und 
arbeiten? Weil mir die Sünden mieder gutzumachen haben, die jie 
in nationaler Beziehung begingen, al3 fie in der Mehrheit, am Ruder 
waren, und auf die Regierung Einfluß hatten. 

Die Männer von Gilli haben daS Recht vermwirkt, und in natio- 
naler Beziehung irgendwelche Vorſchriften zu machen. Clara pacta boni 
amici; vergelien wir das und gehen wir in Zukunft vereinigt auf den 
Feind 108, Wenn ih oft in Verſammlungen jagte, ich will in ſolchen 
Fällen der Leßte jein, jo will ih mein Wort halten. 

Ich will mitthun, als letzter auch deshalb, um, wie ich auch oft 
in Verſammlungen jagte zu verhindern, dag irgendeiner hinter der 
Gefechtslinie ſich verduftet. ( Heiterkeit.) 

Dan jpriht ung gegenüber von deutſcher Gemeinbürgihaft. Wir 
brauchen fie nicht, denn mir waren und jind ſtets am Plage, wenn e3 
jih darum handelt, für die nationalen Intereſſen unjeres Volkes einzu- 
treten. Uns gegenüber braucht man dag Wort nicht. Allerdings verjtehen 
wir die deutjche Gemeinbürgjchaft nur miteiner gewiſſen Einihränfung, die 
ich nicht beijer zum Ausdrude bringen fanıı, al3 wenn ich die Worte Jahns 
anführe, welche lauten: „Den Deutſchen fann nur durch Deutſche ge— 
holfen werden. „rende Hilfe bringt die Deutjchen immer tiefer ing 
Verderben.“ Alfo eine deutſche Gemeinbürgjchaft mit fremden nationalen 
Elementen fünnen wir nicht anerfennen und in die fönnen wir niemals 
eintreten. Mag geſchehen was da wolle. Wir werden aber auch gewiß 
nicht ermangeln, unjeren Mann zu jtellen, wenn es ji, wie ich 
twiederholt jagte, um die Vertretung der wahren und richtigen Intereſſen 
unjeres Volkes handelt. 

Berehrte Herren! Nicht von meiner Seite ijt ja ein Vorwurf 
zum Beijpiel gegenüber den Herren Bertretern der polniſchen Zunge 
deshalb gefallen, weil jie — ih weiß das nicht — für ein Fünftiges 
Großpolen ſchwärmen. Jh Fönnte, menu jie es thun, diejen Standpunkt 
begreifen, ich fünnte ihm Achtung entgegenbringen, weil ich ihn eben 
vom nationalen Standpunkte auffaſſen würde. 

Alſo nicht von meiner Seite iſt ein ſolcher Anwurf gekommen, 
er iſt aber gekommen von einem Mitgliede des verfaſſungstreuen 
Großgrundbeſitzes, von dem Herrn Abgeordneten v. Grabmayr, in 
einer, wie es ſcheint, von ihm ſelbſt herausgegebenen Druchkſchrift, und 
die er wohl vermuthlich früher vichtiggejtellt hat. Da heißt es — es 
ift dies aus dem Abdrude einer Nede des Herrn Abgeordneten von 
Srabmayr, die er in einer Wählerverfammlung zu Meran am 15. Juni 
1897 gehalten hat, da heißt es wörtlich (Liest): 

„Den Reigen in dieſer Majorität führt die polniſche Delegation“, 
die nur jo lange in öjterreihiihem Patriotismus Geſchäfte madt, big 
jih ihr treu gehegtes großpolniſches Ideal verwirklicht, die Dejterreich 
\o lange als bequeme, mohlausgejtattete Schughütte zu bewohnen ge- 
denkt, bis ſie in ven jagellonijgen Zukunftspalaſt überjiedeln kann, an 
dejfen Wiederaufbau fein echter Pole zweifelt." | 

Ich bitte fih darüber mit Herrn Dr. vd. Grabmayr au 
einanderzujeßen, denn der Herr Abgeordnete, der ohne mi zu kennen 
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— mir ift e8 wenigſtens nicht erinnerlih, daß ih mit ihm in irgend 
einer Weiſe näher befannt geworden wäre, ich entichuldige mi im 
vorhinein, wenn ih unrichtig berichtet bin — mich nah Zeitungsnach— 
richten in dad Bereich jeiner Erörterungen gezogen und unverdienter- 
weiſe auf mich losgejchlagen hat. Derjelbe Herr Abgeordnete hat in 
diefer genannten Rede jeinen Standpunft über die Spradenfrage 
folgendermaßen dargejtellt (lest) : 

„Auf den Einbruch in das rein deutijche Sprachgebiet, jo wie ihn 
die Badenöü'ſchen Drdonnanzen organifiren, müſſen die Tſchechen ver 
zichten; eine jolde DBergemaltigung werden ji die Deutſchen nie und 


nimmer gefallen lajjen, jie werden im äußerſten Widerjtande fortfahren, 


bis das jchreiende Unrecht verſchwindet. Darüber gebe man jih doch 
feiner Täuſchung Hin: den Deutſchen ijt es diesmal furdtbar ernit. 

Solange jie ihr Recht nicht finden, wird der parlamentarijche 
Apparat nit fungiren. Von diefem Entſchluſſe fann die Deutjhen 
feine Sittenpredigt und feine Drohung abbringen. In dieſem aufge: 
drungenen Kampfe müſſen die Deutjchen ſiegen; denn eine gemalt» 
thätige Majorität mag über einen einzelnen Abgeordneten, jie fann 
aber nun und nimmer über das deutiche Volk zur Tagesordnung 
übergehen. 

Wir Deutſche ſind und Be dag uns diejer Kampf vielleicht 
noch mandes jchwere Opfer auflegt, daß uns vielleiht noch mande 
harte Drangjal bevorjteht, aber wir jchreden davor nicht zurüd, mir 
ſind entjchloiien und auf alles gefaßt — wir harren aus, was aud 
tommen mag." 

Ich möchte nur wünſchen, daß der Herr Abgeordnete v Grab- 
mayr mit jeinen Glubgenojjen diejen damals vor wenigen Monaten 
eingenommenen und betonten Standpunkt auch fejthalten möge. Wenn 
er e3 thut, dann werden wir auch gerne mit diejen Herren Kampf- 
genojlenjchaft zu bilden bereit jein. Und Graf de gewiß ein 
gemäßigter Politiker, jagte ähnlihdes am 31. März d. 3. in Bezug 
auf die Gautſch'ſchen Sprachenverordnungen (Liest) : 

„Ein befriedigender Zuſtand ſei dadurch nicht erzeugt worden, 
weil diejelben nicht geeignet jind, allen berechtigten Beſchwerden der 
Deutihen Abhilfe zu jchaffen. Es ergebe ſich die dringende Noth— 
wenbdigfeit, diesfalls eine gejetliche Hegelung zu verlangen. Wir werden 
den diesbezüglichen Beitrebungen unjere eifrigjte' Mitwirkung leihen, 
ausgehend von dem Geſichtspunkte, daß in eriter Pinie die Intereſſen 
des Staates in den gemiſchtſprachigen Gebieten. im Intereſſe der 
Staat3einheit vollauf gewahrt werden müſſen, und da den Deutjchen 
in ala wichtigen nationalen Verlangen vollauf Genugthuung mwerden 
müſſe.“ 

Bereite Kampfgenoſſenſchaft! Wenn er dieſen Standpunkt einhält, 
in den letzten Reihen will ich unter ſeiner Fahne kämpfen, wenn er 
dafür eintritt, vollauf dem nationalen Verlangen Genugthuung ders 
ſchaffen zu wollen. Was jagt das Volk? Man hat oft, wie man ja, 
wenn man mich jachlich nicht befämpfen kann, es zu thun pflegt, ger 
lat und gemeint: Der überjpannte Abgeordnete Shönerer, ber 
Higkopf, der Halbnarr u. j. w. Wenn ich jagte, ich verjtehe oft in 
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der deutſchen Volksſeele zu lefen, da lachte man und oft ilt das nad 
Jahren eingetreten, was ich früher vorausgejagt habe. Und was jagt 
das deutſche Volk namentlich in Böhmen? So menigitens habe ich e3 
im Berlaufe der legten Donate zu lejen Gelegenheit gehabt. Laſſen 
Sie mich es zujammenfaflen in die Worte Stauffaders im Wilhelm 
Tell, der jagte: „Kein Kaijer fann, was unfer it, verjchenfen, und 
wird ung Recht verjagt vom Reich, wir können in unjeren Landen aud) 
diejes Reichs entbehren.“ (Deifall bei den Parteigenossen.) 

Berehrte Herren! Das können Deutjche jagen; warum fie e8 
jagen können, dieje Antwort brauche ich hier nicht zu geben, meil Sie 
wohl jeder von Ihnen gewiß zu verjtehen die Kräfte haben wird. Was 
aber ijt daS Allerpeinlichite in der ganzen Spracenangelegenheit? Was 
iſt daS Allerpeinlichſte namentlih in Bezug auf die Spradenzwangs- 
berordnungen des Minijteriums Badeni? Das Allerpeinlichſte, es tit, 
dag in derjelben Wiener Zeitung vom 6. April des Jahres 1897 
unntittelbar vor der Verlautbarung der Spradenzwangsverordnungen 
für Böhmen, die, wie ich jagte, die Deutjchen big in ihren Lebensnerv 
getroffen haben, ein Allerhöchſtes Handſchreiben an den Miniſter— 
prändenten Badeni veröffentliht iſt. Das iſt daS Allerpeinlichite, ver- 
ehrte Herren. Deshalb Fanıı e3 beiprochen werden, weil diejes Hand- 
Ihreiben vom Miniſterpräſidenten Badeni, an den es gerichtet ijt, jelbit 
gegengezeichnet worden war und in dieſem Handjchreiben heißt es (Liest) : 

„Ich nehme dieje Demijfion nit an, da ih Gewicht darauf 
fege, dag eine von mir gewählte Kegierung, unbeirrt durch zeitweilige 
Parteiſchwierigkeiten, ihre Thätigkeit ausſchließlich durch das allgemeine 
ſtaatliche Intereſſe beſtimmen laſſe. 

Indem ich Sie und die Mitglieder des Cabinets der Fortdauer 
meines vollſten Vertrauens verſichere, erwarte ich, daß das Miniſterium 
auch künftig mit patriotiſcher Hingebung und nachdrucksvoller Feſtigkeit 
die Geſchäfte führen und unentwegt an jenen Grundſätzen feſthalten 
wird, welche in der bei ſeinem Amtsantritte abgegebenen programmatiſchen 
Erklärung und in der Thronrede vom 29. v. M. enthalten jind. 

Und was war in der Thronrede vom 29. März 1897 enthalten ? 
Unter anderem der Sab (liest): 

„Wenn die Xölung jo zahlreiher und wichtiger Aufgaben gelingen 
foll, werden nationale Gegenjäge ihre Berathung und fahgemäße 
Entiheidurg nicht erſchweren oder beirren dürfen." Hinausgegeben 
unter der Verantwortlichkeitt des Minijteriums Badent in Form einer 
Thronrede und ausgeſprochen vom Kaiſer jelbjit am 29. März 1897. 
Und am 6. April desjelben Jahres eine Woche jpäter die Spraden: 
zwangsverordnungen für Böhmen. (Hört ! bei den Parteigenoseen.) 

Und das Handſchreiben! ES iſt faum faßbar, es iſt faum glaub- 
ih; wenn man eö nicht jelbit miterlebt hätte, könnte man vielleicht 
jagen man hat es mit einer Geſchichtsfälſchung in dieſem Falle zu 
thun, denn den Zeitungsſchreibern iſt ja — wie Sie wiſſen — alles 
und insbeſondere das Schlechteſte zuzutrauen. Heierſceit.) Wir haben 
aber die Sache ſelbſt miterlebt; es läßt ſich nicht deuteln an den 
Worten dieſes Handſchreibens, und wenn ich geſagt habe, es berührt 
uns Deutſche und insbeſondere uns Deutſchnationale dies peinlich, ſo 
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habe ih den gelindejten Ausdruck geſucht und wohl auch gefunden, 


Ihärfere wären mir thatlähli genug eingefallen, ich habe aber ven 
mäßigiten Ausdruck gejuht; aber dabei muß ich bleiben, peinlich ijt e3 
und bleibt e8, was ich ſoeben geſchildert habe. | 

Mögen wir hoffen, im Sinne der Worte, die ich eingangs meiner 
Ausführungen von Kaijer Wilhelm I. citirt habe, dag endlich auch 
beim Kaiſer von Delterreih ſolche Rathgeber Zutritt haben, die jich 
trauen, ihm unter allen Umjtänden die Wahrheit zu jagen. (Derfall bei 
den Farteigenossen.) 

Und am 14. November — ih habe die Notiz nicht bei mir — 
jagte der übermüthige Polengraf Badeni, die Regierung wird nicht 


verſchwinden und am 30. November war ſie verihmwunden, mie ja das 


Allerhöchſte Handjchreiben auch nachweiit, welches am 1. December 1897 
in der „Wiener Zeitung“ abgedrucdt war. Sie war verſchwunden umd 
weshalb ? Weil jie dem Unmillen des deutichen Volkes weichen mußte, 
deshalb war fie verihwunden, nit aber — und dies ijt wieder 
peinlich, e8 jagen zu müſſen — meil jie dad DBertrauen der Krone 
nicht mehr gehabt hätte, denn in dem Nandjchreiben, mit dem Die 
Demifjion des Cabinets Badeni genehmigt wurde, jteht Folgendes 
(liest) : 

„Lieber Graf Badeni! Seit dem Tage, an weldem Sie Deinem 
Rufe folgend, die Bildung eines Cabinets übernahmen, big zu der 
nunmehr erfoleten Demiljion des Geſammt-Miniſteriums haben Sie 
unausgejegt bemwiejen, daß Sie nur von dem Einen Wunjche bejeelt 
waren, Mir und dem Staatswohle mit beitem Willen und allen 
Ihnen zu Gebote jtehenden Kräften zu dienen. 

Für dieje hingebungsvolle Treue in Verfolgung des hohen Zieles 
Ihrer mühevollen Arbeit, für Ihren beharrlichen, opfermwilligen Pflicht 
eifer im Intereſſe des ganzen Gemeinweſens jomwie für Ihre loyale 
Ergebenheit und Anhänglichkeit ſpreche Ah Ahnen Meinen wärmiten, 
anerfennendjten Danf aus und verjihere Sie Meines aufrichtigen, ums 
wandelbaren Wohlmwollens. “ 


Es fann feine deutſche Hand geweſen jein, die das dem Monarchen 
zum Unterjchreiben vorgelegt hat, und deshalb will ich über dieje 
peinlihe Angelegenheit hinausgehen (Abgeordneter Wladimir Ritter v. 
Gniewosz: Sie hätten besser gethan, zu schweigen! So spricht 
man nicht von Seiner Majestät !), obwohl ich des Mehreren darüber 
noch zu jagen wüßte. (Abgeordneter Dr. Rüter v. Wielowieyski: 
Es wäre besser, Sie hätten geschwiegen.) Beſſer, ich hätte geſchwiegen? 
Wir jind hieher gejendet worden, um unter allen Umjtänden nad) 
unjerer Ueberzeugung unjere Pflicht hier zu thun, und wer dann nicht 
die Wahrheit jagt, wenn jte ein Scandal iſt, der ijt ein Schuft und 
Schurfe. (Beifall links! — Lärm rechts. — Abgeordneter Dr. Riter 
v. Wielowieyski: Die Immunität kann missbraucht werden ! — 
Abgeordneter Wolf: Wenn wir die Civiliste zahlen, werden wir 
auch darüber reden dürfen! — Abgeordneter Hofer: Wozu stehen 
wir hier? — Abgeordneter Dr. Ritter v. Wielowieyski: Aber 
man muss sich mässigen. — Abgeordneter Wolf: Um auf dem 
Bauche zu kriechen, dazu sind wir hier! — Abgeordneter Hofer: 
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Wir sind keine Hofrathscandidaten! — Abgeordneter Iro! Man 
muss auch oben sagen, was unten im Volke vorgeht! — Abgeordneter 
Dr. Ritter v. Wielowieyski [zum Abgeordneten Schönerer]: 
Sie haben vom Kaiser gesprochen!) Wir Deutſche kennen da3 Wort: 
Bürgerjtolz vor Königsthronen ! 

Wie jol der Monarch in die Lage kommen, jemal3 richtige 
Maßnahmen treffen zu können, wenn nicht Bürgerſtolz vor Königs— 
thronen heute no zu finden wäre. (Beifall links. — Abgeordneter 
Ritter v. Wielowieyski: Missbrauch der Immunität!) 


Ich habe nicht die Ehre, den Herrn zu fennen, jei er Pole oder 
Tſcheche, ich bedauere die betreffende Nation, die dur den Mund 
dieje3 Herrn, mir vermehren will, al3 Deutſcher hier meine Pflicht zu 
tun. (Adgeordneter Ritter v. Wielowieyski: Die Polen haben 
gelernt, Kaiser Franz Josef I. zu ehren und zu lieben, und ich ver- 
biete Ihnen, ihn zw besudeln, unseren Kaiser ! Jetzt reden Sie weiter, 
wenn Nie wollen! — Andauernder Lärm. — Abgeordneter Glöck- 
ner: Sie sind doch nicht der Präsident! — Abgeordneter Wolf: 
Der ertheilt das Wort hier, der Hofrathscandidat! — Abgeordneter 
Iro: Man muss oben das sagen, was unten im Volke vorgeht! — 
Abgeordneter Erb: Wer hat denn die meisten Revolutionen gemacht ? 
Die Polen ! — Abgeordneter Ritterv. Wielowieyski: Revolution, 
aber keine Wirthshausscandale ! — Abgeordneter Wolf: Wir sagen, 
was wir denken ! Verstanden ? — Abgeordneter Hofer: Wir beugen 
uns nicht vor Tihronen, wir Deutsche, Patriotismus gegen baare Be- 
zahlung ! — Abgeordneter Iro: Wenn Sie statt des Jubiläumsfestes 
dem Kaiser die Wahrheit sagen würden, wäre es besser ! — An- 
dauernde Unruhe. — Präsident gibt das Glockenzeichen.) 

Ich bitte, jehr geehrte Herren von der Nechten dieſes Hauſes, ich 
überlajje das Urtheil über dasjenige, was zwilchen mir und diejem, ich 
glaube polniſchen Herrn Abgeordneten, ſich abgejpielt hat, Ihnen, 
infomweit Sie in der Lage find, überhaupt ein unbefangenes Urtheil in 
diefem Falle abgeben zu können. 

Weil ih Schon das Wort ausgeiproden habe, jo lajjen Sie mic 
auch bei diefem Anlafje noch eines jagen, und das ilt, daß Sie nicht 
fo arg ich aufregen follten, wenn von diejer, der deutihen Seite hier 
irgend ein Wort von der Nichtgleihberehtigung oder von der Minder- 
merthigfeit in irgend einer Beziehung geſprochen wird, daß Sie ji 
deshalb nicht jo aufregen jollen, weil eigentlih nur dasjenige damit 
gewiß von berufener Seite zum Ausdrucke gebracht wird, was Ihr 
Borfämpfer, Minijterpräjivdent Graf Badent in jeiner Erklärung vom 
93, October 1895 gejagt hat. Da jagte er wörtlid: „Dieſe Aus— 
einanderjeßung” — zwiſchen den jtreitenden Parteien glaube id — 
„kann und joll aber nur in der Art gejhehen, daß die auf dem 
hiftoriigen Moment beruhende traditionelle Stellung und die lang: 
jäyrige allen anderen Völkern Oeſterreichs voranleuchtende Cultur des 
deutihen Volkes jtets die ihr gebührende Beachtung finden muß." Ich 
glaube, Badeni war nicht berufen, daS zu jagen, wenn ev es aber 
gejagt hat, und wenn Sie damit nicht einverjtanden Jind, hätten Ste 
das mit ihm ausmachen jollen, aber nicht ung verantwortlich maden, 
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wenn er etwas gejagt hat, was den geſchichtlichen Thatjahen im großen 
und ganzen entjpricht. 

Ich muß noch mit wenigen Worten auf die Sache zurückkommen, 
die ih ſchon gejtern in der vertrauliden Sitzung erwähnt habe, und 
zwar deshalb muß ich darauf zurückkommen, weil jie ja voll und ganz 
und unmittelbar mit dem Gegenjtande der Tagesordnung zujammen- 
hängt. Ih muß nämlich zu ſprechen fommen auf die Dittichriften, 
melde wir in der Angelegenheit der Miniſteranklage gegen Gautſch 
und bezüglich der Sprahenverordnungen, und bezügli der deutſchen 
Staatsſprache hHinausgefhict haben. Ich habe Ihon erwähnt, daß in 
dem Inhalte diefer Bittichriften durchaus nichts gefunden werden fonnte 
— und man hat fih ja naturgemäß Mühe gegeben, es zu thun — 
was der Preßbehörde irgendeinen Anlaß zum Einſchreiten geben konnte, 
und nachdem den Negierungsbehörden dieje Sache zumieder und unan- 
genehm mar, jo jind fie zu einem alten bureaufratiiden Aushilfgmittel 
gefommen, nämlid dazu, daß fie jagten, e3 jei ein Formfehler unter- 
laufen und deshalb wurde die Gendarmerie von der betreffenden Bezirks— 
hauptmannſchaft aufgeboten. Bejonder in Böhmen in Zeplis, Kaplis, 
Plan, Mündengräs, Poderſam und Kralowitz. 

Dieſe Bittjhriften wurden infolge Auftrages der Bezirkshaupt- 
mannſchaft von der Gendarmerie, angeblich, weil jie mit Beſchlag be- 
legt worden wären, abgeholt. E3 fam die Sache dann vor das Bezirks— 
gericht. Insbeſondere hat jich, das will ich noch erwähnen, die Bezirks— 
hauptmannjhaft von Poderſam hervorgethban und merfwürdigermweile 
jind gerade aus dem Bezirke Boderjam verhältnismäßig die meijten 
Bittſchriften bis jeßt eingelaufen. 

- Nun hat das Bezirksgericht Znaim, vor welches dieje Angelegenheit 
fam, entjchieden, dag da durchaus fein Formfehler vorliege, und hat 
die Beſchlagnahme jeitens der Bezirfshauptmannjhaften aufgehoben. 
Das hindert nicht, wie ich Schon erwähnt habe, das tagtäglich) ganze 
Pakete mit ſolchen Bittichriften an die Staatsanwaltihaft nah Znaim 
gejhict werden. Solde Sachen haben wir ja oft erlebt und wir willen 
e3 ja, wir bedauern es jogar, daß, wenn ein noch jo anitändiger 
Dann Miniiter wird, er dann auch zu den corrupten, alten bureau- 
fratiihen Mitteln greift. Das iſt bei ung in Dejterreich, wie es ſcheint, 
üblich, und auch in dieſem alle, verehrte Herren iſt es ganz unglaublich, 
dag ein Graf Thun als Miniſter des Innern, und daß ein 
Dr. Baernreither, den Sie alle, die ihn näher fennen, gewiß 
hochſchätzen und achten, als Handelsminiſter zu ſolchen Mitteln, ich will 
nicht jagen, greifen, daß fie aber doch Gelegenheit geben, daß ſolche 
Mittel angewendet werden wie die, welche ich jofort evt ahnen werde. 
(Abgeordneter Freiherr v. Hackelberg: Das ist ja gar nicht 
in der Uompetenz des Handelsministers, das geht die Staatsanwalt- 
schaft oder die Polizei an!) Herr Baron, warten Sie, was ich jagen 
will, Sie kennen mich feit dem Jahre 1873 und wiſſen, daß ich meinen 
Standpunft vertrete, alfo ein bißchen Geduld. 

Nehmen wir zuerit die von dem Herrn Abgeordneten Dr. Kin: 
dermann vor drei Tagen, am 26.d. M. eingebrachte Interpellation. 
Die Sade tit jo wichtig, daß feit dem 26. — heute haben mir den 


er 


29. — der Herr Handelöminiiter doch Thon in der Lage hätte fein 
fönnen, über dieje wichtige Angelegenheit, die doch eine grundjäßliche 
Bedeutung hat, heute ſchon Auskunft zu geben. 

ei Der Herr Abgeordnete Dr. Kindermann jagt in diejer 
Interpellation: 

„Wie an viele Gemeinden und Corporationen war auch an ſein 
Gemeindeamt des politiſchen Bezirkes Schluckenau — dasſelbe iſt den 
Frageſtellern bekannt — ein Circular mit dem Entwurfe einer Bitt— 
ſchrift, betreffend die Sprachenverordnungen und die deutſche Staats— 
ſprache, ausgegeben zu Schloß Roſenau, gelangt. 

Dieſe Bittſchrift wurde ſowohl vom Gemeindevorſtand als auch 
von den Gemeindeausſchußmitgliedern jener Gemeinde gefertigt. Als 
aber" — ich bitte die Herren, die es interejlirt, jegt aufzupaffen — 
„der Gemeindevoriteher das mit gedructer Adreſſe verjehene Couvert 
lautend an Herrn Georg Schönerer, Reichsrathsabgeordneter, Krems 
an der Donau recommandirt aufgeben wollte, wurde demjelben von Seiten 
des weiblichen Poſtbeamten bedeutet, dag ein Erlaß der politiihen Be- 
hörde" (Hört! Hört!) — alſo der Minijter des Innern, beziehungs- 
weile der Statthalter ijt verantwortlid -- „die Poſtanſtalten“ — ie 
ih der Poſtmeiſter das gefallen lajjen fann, ijt mir unbegreiflid — 
„auffordern, die näher bezeichneten Poſtſtücke mit dev Abgabspoſtſtation 
„Zwettl“, jomit im Zuſammenhange jtehende Rückäußerungen vom 
Erpedite „auszuſchließen.“ (Adgeordneter Wolf: Coudenhove noch 
nicht reif ?) 

Dem betreffenden Gemeindevoriteher, welcher dieſes als recomman- 
Dirt aufgegebene Schreiben trotz Einwandes der Poiterpedienten zurück— 
verlangte, blieb nichts anderes übrig, als diejes gejchlojjene Schreiben 
in ein Uebercouvert zu ſchließen und jo neuerlich aufzugeben oder die 
Aufgabe desjelben auf einem Nachbarpojtamte im nahen Sadjen zu 
bemwerfitelligen.” (Hört! Hört!) 

Da könnte jemand jagen: Ja das ijt ein einzelner Fall, jo etwas 
fann ja vorfommen, und da reden Sie noch don einem meiblichen 
Poſtbeamten. Die war halt zerjtreut, und es iſt der Fall gejchehen, 
man darf da nicht jo ftreng ind Gericht gehen. 

Meine Herren! E&3 tit fein vereinzelter Fall. Sch bin der Sache 
nachgegangen; e3 bejteht ein Erlaß (Hört! Hört!), welder das vor- 
geichrieben hat. 

Da jchreibt ein Herr aus Michelsdorf in Böhmen (Liest): 

„Die Poſtämter haben den Auftrag, Briefe an Shönerer 
nicht zu befördern, beziehungsw. jelbe vorher gründlich zu unterjuchen.“ 

Dann fchreibt ein einfacher Bürger oder Bauergmann aus 
Kolleſchowitz in Böhmen — er hat mir heute jeinen Bruder mit der 
Bittjchrift hergeichickt, der in Wien wohnt —: 

„Sch beehre mich mitzutheilen, dag mir Ihre Bittſchrift direct an 
Sie nit ſchicken fonnten, weil die Poſt den Auftrag hat, diejelben der 
Bezirkshauptmannſchaft nah Poderſam zu jchicen. (Hört! Hört! Un- 
erhört!) Auch der PVoitenführer der Gendarmerie war mittels behörd- 
lien Auftrage3 beim Bürgermeifteramte und verlangte die Drudjorte mit 
dem Bemerken, fie ſei ungejeglich. Ich beehre mich Ihnen hiebei zmei 
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Bittſchriften mit zahlreichen Unterſchriften durch meinen Bruder zu 
überjenden“. (Hört! Hört! — Abgeordneter Iro: Das sind bulgarische 
Zustände! — Abgeordneter Wolf: Das ist russisch! Abgeordneter 


Kittel: Eine solche Beleidigung würden sich die Russen nicht 


gefallen lassen! — Abgeordneter Iro: Bulgarisch ist es!) 

Da ſchreibt einer auch aus Böhmen: 

„Am heutigen Tage ſpielte ſich Folgendes ab. Der hieſige Vorſteher 
der Baugenoffenſchaft überreichte beim hieſigen Poſtamte einen Brief mit 
geſchriebener Adreſſe und Zwanzigkreuzermarke verſehen, und erſuchte um 
Ausfolgung des Aufgabsſcheines. Der tſchechiſche Poſtbeamte jagte: „Hier 
drin iſt eine Petition“ — das hat er vermuthet, weil es an mich ge— 
richtet war — „um Sicherſtellung der deutſchen Staatsſprache“, worauf 
der genannte Gemeindevorſteher wahrheitsgemäß dies bejahte. Er jagte: 
„Jawohl“, worauf der tſchechiſche Poſtbeamte erwiderte: „Sch werde 
diejelbe confiscieren (Heiterkeit) und diejelbe dev Bezirkshauptmannſchaft 
vorlegen”. Der Vorſteher nahm ſich Jeinen Brief wieder nah Hauſe, 
veranlaßte die Zujendung dieſes Briefed an den Abgeordneten S dh ö— 
nerer dur eıne Mittelsperjon“. 

Ein Brief, der ijt an der böhmiſchen Grenze im Deutichen Reiche 
aufgegeben, weil der öſterreichiſche Staatsbürger jeinen Brief der 
öſterreichiſchen Bojt unter ſolchen Umjtänden nicht anvertrauen fann 
(Hört ! Hört !): „Die Poſt hat den Auftrag erhalten, Petitionen und 
Briefe, welche an den Abgeordneten Shönerer — verſchloſſene 
Briefe! verehrte Herren — adreifiert find, zurücbehalten. Das geht 
doch“ — jhreibt diejer einfahe Mann — „über alle Maßen, wenn 
jid die Wähler nit mehr mit ihrem Abgeordneten brieflich ver: 
ſtändigen dürfen. 

Gibt es denn in Dejterreich für uns Deutſche gar Feine Gejete 
mehr”. 

Begreifen Ste die Tragmeite, melde diefe Sache hat, wenn 
jie jo in die meitejten WVolfSfreije getragen wird? Die Tragweite zu 
begreifen, ijt Sache der Herren StaatSmänner, die auf der Mintiter- 
banf jigen, 

Ich habe nicht Anlap, das ferndeutiche Blut in dieſem Falle in 
irgend einer Weiſe zur Mäßigung aufzufordern. 

Er ſchreibt weiter: „Glaubt man denn, daß wir Deutſche von 
jeder Regierung uns vergewaltigen und unterdrücken und in den Koth 
treten laſſen? Wacerer Schönerer! Erhebe im Parlamente gewaltigen 
Widerſpruch gegen dieſe Ungejeglichkeiten u. j. w., u. |. w. 

An die Staatsanwaltihaft in Znaim, habe ih ſchon gejagt, 
fommen täglid Poitpafete mit ſolchen Briefen und WBetitionen, die 
unterſchrieben und nicht unterjchrieben find. 

Aus dem Bezirfe Rumburg oder Schludenau, ih weiß nicht 
genau in welchem Bezirke der Drt liegt, um den e3 ſich handelt, wird 
mir mitgetheilt; Dieje Bittjchriften megen der Anklage des Miniſters 
Gautſch werden, durch ein vertrauliches Schreiben von hoher Stelle an 
alle Poſtämter gerichtet, mit Beſchlag belegt, jo daß die meilten, ja 
man fann jagen, vielleicht deshalb, ihren Beitimmungsort nicht erreichen. 

Präfident (unterbrechend): Ich bitte, das gehört nicht zur 
Sade; Sie haben die Dringlichkeit zu begründen. Sch rufe Sie zur 
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Sade. (Rufe: Das gehört zur Sache! — Abgeordneter Wolf: Wir 
halten die Sache für sehr wichtig und nothwendig. — Abgeordneter 
Iro: Wahrscheinlich ist wieder einmal Einer klatschen gegangen 
zum Herrn Lehrer! — Abgeordneter Hofer: Ist der Herr Pole 
dort gewesen ?) 

Verehrte Herren! Bet einer jo midtigen Sade, die ja alle 
betrifft, die das Recht, das Anſehen des Hjterreihiichen Staates be— 
trifft (Zustimmung links), das Unjehen der djterreihiichen Poſtver— 
waltung, vom Präjidium unterbrochen zu werden, das ift nur dann 
möglih, wenn e3 jih um einen Präfidenten handelt, der Mitglied des 
Präſidiuns Abrahbamomwicz-Kramär war. 

Es heißt aljo in einem anderen Briefe wieder aus einer Land- 
gemeinde: 

5 lieh die Druciorilt. im... 2... (ih fann das Wort 
nit lejen) Wirtshauje liegen, da fam der Gendarm, las fie, bejchlag- 
nahmt fie, und nimmt ite mit fi fort“. 

Sie jehen aljo aus diejen Ausführungen, daß es ſich nicht um 
einen einzigen Tall, dag es jih nit um ein Ueberjehen eines meib- 
lichen Poſtbeamten handelt, jondern daß thatſächlich ein Erlaß beiteht. 
Nach dem Rufe, welchen der Herr Minijterpräjident und nad dem 
Rufe, welchen der Herr Handel3minijter und Poſtminiſter haben, kann ich 
unmöglid annehmen, daß jie an diefer Sache betheiligt jind oder aud 
nur davon willen, Jondern wir — ich binda wenig informirt — aber 
die Herren, die jih in Böhmen bejjer ausfennen, haben mirs gejagt, 
fie ſchwören jozujagen Stein und Bein darauf, daß es wieder Gouden- 
hofes Hand war, Coudenhofes ungejegliche Hand, die jchon jo viel Unheil 
gebracht hat über Böhmen und über Dejterreich, nicht nur über uns 
Deutſche, jondern auch über die Tſchechen, denn jeder in den Pöbel— 
frawallen unverjchuldet verwundete Tihehe hat auch Anſpruch auf 
mein Mitleid, wenn er jih an der Sache nicht betheiligt hat, und 
wenn er nur infolge der Politik des Statthalterd Coudenhove in Mit- 
leidenſchaft gezogen wurde. 

Wenn nun die Vermuthung meiner Rampfgenofjen richtig ift 
und wenn es thathſächlich wieder die Hand des Statthalter Couden— 
hove ijt, dann, meine jehr verehrten Herren Minijter des Innern Grar 
Thun und Handel3minijter Dr. Baernreither, wenn Sie in diejem 
Falle diefen haarjträubenden Unfug nicht nur abjtellen, ſondern auch 


jühnen, dann, verehrte Herren — ich kann nicht dafür — haben Sie 
ih zu Mitſchuldigen dieſer Geſetzwidrigkeit thatſächlich gemacht. 
Verehrte Herren! Ich habe — es ſind 14 Jahre her — in 


einer wichtigen Sache einmal in dieſem Hauſe geſprochen. Es war 
im Mai 1884, wenn ich nicht irre, am 2. oder 4. Mai, es handelte 
ſich um die Begründung meines Antrages in Bezug auf die Verſtaat— 
lichung der Kaiſer Ferdinands-Nordbahn, deren Privilegium damals 
ausgegangen war, und um deſſen Verlängerung eingeſchritten worden 
war. Ich ſagte damals am Schluſſe meiner Rede unter anderem Fol— 
gendes: „Ich erlaube mir im Namen meiner Geſinnungsgenoſſen zu 
erklären, daß dies wohl unſer letzter Verſuch ſein wird, die Ehre des 
öſterreichiſchen Staates zu retten”. 
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Und, meine Herren, mein ganzes Streben bei Vorbringung des 
früher erwähnten Falles gieng auch noch dahin, obwohl ich es ſchon 
aufgegeben habe, die Ehre dieſes Staates auf dieſem Gebiete zu retten 
— das mögen die privilegirten Patrioten zur Kenntnis nehmen — 
doch wenigſtens das Minimum von Ehre noch zu retten, was heute 
noch auf dieſem Gebiete vorhanden iſt. 

Verehrte Herren! Ich ſagte auch damals, um unſere Zukunft 
als Angehörige der großen deutſchen Nation braucht uns unter keinen 
Umſtänden jemals bange ſein, und das ſage ich auch heute. 

Mögen Sie corrumpieren, mögen Sie die Verwaltung in der un— 
gerechtfertigſten, leichtſinnigſten Weiſe führen laſſen, durch gewiſſe, wie 
es ſcheint, privilegirte Staatsmänner, wir, verehrte Herren, werden 
nicht mehr oft unſere mahnende Stimme auf dieſem Gebiete und auf 
dieſem Boden erheben, wir werden uns vielmehr denken: Seien wir 
froh, daß unſere Zukunft wo anders liegt, als in dem Staate, der 
von ſeinen eigenen Staatsmännern nach und nach auseinanderregirt 
wird. (Lebhafte Zustimmung bei den Parteigenossen. — Zwischenruf 
seitens eines Abgeordneten.) 

Halten Sie, verehrter Herr Zwiſchenrufer — ich glaube Sie jind aus 
Oberöſterreich — halten Sie den öſterreichiſchen Staat für noch jo mächtig 
und fräftig, daß er noch ein, zwei, drei Minijterien Badeni ertragen 
fann ? (Lebhafte Zustimmung bei den Parteigenossen.) Da3 glauben 
Sie jelbjt nicht, und wenn Sie es glauben, jo glauben es Ihre Wähler 
nicht und die ſind in diefem Falle gejcheiter als fie eö in dem Augen- 
blide waren, da jie Sie gewählt haben. (Zedhafte Heiterkeit.) 

Man verſuche es — ich ſage es ruhig, ich bin nicht mehr jo 
jung und habe jozujagen mit Allem abgeſchloſſen — neuerdings mit 
einem Acte der Cabinetsjuſtiz wie im Jahre 1888. 

Man glaubte damals, wenn man einen berausnimmt, jo wird 
die berechtigte deutſchnationale Volksbewegung erichlagen und unter» 
bunden jein. Heute müßten Sie jhon, meine Herren, große Häufer 
bauen, müßten Sie Kaſernen räumen, um alle diejenigen unterzubringen, 
die jo denten wie ich in nationaler Beziehung. (Derfall bei den Parteı- 
genossen.) Wan verjuhe es neuerdings mit einem neuen Acte der 
Sabinetsjuftiz, ih bin auf alles gefaßt und ich habe, wie Nichard 
Wagner jo ſchön jagt in einer feiner Opern, „das Kürten nicht 
gelernt”. Ich ſage wie Bismard: Wir fürdten Gott und jonit nichts 
auf der Welt, am alleriwenigiten aber diterreihiihe Mapnahmen von 
noch Jo hohen Staatöbehörden, wenn fie auf ungeſetzlichem Wege gegen 
und gehandhabt werden. (Zustimmung bei den Parteigenossen.) Und 
jo treten Eie, nämlih die große Zahl der öſterreichiſchen Patrioten, 
ein oder jind vielmehr eingetreten in das jogenannte Jubiläumsjahr, 
in das Jahr, wo der heute noch regirende Monarch Deiterreihs jein 
fünfzigjähriges Jubiläumsfeſt zu feiern gedenkt. Mögen Sie Die 
Flaggenſtangen ſich erheben lafjen, wie ich heute gejehen habe, vom 
Burgthore bis hinunter, ih merde nicht mitziehen, ich werde am 
äußerſten Burgplag jtehen bleiben und werde mir das herrliche Dents 
mal des Siegers Erzherzog Karl von Aſpern betrachten und näher 
treten und die Worte lejen: „Dem beharrlihen Kämpfer für 
Deutihlands Ehre”, und werde mir, verehrte Herren, denken: 
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Wenn es jo Hochgeborenen gejtattet it, Anerfennung zu finden, 
weil fie für deutsche Ehre eingetreten find, mie will man es ung, die 
wir aus der Mitte des Volkes hervorgegangen find, vermehren, be- 
harrli einzutreten im Kampfe für die Neinheit, Wohlfahrt, Macht 
und Herrlichkeit unſeres deutſchen Volkes. ( Zerfall bei den Parteigenossen.) 

Berehrte Herren! Kein Deutſchnationaler war e3, ein Öjterreichifcher 
Patriot, Srillparzer war e3, der im Trauerjpiel „Ein Bruderzmwift im 
Haufe Habsburg” den Bruder Mathias des römiſch-deutſchen Kaiſers 
Rudolf II. jagen läßt: „Das ijt der Fluch von unjerem edlen Haufe, 
auf halben Wegen und zu halber That mit halben Mitteln, zauderhaft 
zu jtreben“. Ja oder nein. Hier ijt fein Mittelweg. Verehrte Herren. 
Ich wünſche es als Deutjhnationaler, dag man an hoher Stelle endlich 
zu einem Entſchluſſe fomme, zu feinem halben, zu einem ganzen Ent- 
Ihluffe, zu einem Entjchluffe, der den berechtigten Wünſchen und Be- 
dürfniffen auch des deutſchen Volkes entiprit. (Auf rechts: Aller 
Völker I) 

Berehrte Herren! Sch habe ja doch nicht die Aufgabe, hier alle 
Bölfer Delterreih3 zu vertreten. Schließlich wollte der verehrte Herr 
Zwiſchenrufer mir vielleiht zumuthen, aud die polniſchen Juden zu 
vertreten. Dafür würde ih mich wohl zu bedanfen haben. (Heiterkeit.) 

Ich habe es, meine Herren, mitangehört, wie am 30. März vd. %. 
die Sehr verehrten Herren Tſchechen verjchiedener Schattirungen ihre 
Rechtsverwahrungen abgelegt haben; ih habe es gehört, daß die 
froatiichden Abgeordneten ihre nationale oder, ich glaube ihre ſtaats— 
rechtlihe Verwahrungen abgelegt haben: ich habe es gelejen, tie bie 
Socialdemofraten tſchechiſcher Zunge in einer Erklärung jogar den 
Sieg des ProletariatS hier verkündet haben; ich fühlte in mir das 
Bedürfnis, daſs auch von deuticher Seite bei der Angelobung ein 
Lebenszeichen gegeben werde. Sie willen, verehrte Herren, dag ich mich 
darauf beſchränkte, aus Anlaß meiner Angelobung in ſchlichten Worten 
zu jagen, daß ich mich bejtreben werde, nicht nur die Gejege zu achten, 
Jondern unter allen Umjtänden auch für die Intereſſen und Rechte 
meines, des deutſchen Volkes, einzutreten. 

In diefer Pflichterfüllung, verehrte Herren, habe ih heute das 
Wort ergriffen. Es ijt ja begreiflih, daß viele mit mir nicht einver- 
Itanden find, aber, verehrte Herren, das eine von den wenigen Rechten 
die wir haben, gönnen Sie doch auch mir, meinen Standpunkt hier 
vertreten zu dürfen. Ich habe ja in feiner meiner Ausführungen irgend 
jemand ein gutes Wort gegeben over ihn gebeten, ſich mir in irgend 
einer Nichtung anschließen zu jollen. 

Wenn die ſehr verehrten Herren, welche die Anklage gegen Baden 
wegen der Polizeiwirthſchaft erhoben haben, ſich erinnern mollen, jo 
werden Sie wiſſen, daß ich, was jonjt nicht meine Gewohnheit iſt, an 
die Staatsanwaltfchaft gegen Baden, Abrahbamomicz und 
Kramär eine Anzeige wegen UHebertretung der Strafgejegparagı apye 
93 und 101 gemacht habe, nicht deshalb, meil ich vielleiht glaube, 
daß, troßdem eine flagrante Gejegesverlegung vorliegt, der Staats— 
anmwalt wird auch vielleiht nur diefe Eingabe durchleien, er mird 
hauen, von mein fie ift, und wird ſie mwahrjcheinlich einfach beijeite 
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legen; aber, meine Herren, ich wollte damit nur eine Probe maden, 
ih mollte nur Selegenheit nehmen, aus Anlaß eines vielleicht jpäter 
eintretenden Falles Jagen zu fönnen, da hat er nicht gethan, aber da, 
wo es ſich zum Beilpiel um Shönerer oder einen anderen ge— 
handelt hat, hat er wohl, wenn auch der yal ein ähnlicher war etwas 
ethan. 

5 Im übrigen war ich ja ganz überzeugt, al3 ich die Eingabe 
machte, daß er nichts thun wird; ich Habe mich daher bis heute weder 
geärgert noch gewundert, dag thatſächlich nichts geihehen iſt und 
begnüge mi damit auch auf diejem Gebiete als Abgeordneter und 
al3 mit von der Polizei Hinausgeichaffter meine Schulpigfeit zu thun, 
nicht jelbjt mit dem Knüttel dreinzufhlagen, jondern jenen Paragraph 
des Gejeges in Anwendung zu bringen, welcher mir eine Handhabe 
zur Verfolgung der Uebelthäter gab. 

Sa, meine Herren, ich kann mich bezwingen, ich fann mich einiger- 
maßen beherrihen; das beweije ich Ihnen dadurch, dag ih Zeuge war 
der Uebelthaten bei den Volkstage in Eger. Wenn ich und meine 
Freunde jih damals nicht hätten beherrichen fünnen, mas, meine ver: 
ehrten Herren, wäre dann geichehen ? 

Sie willen nach den Beſchreibungen, wie dort vorgegangen worden 
it. Es hätte nichts al3 Blut und nichts als Todte und Verwundete 
gegeben. Damals hat man gejehen, was e3 heißt, ſich zu beherrjchen, 
damal3 bat man gejehen, was es heißt, auf gejeglihem Boden zu 
bleiben, auch dann, wenn ale Behörden fih auf einem ungejeglichen 
bewegen. 

Verehrte Herren, Sie haben gejehen, wie ich auch die peinlichjten 
Angelegenheiten mir erlaubt habe, hier zu beſprechen. Es wird gemiß 
nicht jeder mit mir einveritanden jein, ich verlange dag auch nicht; 
aber Sie werden mir doch zugeben, daß ich meinen Standpunkt, den 
id mir gejeßt habe, Elar und deutlich vertreten habe. 

Und wenn ich das thue, befämpft man mich nicht jahlid. Da 
fommt zum Beilpiel ein jehr verehtter Herr, der mir gerade gegenüber 
jigt, der Herr Abgeordnete Dr. Shüder — der jagt — id glaube, 
dag es wahr iſt, ich bitte zu berichtigen, wenn es nicht wahr it — 
der ſagte erſt kürzlich (liest): 

„Schöner er eröffnete alſo die Feindſeligkeiten, Nicht, daß die 
großen deutſchen Parteien in ihrer Duldſamkeit daran gedacht hätten, 
dem ſtänkernden Häuptling eines Grüppchens, der durch ſeine anti— 
dynaſtiſchen Schnurrpfeifereien dem deutſchen Volke am Throne unge— 
heueren Schaden zugefügt hat, nahezulegen, er möge ſelber zuerſt ſeinen 
Schwur in Eger halten", u |. w. (Abgeordneter Dr. Schücker: 
Das habe ich nicht gesagt, ich habe ausdrücklich gesagt, dass es eine 
fremde Zeitungsstimme ıst; ich selbst habe es nicht gesagt !) 

Alſo entjhuldigen Sie, Herr Doctor, ih habe das erit heute 
befommen, ich bitte, die Sade ift für ung erledigt und es geht meine 
Ausführung den an, der es gejagt hat. (Abgeordneter Dr. Schücker: 
Ich habe das gethan, weil ich von Ihren Herren angegriffen wurde 
und in Abwehr mich befunden habe!) 

Die Sache zwiſchen uns ift erledigt, e8 geht alfo den an, der es 
gejhrieben hat. Antidynaſtiſche Schnurrpfeifereien, verehrte Herren: 
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mir thut das nicht wehe, weil ich nicht weiß, mas damit gemeint ilt?. 
man joll mir erflären, was das ilt; man joll mir auf Grund von 
Thatſachen jagen, was man darunter veriteht. Denn wenn es jo auf 
gefaßt wird, ijt es einfach eine Verdädtigung, ein Anwurf, oder es 
hat ein Schüler von dem Herrn gejagt, der auh Mitglied des hohen 
Haufes ift und der fih Abgeordneter Dr Robert Battai nennt. 
Der hat, nämlich zuerjt erklärt, daß er fih dem Linzer Programm an- 
Ihliegen wird u. f. wm. — am 13. Mai 1884 war dad. Und im 
October 1889 hat derjelbe Herr in einer Rede, gehalten am 14. October 
1889 im politiichen Bezirfövereine Mariapilf-Neubau, gejagt, und zwar 
nach dem Berichte enthalten in dem „Dejterreichiichen Reformer“ (lest): 

„Daß aber jpeciell die veutjchnationale Richtung heute, wenn auch 
niht nah dem Sinne der Mehrzahl ihrer Anhänger, aber wohl durd 
den Willen einzelner Tonangeber jich mit dem gejchilderten antidynaſtiſchen 
Alluren umgibt" — es ſcheinen aljo die Schnurrpfeifereien ins Pattai'ſche 
übertragen, Alluren zu heißen, ich weiß nicht, was es in diejem Sale 
heißt, — „fann vernünftigermweile nach den Enunciationen Türks und 
nad) denjenigen, was nacdfolgte, nicht mehr bejtritten werden.“ Alſo 
Dr. Battai hat jhon 1889 gejagt, ich treibe antidynaſtiſche Alluren, 
und im Jahre 1898 hat ein anderer gejagt, der bis jekt unbekannt 
ilt, ih treibe antidynajtiihe Schnurrpfeifereien. Mir iſt eigentlich das 
eine jo gleichgiltig wie das andere. Man muß den Menſchen nad 
jeinen Thaten beurtheilen und nicht, was über ihn geredet mird, 
Uebrigens will ih mich gar nicht ſchöner machen, als ih bin Ich 
will, weil ih Abgeordnete genannt habe, und es fünnte der betreffende 
Herr gefränft fein, wenn ich es nicht thue, auch noch den Herrn Ab» 
geordneten Rudolf Polzhofer nennen. (Abgeordneter Polzhofer: 
Der bin ich!) Ich habe nicht die Ehre. (Adgeordneter Polzhofer: 
Macht mir ein Vergnügen! Ich glaube der Bolfspartet angehörig, 
man weiß das nicht genau von Jahr zu Jahr (Adgeordneter Polz- 
hofer: Seit 18921), Abgeordneter Bolzhofer, der Volkspartei an- 
gehörig, ſagte in dem Proceſſe Fiegl —Foller als Zeuge auf die Frage 
des Vertreters Dr. Pattai Folgendes: 

Dr. Pattai: „Werden nicht auch die Geburtstage des deutſchen 
Kaiſers in den Blättern, nämlich den „Unverfälichten Deutſchen Worten“ 

efeiert ?" 

e* Zeuge: „Ja, wenn man die „Unverfälihten Deutiden Worte 
liest, glaubt man, daß fie nicht in Wien, jondern in Berlin heraus: 
gegeben werden.“ N 

Dr. Battei: „Man föünnte jagen — man behauptet, jie haben 
früher abgemadt die Gejhichte, ih glaubte es aber nit — Dies 
geihehe aus dem Grunde, weil der deutihe Kaiſer ein Freund unſeres 
KRaijers fei. Wurden auch unſere Berjönlichkeiten ſo gefeiert ?" 

Zeuge: „Gar niel” (Ruf: Entsetzlich!) 

Warum habe ich Ihnen das vorgelejen? Mancher der nicht meit 
denft — ich meine nicht die Anmejenden, die find ja befanntlich nie 
gemeint — wird jagen, ja, der Battai, der Polzho fer haben 
gejagt, Schönerer iſt ein Antidynaft u. j. w. Verehrte Herren! Die 
„Unverfälfcgten Deutſchen Worte” jind ein 14tägiges Blatt, ein natio— 
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nales Blatt. Was ſollen denn dieſe thun mit dem Geburtstage einer 
Erzherzogin, möge ſie wie immer heißen, oder eines Erzherzogs? Das 
bat doch mit der Sache eines nationalen Kampfblattes oder eines 
Blattes einer entjchieden nationalen Gruppe gar feinen Zujammenhang. 
Erfläven Sie mir, wie man da3 vom nationalen Standpunfte aus 
behandeln joll. 

Sie jehen, ich ſpreche offen und von dev Leber weg. Ich mill 
die Herren, welche jagen, dag wir von antidynaſtiſchen Alluren befallen 
find oder antidynaſtiſche Schnurrpfeifereien treiben, herausfigeln. Sie 
jollen mit der Anklageſchrift fommen und jie dem Staatsanwalt jhiden, 
an die Behörden und Miniiter und womöglich an jonjtige freimillige 
und unfreiwillige :Polizeileute, auch jene, welche damals die Polizei 
mit joldem Jubel in diefem Hauje empfangen haben, nicht ausge— 
ſchloſſen, ſie würden jich in diefem Falle ganz gut zu einer Fleinen 
Vehmgeſellſchaft eignen. 

Sch jelbit war damals, obwohl mir der Urlaub vorgeworfen 
wurde, doch am Blake; Beweis dafür ijt, daß ich von der Polizei 
hinausgeholt wurde und nicht die anderen Herren, die mir aus dem 
Urlaube einen Vorwurf gemacht haben. Dann hat man gejagt, man 
werde dem Schönerer nicht nadlaufen, und von anderer Geite 
hören Sie wieder, das tit ein jo unzugänglicher, unausſtehlicher Menſch, 
dag man mit ihm nicht verfehren fann! Wie veimt ji das zujammen ? 

Man jteht da wieder vor einem Näthjel, das ich mir nicht auf- 
zuflären vermag. 

Gehen wir noch furze Zeit auf die Spradenverordnungen und auf 
die Spradenfrage zurüd. (HTeiterkert.) Ich bin einmal beim Worte und 
warte vergeblih, daſs es mir entzogen wird; bisher iſt es nicht ges 
Ihehen, infolge dejjen muß ich weiter reden. Bis jetzt hat mir noch 
jeder Präjident das Wort entzogen; das iſt eine neue Erfahrung, es 
mag jein, daß das die Urjade iſt. (Heiterkeit links.) 

Um auf die Spradenfrage zu kommen, möchte ih Sie fragen, 
wohin eigentlich dieje Doppeljpracdhigfeit führt ? Fahren Sie nad) Prag 
— das tjt nicht weit — dort werden Sie es jehen: Zur Einjpradig- 
feit, und zwar zur tihechilchen. 

Die Spradentafeln und alles ift tihehiih. Ich komme 10+ bis 
20mal im Jahre nach Prag, und wenn ich mit einem Gefhäftsmanne 
ſpreche, jo ſchaut er ſich 14mal um, um zu fehen, ob nicht jemand 
hinten jteht, der es hört, und Jagt, der Geſchäftsgang ift ein ſo ſchlechter, 
die Leute finden nicht mehr her, weil die Straßentafeln einen anderen 
Namen haben. Ich will damit nur jagen, die Doppelipradigfeit, wie 
jie manche der Herren von der Rechten auf Grund ungejegliher Ver— 
ordnungen herbeiführen wollen, führt zu nichts anderem, als — mie 
es Prag zeigt — zur Einjpradigkeit in ſolchen Gemeinden, die doc 
zumindejt gemilhtipradig find. 

Man jagt uns, ein Deutjher in Defterreich kann nicht jo be- 
handelt werden, oder hat nicht denjelben Anſpruch mie ein Deutjcher 
anderswo. Ein Deutſcher in Dejterreih muß doppelſprachig werden, 
das ijt unſer Ziel und muß angeftrebt werden. Das jagen insbejondere 
gewiſſe doppelzüngige Regierungen; fie glauben, weil fie doppelzüngig 
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ſind, ſollen wir Deutſche doppelſprachig werden. Das iſt vielleicht Logik 
vom Standpunkte der miniſteriellen Moral, wie ſie Juſtizminiſter 
Gleispach ſeinerzeit hier vertreten hat, der uns angerempelt und gejagt 
hat, „das jcheint feine parlamentarijche Moral zu fein." Wir hätten 
viel mehr Recht, zu jagen, Sie jcheinen von Moral auf der Minifter: 
banf feine Spur zu haben. 

Man will uns doppelipradig maden und den einfachen Leuten, 
die meinen, das jet denn doch nicht ganz gereht und die das nicht 
begreifen wollen, macht man das damit erflärlih und begreiflih, daß 
man ihnen jagt: Sa, weißt Du, weil der öſterreichiſche Adler doppel- 
föpfig ijt und der böhmiſche Löwe einen gejpaltenen Schweif hat. 
(Heiterkeit links.) Mit jolhen Argumenten vertritt man dieje wichtige 
Sade; Sie jehen aber, wohin es führt, wenn jo ernite Dinge in jo 
frivoler ungelegliher Weile durch Verordnungen gehandhabt werden 
und die Regelung derjelben dadurch in Angriff genommen mwerden will, 

Prinz Liechtenſtein hat auf die Schweiz hingemiejen; ich kann 
daher dieſes mir notirte Beilpiel mir und Ihnen ſchenken, was Ihnen 
wohl angenehm fein wird. 

Ich fann darauf hinmeilen, daß man in Nordamerifa lachen 
würde, wenn jemand jagen wollte, man muß jeßt eine andere al3 die 
engliide Sprache als Staatöipradhe anerfennen. Man würde den Be- 
treffenden für einen unvernünftigen Menjhen halten, der ſolche Vor- 
Ihläge machen mollte. 

Den Standpunkt des Tiheden kann ich begreifen, wenn ich mid 
auf den nationalen Standpunkt des Tſchechen jtelle, er will uns unters 
jochen, er will mit einem Worte jlavijiren. Er ſoll es verjuden, wir 
werden ihn ſoviel als möglih daran hindern. Diejen Standpunft 
fann ich begreifen, nicht billigen; ich werde ihn bis aufs Außerite 
befämpfen, fo lange ich leben werde. Aber den Standpunkt der Polen 
fann ich nicht begreifen. Sie jtimmen da, um uns zu bedrüden, und 
in nationaler Beziehung ernitlich zu gefährden, einer Maßregel zu, die 
fie jelbjt niemals in Galizien einführen werden, die jie unmittelbar 
und mittelbar bis aufs Meſſer befämpfen werden, 

Wenn die Ruthenen Ihnen etwas unbequemer werden, werden 
Sie ihnen eine Zuſage maden, vielleicht ein kleines Gejeg beſchließen, 
aber — mie es in Galizien üblich iſt — nit durchführen. Denn id) 
ipreche da ein öffentliches Geheimnis aus, daß die meilten Gejege im 
Galizien auf dem Papiere ftehen, wenn jie den maßgebenden politiſchen 
Faktoren nicht mehr in den Kram paſſen. Laſſen Sie mich kurz ſein 
und ſagen, die Herren Polen meinen, in den Sprachenzwangsverord— 
nungen bezüglich Böhmen und Mähren den deutſchen Spruch vertreten 
zu koͤnnen, der da lautet, wenn ich nicht irre: „Heiliger Florian, du 
freuzbraver Mann, verſchone unjere Käufer, zünde andere dafür an. 
Unfere deutichen Häufer jollen angezündet werden, das ijt Ihnen Wurit, 
wenn nur fie das nicht berührt. Sie vergefien aber ganz, daß Diele 
Sade aber auch nad Galizien hinübergreifen wird und aus biejem 
Grunde von Ihnen nit jo leicht genommen werden jollte, Sie ver: 
geffen ganz, daß, wenn ein Brand in dem Nachbarhauſe oder in der 
Nachbarprovinz ausbricht, man es nicht immer in der Hand hat, ihn 
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auch auf die Nahbarpropinzen bejchränft zu jehen. Sch habe mir wohl 
aufgeſchrieben, wie die Verhältnifje in Galizien jest jind. 

Aber, meine Herren, ich habe jchon jo lange gejproden, daß ich 
mich in diefer Beziehung wohl darauf bejhränfen kann, zu jagen, das— 
jenige was die polnijche Delegation, wie jich die Herren nennen, ung 
zumuthet, dadurch, daß fie dem tſchechiſchen Standpunkte zujtimmen und 
denjelben vertreten, dadurch, daß fie in das gejchloffene deutſche Sprachgebiet 
durch jlaviihe Beamte oder auf irgendwelche Art, wie es die Berord- 
rungen ermöglichen, eindringe, haben Sie in Galizien nicht. Sie, meine 
Herren, halten in Galizien unter allen Umjtänden ein gejchlojjeneg, 
polniſches Sprachgebiet aufreht. Mein Bertrauensmann iſt ein pen- 
fionierter Gerichtsbeamter, der mir das mitgetheilt hat. Sch habe zwar 
jeinerzeit das Land bereist, aber dieje Verhältniſſe doch nicht jo genau 
ſtudirt. Ich muß daher diefem Herrn glauben, der in Galizien lange 
al3 Richter gedient hat. Sie haben heute noch in Galizien ein ge- 
ſchloſſenes polniſches Spradgebiet, ebenjo wie wir in Eger ein ge: 
ſchloſſenes deutſches Spracgebiet haben. (Adgeordneter Horvca: 
Daran zweifelt niemand !) Warten Sie nur ab, es kommt gleich; 
daran zweifeln Sie nicht, ih aud. 

Das ijt einmal etwas, wo wir einmal einig ſind, es fommt aber 
bald etwas, wo wir nicht einig jind. Die Bolen laljen ſich ihr Sprad- 
gebiet nicht durch rutheniſche Beamten durchbrechen, wir aber jollen 
unjer geſchloſſenes deutſches Sprahgebiet von tſchechiſchen Beamten 
durchbrechen laſſen. Das ijt der Unterichied, nacdt, ohne Berbrämung 
und Ausihmüdung dargejtellt. Die laſſen ſich ihr geſchloſſenes Sprach— 
gebiet auf feine Weile, auf feine Art einjchränfen oder irgendwie ihre 
politiiden Rechte dort beeinträchtigen. Wir jollten ung aber das 
gefallen lajjen. Da jollten Sie doch auch unjere Sprache anerkennen. 
Was dem einen nicht vecht iſt, iſt dem andern auch nicht billig, und 
wenn Sie auf Ihrem polniſchen Sprachgebiete beharren, jollten Sie 
uns doch auch unjer Sprachgebiet gönnen. 

Verehrte Herren! Betreffs Galizien habe ich nur noch etwas zu 
jtreifen. Sie werden — Sie brauchen zwar dieje Beruhigung von mir 
nicht, aber ih mill es doch jagen — immer viel geſucht jein und 
bleiben, weil Sie in der Regel zur Bildung einer Mehrheit nothwendig 
find. Daher werden Sie immer gewiſſe Vortheile haben. Sie werden 
nicht dahin und dorthin gehen, bevor Sie nicht ihre Bortheile zugejichert 
haben, und wenn Sie einmal Ihre VBortheile zugefichert haben, dann 
jagen Sie dur den Mund Seiner Ercellenz des Herrn Jaworski: 
Die Staatönothwendigfeit hat ung veranlaßt, einen ergänzenden Theil 
der jeßigen Negierungsmehrheit zu bilden. ( Heiterkeit.) 

Die Herren Polen find bekanntlich auch jehr gaitfreundlih. Sie 
haben im Jahre 1894 eine Ausjtellung in Lemberg veranitaltet. Es 
it dies noch manden Herren erinnerli, mander von ihnen war jo- 
gar dabei. Damals war die Coalitionszeit, da find Elericale, Liberale 
und andere auf den polniſchen Leim gejprungen und nach Lemberg ge 
fahren, wo fie in gajtfreundlicher, traditionell polnischer Weije behandelt 
morden jind. In der Beziehung muß ich den Herren alle Ehre wider: 
fahren lajjen. Was ſonſt auf der Ausftellung national geſprochen 
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worden iſt, würde ich nicht beanſtänden, auch nicht einmal erwähnen, weil 
ih nicht auf dem Standpunkte des Herrn vd. Grabmaher ſtehe, 
weil ich es begreiflich finde, daß bei ſolchen Gelegenheiten, wo viele 
Volksgenoſſen zuſammenkommen, man da auch entſchieden national 
auftritt. Das beanſtände ich von meinem Staadpunkte aus nicht; aber 
das eine kommt mir doch — um mich wieder ſehr mäßig auszudrücken, 
weil ich heute ſchon ſo im mäßigen Fahrwaſſer bin — eigenthümlich 
vor, daß gerade dieſe Herren immer von maßgebender Stelle — ich 
habe es mir aufgeſchrieben — als muſterhafte Patrioten bezeichnet 
werden. 

Ja, meine Herren, wenn wir — ich will nicht heuchelnd ſprechen 
— Deutſchnationale uns ſo verſtellen wollten wie manche anderen 
— die Anweſenden ſind bekanntlich immer ausgenommen — ſo könnten 
wir auch manchmal ſagen: Staatsnothwendigkeit erfordert es, daß wir 
das oder jenes heute unterſtützen, da oder dort mitthun, die Staats— 
nothwendigkeit erfordert es, daß wir nicht mit Kornblumen im Parlamente 
erſcheinen. 

Verehrte Herren! Wenn wir draußen ſie tragen, warum ſollen 
wir ſie nicht hier tragen, das wäre eine Heuchelei ſondergleichen, 
wenn wir den Schmuck hier verſtecken wollten, den wir öffentlich bei 
jeder Gelegenheit zu tragen pflegen. Warum beanſtändet man nicht 
die rothe Nelke bei den Socialiſten, warum nicht die weißen Nelken 
bei den Chriſtlichen, warum ſoll man uns die Blume nicht gönnen, 
die wir ſo gerne und in Ehren jederzeit tragen wollen. Unſere Blume 
hat doch einen gewiſſen Vortheil vor den anderen jhon durch ihre Farbe 
und in anderer Beziehung? Sie iſt feine Schmarogerpflanze, fie ijt ein 
Schmud unjerer Fluren und Felder und jie trägt die Farbe blau und 
blau iſt die Farbe der Treue und — lädeln Sie wie Sie wollen — 
die Fornblumenblaue Farbe ijt die Farbe jener Treue, die wir dem 
deutſchen Volfe unter allen Umſtänden zu halten veipflichtet jind. Das 
{it die Auslegung, die mir von der Farbe der Kornblume haben. 
Geitatten Sie uns das, verehrte Herren, es thut Ihnen nichts, wenn 
wir diefes nationale Abzeichen tragen. Es ſoll Ihnen damit nur be 
tiefen jein, daß mir aus unferer Gejinnung niemal3 und vor niemand 
irgend ein Hehl machen. 

Was die polnische Delegation betrifft, jo habe ich nur die zwei 
Worte noch zu jagen; ich beſchäftige mich deshalb nicht mehr mit ihr 
und den Herren, die ihr angehören, weil wir auf Grund des Linzer 
Programmes, dejjen Grundjäge mir vertreten ..... (Abgeordneter 
Horica: Wie war es denn in Lemberg mit der Ausstellung ?) 
Ich war nicht dort. (Abgeordneter Horica: Sie haben aber an- 
gefangen zu erzählen !) Man muß nicht alles aus der Schule ſchwätzen. 
Wenn es ein guter Freund wiſſen wollte, würde ih es ihm jagen, 
aber einem Gegner muß man nicht alles jagen. (Heiterkeit.) 

‚. weil wir aljo nach dem Rinzer-Programme auf dem Stand» 
punfte der Sonderjtellung Galiziens jtehen. Wir wollen jo wenig als 
möglich mit dem Lande Galizien und Bufowina zu thun haben. (Aufe 
rechts: Warum ?) Aus nationalen Gründen! (Abgeordneter Fir stmayr: 
Auch aus wirtschaftlichen Gründen !) Laſſen Ste mid) meinen Standpunft 
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vertreten. Ich werde dann vielleicht wieder ein Jahr ſchweigen. (Heiter- 
keit.) Wir wollen mit Galizien jo menig als möglich zu thun haben, 
und wenn wir uns auch halbwegs mandhmal mit national gejinnten 
Polen vertragen könnten, jo fönnten wir ung nie und nimmer mit 
dem anderen Inhalte, mit den polniſchen Juden vertragen und auch 
das verleidet uns die ganze Gejhichte, im Zuſammenhange mit Ihrem 
Lande. Schauen Sie, day Sie mit denen fertig werden, trachten Sie 
die bei ji zu halten und überſchwemmen Sie nicht unjere deutjchen 
Länder mit dieſem — Schmude ihres Landes. (Heiterkeit.) 

Der Herr Abgeordnete Fürſt Liechtenſtein hat geitern von 
der deutſchen Frage geſprochen, die jeit 1880, jeit der Stremayr’ichen 
Berordnung in Böhmen beiteht. Er hat vergellen hinzuzujegen, ich 
will ihn in dieſer Beziehung ergänzen, daß jeinerzeit dieje deutſche 
Frage nicht nur in Böhmen bejtaud, ſondern daß jte ſich über alle 
deutihen Länder Dejterreihs ausgebreitet hat, und wir haben es heute 
nicht nur mit einer Spradenfrage in Böhmen, ſondern in Delterreich 
zu thun, das haben wir jchon in unjerem Adreßentwurfe zum Ausdrucke 
gebracht, den wir im April vorigen Jahres überreicht haben, dev aber 
befanntlich feine Unterſchriften gefunden hat. 

SH könnte Ihnen no, ° weil die tihehiihen Herren aus 


Bböhmen fo liebenswürdig find, hier anweſend zu fein, einige Mit- 


theilungen machen, was über das böhmiſche Staatsrecht geichrieben 
wird und was der Hochſchullehrer Pfiſter-Schweighuſen auf Grund 
geihichtlicher Forſchungen gejchrieben hat: es ijt etwas lang, aljo ein 
andermal, nachdem die Herren heute jo liebenswürdig jind, ill ich 
Ihnen Entgegenfommen zeigen, aber ganz geſchenkt wird es Ihnen doch 
nicht. (Lebhafte Heiterkeit.) 

Sie wiſſen, jegt ijt der Schrei einigermaßen jtiller geworden 
aber vom vorigen Jahre her willen Sie, day jene uns angerempelt 
haben mit dem Hufe: „Das Volk will Brot!" An diefen Worten 
ungefähr war der Ruf zujammengefagt. Wir geben zu — und wer 
wollte das nicht zugeben — da das ehrliche arbeitende Volk in 
weiten Kreiſen bedrüct und bedrängt tjt, wie noch nie; aber laljen Sie 
mih ein Gleihnis gebrauden. Werden Sie in ihrem Hauje zum 
Beijpiel den Speiszettel für die nächſte Woche mit Ihrer Frau ruhig 
entwerfen, wenn über Ihrem Kopfe das Dach brennt? Gewig nicht! 
Sie werden vielmehr darangehen, ven Feuerbrand zu löſchen und un: 
Ihädlich zu machen. So iſt es aud in diefem Falle. Wir fünnen bis 
nach zufriedenitellender Erledigung des nationalen Kampfes trog unjeres 
beiten Willens auf diefem Gebiete feinen Schritt vorwärts machen und 
wir von unjerem Standpunkte am allerwenigjten, jo leid es uns auch 
thut, weil wir jederzeit jagen müjjen, für Brot iſt uns unjere nationale 
Ehre eben nicht feil, weil ſie ung überhaupt nicht feil iſt, um feinen 
Preis der Welt. (Abgeordneter Iro: Im Jahre 1813 hat man alles 


hergegeben !) 
Und weil ih .. . (Redner nimmt bei diesen Worten aus der 
Lade einen neuen Stoss von Blättern und Notizen. — Schallende 


Heiterkeit seitens der Zuhörer), weil ich ſchon beim Worte bin, jo 
würde es gewiß mit Necht auffallen, wenn ich von meinen lieben 
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Freunden auf der Socialijtenbanf nicht3 veden würde, es würde aus- 
jehen, als wenn ich wirklich das wäre, was in einem focialiftiichem 
Schandblatte jteht: „Deutichradicaler Feigling“. Nachdem ih das nicht 
Kein müſſen Sie mir jhon gejtatten, mic) au damit ein wenig zu 
efajien. 

In einem jolden Wild — und in Bezug auf Prefcorruption 
unterjcheiden Jich die Blätter der verjchiedenen Parteien gar nicht — 
der mir zugejhict wird und „Neue Volkstribüne, Organ für das 
arbeitende Volk“ heißt, ſo lautet der wunderbare Titel, wird unter 
anderem am 21. April 1898 gejchrieben (Liest) : 

„Ja, der große Schönerer wurde jhon wiederholt außsgepfiffen 
von den Arbeitern" — iſt das ein Anwurf gegen mich, ich werde noch 
darauf zurücdkommen, nicht die Arbeiter, ſondern die Socialiiten pfeifen 
— „mo er glaubte, auch ſie jeien gefommen ihn feſtlich zu empfangen.“ 

„Diejer Umitand hat den Herrn Shönerer dermaßen verjtimmt, 
daß er in einer Berjammlung jeinen Allergetreuejten” — e3 war in 
Tetihen — erklärte, ev werde nie mehr für die Arbeiter einen 
Singer rühren!“ „Armes arbeitendes Volt, nun bijt du verloren“, 
date jich der „übergroße" Schönerer. 

„Die Urbeiterichaft aber lachte ihn aus, in ihrer gefammten Preſſe 
war es zu lejen, daß ſie auf die rührigen Singer des Herrn vom 
Schloſſe Roſenau verzichten könne. Natürlich, nachdem für ihn bei den 
Arbeitern nichts zu holen war, hat er jein Herz für fie mit Abjicht 
verloren. Schönerer iſt jomit das vis-A-vis jener geworden, die ihr 
rothes Herz für die Arbeiter vor der großen Deffentlichfeit finden, in 
dem Momente, wo jte die Arbeiter brauden. Uns find beide Gattungen 
verhaßt, da ihnen das proletariide Fühlen und Handeln fehlt. Wenn 
es nun troß der Erklärung des Herrn Shönerer noch Arbeiter 
geben jollte, die ihm nachrennen, jelbjt wenn er feinen Singer mehr 
für fie rührt, find dieje ihres Unverjtandes wegen herzlich zu bedauern 
und bejonders aufzuklären.“ 

Jun, ich weiß nicht, welcher Schattirung der Socialijten diejes 
Blatt angehört, aber jie find jo ziemlich über einen Schimmel, und 
wenn ich mich mit dem bejchäftige, jo gilt es für die anderen aud. 
Darauf habe ich zu erklären: Wer mich fennt, und gerade die Herren 
Socialiften leſen ja aud die deutjchnationalen Blätter genau, und 
fümmern ſich mehr al3 die anderen Parteien um die politiiden Perſön— 
lichkeiten aud in diefem Haufe Sie wiſſen aljo aud genau, wer 
Schönerer ilt, fie mwijjen genau, was er jeit jeher vertreten hat, 
fie wiffen genau, was er in Verſammlungen |pricht, kurz und gut, jie 
kennen diefen Herrn Shönerer ganz genau, 

Sie können das nicht leugnen. Die Herren hier aber fennen ihn zum 
Theile nicht, weil fie theilweile zu jung jind, jie fennen ihn nicht aus einer 
Zeit, wo er einer der wenigen war, die in diejem Haufe für die Arbeiter 
eingetreten jind, allerdings nicht für die Socialiſten und damals, als 
ih Anträge jtellte zum Schutze der Arbeiter, auf Einführung bon 
Arbeiterihußgejegen in den Siebziger- und anfangs Achtziger: Jahre, 
war das viel Jchiwieriger. 

Da war id allerdings mit meinen Anträgen tjolirt und als id) 
meine Stimme erhob, als der Ausnahmäzujtand gegen die Arbeiter 
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eingeführt wurde, da war ich hier ijolirt, nicht aber in meiner Wohnung, 
Da haben mich die Arbeiter zu finden gewußt. 

Bor vierzehn Tagen erit habe ih einen Brief aus Amerifa be- 
fommen, den ich einem Freunde gezeigt habe, von einem ausgemiejenen 
Anarchiſten Schmayfal, in dem es heißt: „Im Jahre 1884, wo ich mit 
dem Revolver in Ihre Wohnung fam, habe ih Sie als Menjhenfreund 
fennen gelernt". 

Ich rühme mich nicht, aber ich bin nach Kräften immer Menjchen- 
freund geweſen und habe nie gefragt, ob e3 ein Arbeiter iſt, jondern 
ob es ein rechtſchaffener Mann ijt, und wenn er hilföbedürftig und 
würdig war, habe ich immer geholfen, obwohl die Kraft eines Ein: 
zelnen nur einen Tropfen geben fann. 

Am großen und ganzen hat das feine Bedeutung, ih jage es 
auch nicht al3 Belobung, ich jage es aber weil die Herren mich in jo 
niederträchtiger Weile beihimpfen. (Zwischenrufe seitens der Social- 
demokraten.) 

Neden Sie, ich werde warten. (Unruhe) Das iſt Ihnen unan— 
genehm und deshalb ereifern Sie ſich. Alſo in dem Wiſch, den ih 
Ahnen befanntgegeben habe, jagen fie, ich hätte erflärt, ich werde für 
die Arbeiter nie mehr einen Finger rühren. Das haben nicht nur jie 
gejagt, das haben auch die Judenblätter und die dhrijtlichen Blätter 
gejagt; aljo in der Beziehung find fie gleichwertig. 

Die haben aljo gejagt, der Schönerer hat nit in Tetjchen, 
jondern in Bodenbach erklärt, weil ihn die Arbeiter oder die Soctal- 
demufraten bejhimpften, wird er für die Intereſſen dev Arbeiter nicht 
eintreten. 

er mich fennt, weiß, dag ich das niemals gejagt haben Fann. 
Wer mich fennt und meine Thätigfeit, jeit ich überhaupt thätig bin, 
verfolgt hat, muß genau wiſſen, daß es unmöglich ilt, daß id Das 
gejagt haben kann Ach habe es auch nicht gejagt, Jondern ich habe im 
Gegentheil nachmweisbar gejagt — es waren Stenographen dort und 
800 Zeugen, aljo, verehrte Herren, es iſt das eine Sade, die offen 
vor aller Welt liegt — ich habe aljo gejagt (lest): „Trotz der 
jocialiftiiden Angriffe, werde ih nah mie vor auch in Zukunft ſtets 
entjhieden fiir den ausgiebigen Schuß der Arbeiter durch die Gejeg- 
gebung eintreten und mich von dieſer Pflihterfüllung auch durch Be— 
Ihimpfungen niemals abhalten laſſen Und das werde ih auch thun. 
Socialdemokratiſche Politif werde ich niemals unteritügen, wohl aber 
die Intereſſen der ehrlichen Arbeiterihaft unter allen Umſtänden ge 
gerüber jedermann nad meinen beſcheidenen Kräften, bei Tag und bei 
Naht jozujagen“. (Beifall bei den Parteigenossen.) 

So habe ih es immer gehalten, und weil ich e3 jo halte, jo 
hetzen die freiheitlih gelinnten Herren Socialdemokraten ...... 
(Zwischenruf seitens der Socialdemokraten: Oh, da täuschen Sie sich !) 
jo warten Sie, was ich jagen werde... .. (Heiterkeit), jo hegen die 
Herren Socialdemofraten, wie zum Beilpiel in Falkenau in diejem 
Jahre, alte Weiber auf mich, die mit den Fingernägeln auf mid 
losgegangen jind (Lebhafte Heiterkeit), und weil ich die Intereſſen 
der Arbeiter vertrete und nicht der Socialdemofratie, deshalb haben jie mit 
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Steinen, mit Ziegeljteinen in Falkenau auf mic) geworfen. Deshalb 
haben jie mich in Liebenſtein mit dem Tode bedroht, und zufällig mit 
einer Latte einen anderen auf den Kopf geihlagen und verwundet, 
und dieſer Schlag hat mir gegolten. (Adgeordneter Dr. Verkauf: 
— Sie den Betreffenden in der unflätigsten Weise beschimpft 
Aaden: 

Wann und mo? (Abgeordneter Dr. Verkauf: Was haben 
Sie in Elbogen gethan !) Ad, das ijt ja ein Jude, dem antworte id) 
gar nit. (bebhafte Heiterkeit. — Entrüstungsrufe bei den Social- 
demokraten.) ’ 

Ich bin noch niemals zu Ihnen gekommen, das ijt eine freche 
Züge, die nur ein Jude fertig bringt. (Abgeordneter Dr. Verkauf: 
Sie sind verlogen, das ist eine freche Lüge, wenn Sie behaupten, es 
nicht gethan zu haben!) Niemals in meinem Leben. (Adgeordneter 
Daszynsky: Ich werde es nachweisen !), ic) habe mich nie fo tief 
herabgemürdigt. (Abgeordneter Daszynsky: Oh ja!) Was heißt, 
Dh ja? (Abgeordneter Daszynsky: Aber Ihr College!) Beweile, 
Thatjachen, ich habe das nie gethan, ih habe nur mich zu vertreten 
und jeder hat jich zu vertreten, es ijt unwahr! (Abgeordneter Daszynsky: 
Aber Ihr College und mit Ihrem Antrage!) Ich habe es nicht gethan, 
ich gebe nicht nad, ich gebe nicht nad. Sagen Sie, daß ich ed gethan 
habe. (Abgeordneter Daszynsky: Aber Ihr College mit Ihrem Antragel!) 
Sch habe es nicht gethan, damit Punktum! Habe ich es gethan, Ja 
oder Wein? (Abgeordneter Daszynsky: Aber gebraucht haben 
Sie sie nachher ! — Lebhafte Unruhe.) 

Sch bitte, wenn Sie zum Beilpiel in der Naht in Wien gehen 
— und bei der. jegigen Gasbeleuchtung ijt das ja möglid — und 
wenn Sie Ihren verlorenen Pegenihirm von wem befommen und Sie 
bedanken fih und Cie jehen dann, day e8 ein Jude iſt, der Ihnen 
das Gefundene gegeben hat — ſolche Dinge können auch dem erpichteiten 
Nationalen geihehen. (Heiterkeit und Beifall bei den Parteı- 
genossen.) 

Wenn Sie das jo gemeint haben, dann habe ich dieſer Sade 
nicht mehr hinzuzufügen. 

Ich habe Schon oft gejagt, wir müjjen, ob wir wollen oder nicht, 
verehrte Herren, die ehrliche Arbeiterichaft unterjtügen bei jeder Ge- 
fegenheit und um jeden Preis, weil es jih darum handelt, jener 
Socialdemofratie das Handwerk zu legen, melde weite Volkskreiſe zu 
entnationalifiren tracdhtet. (Widerspruch und Zwischenrufe bei den 
Socialdemokraten. — Zwischenrufe seitens der Parteigenossen des 
Redners.) 

Abgeordneter Wolf: Die Socialdemokratie iſt nicht die Arbeiter- 


aft. 
Be Abgeordneter Berner: Der Wolf, der ausgekniffen ijt bei der 
Abjtimmung über das allgemeine Wahlreht im Landtag. 
Abgeordneter Wolf: Wir werden Euch helfen, daß die Tſchechen 
die Majorität befommen. 
Abgeordneter Schrammel: Das ijt der deutjche Nationalismus! 
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Abgeordneter Dr. Verlauf (zum Abgeordneten Hofer): Die 
Stimmen der Juden haben Sie bei Ihrer Wahl gebraudt! 

Abgeordneter Hofer (schreiend): Mit welcher Frechheit können 
Sie das jagen. Das iſt eine erbärmliche Frechheit! 

Abgeordneter Dr. Verlauf: Ih werde Ihnen Beweiſe vor- 
führen ! | 
Abgeordneter Hofer: Sie werden mir einen Schmarren vor— 
führen, aber ich werde Ihnen den Champagner vorführen, den Gie 
beim Piſtorius gejoffen haben. (Andauernder Lärm.) 

Abgeordneter Schönerer : Sch habe ja, verehrte Herren, gewußt, 
und es ijt ja menschlich und politiſch begreiflih, daS den Herren Social- 
demofraten die Sache jehr unangenehm ijt. (Aufe: O nein !) Wa, warum 
Ihreien Sie denn dann ? 

Abgeordneter Schrammel: Wir laden über diefe Phrajen. 

Abgeordneter Schönerer : Wie lange braucht denn jo ein Social» 
demofrat, bi3 er auögeladt hat? (Lebhafte Heiterkeit.) 

Abgeordneter Dr. Verkauf: Wir werden noch öfter laden! 


Abgeordneter Schönerer : Und Bismard hat einmal gejagt, wie 
fie jo geladht haben: Wenn die Herren wüßten, wie ich zuhauje über 
jie lache, jo würden jie dad Lachen aufgeben. (uf links: Aber die 
Socialdemokraten lachen noch und er lacht nimmer | — Ruf: Bis- 
marcks Ausnahmsgesetz !) Bismarck war auf dem national gerechtfertigten 
Standpunkte gejtanden, daß, wer die Nation nicht anerkennt... . 
(Grosser Lärm.) 

Abgeordneter Daszyusky: Und doch iſt Bismarck gefallen mit 
Schmach und Schande. 

Abgeordneter Schonerer (schreiend) : Gefallen infolge von 
Fürſten- und Volkesundank. 

Abgeordneter Türk: Sie dummer Menſch! 

Abgeordneter Schrammel (zum Abgeordneten Türk) : Sie ſind 
ein gemeiner Kerl, ein infamer Kerl! 

Abgeordneter Schönerer ; DBerehrte Herren! Um Ahnen theil- 
weiſe zu erklären, aus welch Eleinlihen Gründen auch mich die Social: 
demofraten jo heftig bekämpfen und in gemeinjter Weile bejchimpfen, 
diene Folgendes: Sch pflege in meiner Eigenihaft als Ehrenobmann 
de3 Bundes deutſcher Landwirte in der Ditmark bei Verlammlungen 
dieſes Bundes anmejend zu jein und auch dort über Einladung von 
deutijgen Landwirten und über Einladung der Bundesvorjtehung in 
jolden Berjammlungen zu ſprechen. Wie Sie ja wiſſen werden, jind 
die Räumlichkeiten, die auf dem Lande da in der Negel zur Verfügung 
jtehen, Elein und beſchränkt. Daher haben wir die felbitveritändliche 
Einführung getroffen, dag nur Landwirthe — Mitglieder jelbitver- 
ſtändlich — und nur Landwirthe Zutritt haben, und erit dann, wenn 
noch Raum vorausjichtlic iſt, find auch andere deutihe Männer ala 
Säfte willfommen. &3 iſt auch einem Manne, wenn er als deuticher 
Arbeiter eine Karte verlangt hat, eine ſolche meines Wiſſens wenigſtens 
oder bon mir jelbjt niemal3 verweigert worden. 

Wenn aber, verehrte Herren, wie es in dieſen Fällen üblich und 
wiederholt gejchehen tit, die Herren Socialdemofraten fommen und in 
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ihrer Eigenschaft ald Socialdemofraten in eine Bundesverfammlung 
geladen jein wollen, dann jagen wir: Nein! Ihr werdet weder geladen, 
noch jeid Ihr willlommene Säfte. Der Bund und feine Verfammlung 
ijt unjer Heim und in dieſes Heim laden wir, wen wir wollen. Und 
nachdem unjer Bund die Intereſſen der Landwirthſchaft, der Landwirthe 
und insbejondere des mittleren und kleinen Grundbeſitzes und jagen 
wir kurz, des deutſchen Bauernjtandes vertritt, jo werden mir doc 
nicht jolde Elemente einladen, die gerade das Gegentheil von den 
Intereſſen des deutſchen Bauernjtandes vertreten. Das märe nad 
jeder Nichtung ein ganz undernünftiger Standpunkt und wenn man 
jeden Gegner, wie die Socialdemofraten es heute verlangen, einladen 
würde, könnten auch Juden fommen und Kroaten und Zigeuner und 
Rajtelbinder, wenn fie gerade Zeit haben, würden auch fommen „in 
jheene Verſammlung“. Sollten wir, meine verehrten Herren, dieſen 
auch Karten geben ? 

Schauen Sie, meine Herren, wie läderlid, mie unvernünftig, 
wie kindiſch ift ein jolhes Verlangen. Am Hintergrunde jteht aber 
etwas ganz anderes, Im Hintergrunde jteht Folgendes: Es ijt den 
Socialdemofraten naturgemäß unangenehm, daß die deutjichnationale 
Sache immer mehr Anhang gewinnt, immer weiter Wurzel faßt in den 
mweitejten Kreilen nicht nur de3 Bauernitandes und der Bürger in der 
Stadt, jondern zum Theil auch ſchon in der deutſchen Arbeiterichaft, 
und darum wollen fie — und von ihrem Standpunkte ijt es ja be- 
greiflih und entihuldbar — um jeden Preis in unjere Verſammlungen 
fommen, um fie zu ftören und zu jprengen (Widerspruch von Seite 
der Socialdemokraten) und um die Leute zu beauflichtigen. So jteht 
die Sade und jo habe ich e3 erlebt und Sie wollen um feinen Preis 
eine Verſammlung, wo Sie Macht und Einfluß haben..... (Zwischen- 
rufe seitens der Socialdemokraten.) Um, Gottesmwillen, ich ſpreche 
von mir und von meinen Erfahrungen; es iſt unglaublid, mas Sie 
mir zumuthen, ich fann nicht von ſechs verſchiedenen Standpunften die 
Sache vertreten, ich vertrete mid. (Adgeordneter Resel: Ich ver- 
trete die Partei!) 

Verehrte Herren! Wir als Deutihnationale jagen: der deutjche 
Arbeiter als ebenbürtiger, volliwerthiger Volksgenoſſe ſoll nicht losge— 
lösſt vom großen Volkskörper, in dem die jtarfen Wurzeln jeiner Kraft 
liegen, die Befjerung feines Loſes anjtreben, jondern es joll ihm das 
Net, das er aus dem Volkskörper ſelbſt ſchöpft, gemährleiitet werden; 
alſo durch die Gefeggebung jtandesgemäß geſchütztes Dajein für die 
Arbeiterfamilie und die Verſorgung im Alter. (Abgeordneter Berner: 
Auch das Gemeinde- und Landtagswahlrecht soll er bekommen ?) 
Sagen Sie das, wem Sie wollen! Jh war der erite Antragjteller für 
die Einführung des directen allgemeinen Wahlrechtes noch im „Jahre 
1881. Wenn Sie das nicht willen, unterbreden Sie mich nicht! (AD- 
geordneter Berner: Im Linzer Programm steht nichts davon !) Da 
it ev noch in kurzen Hoſen in die Schule gegangen und heute will er 
mich unterbrechen ! (Heiterkeit. — Abgeordneter Schrammel: Was 
ist aber heute ? Heute auch noch ? Das möchten wir wissen !) 

Glauben Sie denn, dag ich das Wort ergriffen habe, um den 
oczald emofraten Rede und Antwort zu ftehen ? Gott jei Dank, wir 
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Deutſchnationale jtehen auf einem höheren, erhabeneren Standpunfte, 
(Gelächter.) Db Sie laden oder nicht, es ijt do jo! (Adgeordneter 
Dr. Verkauf: Fabrikantenstandpunkt !) Diejer polniſche Jude ift 
unausjtehlid. (Lebhafte Heiterkeit. — Abgeordneter Dr. Verkauf: 
Ich weiss, Sie können ihn nicht schlucken, das stimmt, aber Sie 
werden ihn schlucken müssen | — Abgeordneter Türk: Das werden 
wir uns überlegen | — Ein socialdemokratischer Abgeordneter : Na- 
türlich, Zwischenrufe dürfen nur die Deutschnationalen machen !) 

Ich habe gar nichts gegen Zwiſchenrufe, aber Rede und Antwort, 
habe ich eingangs meiner Ausführungen gejagt, gebe ih nur dem 
Zwilchenrufe der von beadhtensmwerther Seite fommt. (Gelächter bei 
den Socialdemokraten. — Ruf: Sie sind nicht beachtenswerth ! — 
Abgeordneter Wolf: Aber was so ein Jude dareinmauschelt ! — 
Abgeordneter Dr. Verkauf: Sie verjudeter Mensch Sie, der Sie in 
Prag mit jüdischen Studenten herumgelaufen sind, um Abonnenten 
zu sammeln, Sie sind ja total verjudet! — Deifall bei den Social- 
demokraten.) | 

Können denn, meine Herren, die anderen Juden aus den ber: 
Ihiedenen Parteien auf dieſen polniihen Juden nicht jo viel Einfluß 
nehmen, daß er endlich ruhig ift? (Ledhafte Heiterkeit.) Die Soli: 
darität der Juden in diefem Falle wäre uns jehr erwünſcht. (Erneuerte 
Heiterkeit.) Laſſen Sie mich übrigens, meine Herren, dem Ernſte der 
Sade entſprechend noch einige Worte über dieſe hochwichtige jociale 
Angelegenheit jprechen, jie verdient es ja doch gewiß. 


Verargen Sie es mir nicht, der ich ja ihre Geduld. wenn heute _ 


auch lange, doch nicht oft in Anſpruch genommen habe, tie andere, 
wenn ich über diefe Sache noch einige Augenblide zu Ihnen ſpreche. 

Alles Königthum, jagt Lorenz v. Stein, wird fortan nur ein 
leerer Schatten oder eine Dejpotie werden, wenn es nicht den hohen 
fittliden Muth hat, ein Königthum der jocialen Reform zu werden 
und derjenige, der die eiſerne Nothmwendigkeit des ſocialen Momentes 
bei allen Handlungen des Kaifer- und KönigthHums am erjten erkannt 
hat, war gejhichtlih nachweisbar unter den Monarchen Kaiſer Wil- 
helm I Es war aljo ein Hohenzollernfürft, der über Vorſchlag 
jeines Kanzlers Bismard an den deutihen Neichdtag zu Berlin am 
17. November 1881 eine jociale Botſchaft richtete, die in einem weſent— 
lichen Satze lautete (Ivest) : 

wWir werden mit umſo größerer Befriedigung auf alle Erfolge, 
mit denen Gott unjere Regierung ſichtlich gejegnet hat, zurückhlicen, 
wenn es ung gelänge, dereinit daS Bewußtſein mitzunehmen, dem Vater: 
lande neue und dauernde Bürgichaften feines inneren Friedens und den 
Hilfsbedürftigen arößere, Sicherheit und Ergiebigkeit des Beiltandes, 
auf den fie Anſpruch haben, zu hinterlaſſen“. 

Verehrte Herren! Man braudt nicht auf deutichnationalem Stand- 
punkte zu jtehen, wenn man jagt: Jeder Deutiche Hat die Pflicht und, 
wenn er es nicht thut, ijt er ein Dummkopf oder ein Schurke, ſich zu 
freuen, daß von einem deutſchen Kaiſerthrone aus die jociale Frage 
in dieſer Form auf die Tagesordnung eine Parlamentes gejtellt 
worden ijt, und ung will man es verargen, für die großen Männer 
unjere3 Volkes bei jeder Gelegenheit, Liebe, Achtung, Anerkennung und 
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Verehrung auszudrücken, uns, verehrte Herren, will man das verargen, 
was man jedweder kleinen Nation in Oeſterreich gönnt und was 
man ſogar ihr gerne gönnt und was man ſogar anerkennt, wenn ſie 
es thut, wenn ſie die bedeutenden Männer, die aus ihrer Mitte 
hervorgegangen ſind, liebt, achtet und verehrt, auch dann, wenn ſie nicht 
mehr unter den Lebenden weilen. 

Und wir ſollten uns das verwehren laſſen, die, meine Herren, 
doch immerhin einer Nation angehören, die — ich will niemand kränken 
und a — doch in mander Beziehung höher daſteht, als manche 
andere: 

Iſt es nicht weiter! ein jchönes Zeichen der Zeit, dag aud in 
der deutichen Jugend naturgemäß der deutjchnationale Gedanfe in den 
legten Jahrzehnten immer mehr und mehr Wurzel und Boden gefaßt 
hat? Muß es ung nicht freuen, daß nicht nur der nationale Gedanke, 
jondern auch ein weſentlicher Beltandtheil desjelben, die jociale Reform 
auf nationaler Grundlage ſchon in den Kreijen der deutſchen Jugend 
Wurzel gefaßt hat, was ſich unter anderem auch dadurch bemeilen 
läßt, daß ein Theil der deutſchen Studentenihaft im deutſchen „teiche 
daran gegangen tjt, die früher von mir erwähnte größte Friedensthat 
des Kaiſers Wilhelm L,, die Faijerlihe Botihaft vom 17. November 1881 
in Erz auf dem Kyffhäufer zu verewigen. Daraus geht wohl hervor, 
daß, ſobald, mie ich jchon jagte, die nationalen Streitigkeiten gejchlichtet 
find, dann mit aller Entjchiedenheit, mit aller Wärme und Ausdauer 
daran gegangen wird, jociale Reformgeſetze auf nationaler Grundlage 
zu Schaffen. Es ijt dies auch deshalb wichtig, weil dadurd nicht nur 
die Macht der Socialdemofratie, jondern auch die Macht des inter: 
nationalen Judenthums gebrochen werden fann, was auf andere Art 
gewiß nicht jo leicht möglich jein wird. 

Man wirft uns vor, wie Sie wiſſen — in den Blättern der 
verichiedensten Scattirungen habe ich es ja zum Ueberdruſſe lejen 
müffen — daß wir Verehrer de3 größten Mannes find. Prinz Liechten— 
jtein, der gewiß fein nationaler Higfopf iſt, auch heute noch nicht iſt, 
und mahrjcheinlih nie werden wird, hat ja doch geitern jelbit von 
dem Säcularmenſchen geſprochen; er hat aljo damit jelbjt anerkannt, 
daß Bismard eine Größe ift, wie fie gewaltiger in einem Sahrhunderte 
aus der Mitte eines Volkes gewiß noch nicht hervorgegangen tjt. Und 
uns mwollte man es verargen, diefem großen Manne die jchuldige 
Dankbarkeit und Verehrung für jeine Verdienite, die ev im Intereſſe 
der Nation, der er angehört, geleiltet hat, zu bezeigen; ung mollte 
man es verargen, ung Bismarckianer zu nennen, es jein und bleiben 
zu wollen bis an unjer Lebensende. ES haben früher mehrere Herren 
gelacht, als ich ſagte, es müßte einer ein Dummkopf oder ein Schurke 
fein, wenn er ein Deutjcher ijt und Bismard nicht ehren wollte. Ich 
werde, verehrte Herren, hoffentlich dann die Notiz finden, woraus Sie 
ſehen werden, daß Defterreichs jet lebender Kaiſer jelbit an Bis— 
marc zu feinem 80. Geburtstage in herzlichſter Weile Glückwünſche 
gejendet hat. 

Wenn er alfo ein gar jo Defterreich feindliher Mann wäre, jo 
wäre das gewiß von diefer hohen Stelle aus nicht geſchehen. Bismard 
ift aber nach jeder Richtung für uns ein mujtergiltiger Vorkämpfer, 
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weil er ja befanntlid auch den berühmten und nationalberechtigten 
Sat ausgeſprochen hat: „Laſſen Sie den nationalen Gedanfen leuchten 
vor ganz Europa." Da mufte doc jedes deutihe Herz höher jchlagen. 
Und Bismarck hätte ſich füglid mit Recht unbeanjtändet von irgend» 
welcher Seite nach den Erfolgen von 1870 und 1871, nachdem Eljaß- 
Lothringen zur Deutter Germania zurüderobert worden war, auf jeinen 
Rorbeeren, die er jih auf den Schladhtfeldern erworben hat, mit jeinen 
bewährten Kampfgenofjen ausruhen zu können. Niemand hätte ihm 
das übelgenommen. Er hat e3 nicht gethan, jondern nach zehnjähriger 
Arbeit iſt er darangegangen, die Löſung der jocialen Neformfrage in 
Angriff zu nehmen. Dieje große Friedensthat jteht nach unjerer Mei- 
nung gleih hoch mit den großen nationalen Thaten und den anderen 
Thaten, die er in Bezug auf die äußere Politik zu Gunjten der deut- 
ſchen Sade durchzuführen in der Lage war. 

Man jagt oft von clerifaler und von jocialijtiiher Seite, man 
müſſe für die Gleichberechtigung eintreten; wir Deutjchnationale aber 
jagen, daß mir nur für jene Gleichberedhtigung auf nationalen Gebiete 
einzutreten vermögen, welche dem eigenen Bolfe feinen Schaden zu 
bringen vermag. Das ijt, glaube ich, ein gerechtfertigtev Standpunkt. 

Berehrte Herren! Wenn oft von jocialdemofratiicher und von 
clerifaler Seite in dieler Beziehung jo ziemlich derjelbe Standpunkt 
eingenommen wird, wenn da oft bei Berlammlungsgelegenheiten durch 
jo gewiſſe Hebpfäfflein gerufen worden ijt, man jolle den nationalen 
Standpunft nicht jo betonen, denn jchlieglich jei es ja doch Zufall, ob 
man als Tſcheche, als Italiener oder als Deutſcher geboren jei, jo 
haben mir jtetS darauf geantwortet, in hundert Verſammlungen ge- 
antwortet und Hundertmal unter Zujtimmung don Hunderten und 
Tauſenden geantwortet: Wenn es Zufall iſt, ob man als Deutjcher 
oder ald Slave zur Welt fommt, dann, verehrte Herren, ill es aud 
Zufall, ob man als Mann oder als Weib zur Welt fommt; und wenn 
man al3 Mann zur Welt fommt, jo übernimmt man bei der Geburt 
EN Verpflichtung, ſich als Mann zu geben und nicht wie ein altes 
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Und wenn man das Glück hat, als Deuticher geboren zu werden, 
jo übernimmt man jchon bei der Geburt die Pflicht, deutſch zu jein 
und deutſch zu bleiben jein Lebelang. (Zustimmung links.) 

Es mag das nit ſtaatsmänniſch klug, e8 mag das nicht politilch, 
es mag überjpannt £lingen, E£linge es, mie es wolle — deutich Klingt 
e3 und anders joll es nicht klingen. (Berfall seitens der Parteigenossen.) 
Und gewiſſe Herren, die ja viel gejcheiter, viel klüger, viel ſtaats— 
männijcher veranlagt, viel jtudirter jind, mie zum Beijpiel ein Abge— 
oroneter aus Tirol, Di Bauli genannt — verehrte Herren, er hat 
doch Politik mehr getrieben als ih; er hat jih in Kreifen bewegt, in 
die ih natürlich, Gott jei Dank, nicht Zutritt hatte, und diejer große 
Bolitifer hat jih denn doch auch in einer jo twichtigen Angelegenheit, 
wie die Spracenfrage bekanntlich eine jehr große Blöße gegeben. 

Er hat am 9. April 1897, alfo vor einem Jahre, diefer jo große 
Politiker, diefer maßgebende deutſch-katholiſche Politiker, er hat damals 
die dringlide Behandlung der Spradhenangelegenheit befämpft; er und 
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die meilten feiner Herren haben dagegen gejtimmt, indem er gejagt 
hat, dieſe auperordentlih wichtige Sahe muß mit Ruhe u. |. w. in 
einem Ausſchuſſe behandelt werden. 

Db er heute wohl noch auf demfelben Standpunkte fleht, ich 
glaube es faum; und ich glaube, ein gemijjer mwohlthätiger Druck von 
unten dürfte ihn veranlagt haben, die Dringlichkeit der Löſung diejer 
Sade heute nah Jahr und Tag ſchon zuzugeben. Und, wenn der jehr 
verehrte zweite Herr Abgeordnete aus Tirol, der Herr Abgeordnete 
vd. Zallinger, den ih ja immer als ernten Politifer betrachtet und 
beobadtet und als jolhen anerfannt habe und noch anerfenne, wenn 
der jetzt fi veranlaßt jieht, jo gewiß in ein loceres Verhältnis zur 
ſlaviſchen Majorität zu treten, jo iſt das ja auch wieder nichts anderes 
al3 das allerdings jpäte, aber hoffentlich noch nicht zu jpäte Erfennen, 
daß die günftige Löſung diejer Sprachenfrage für die Deutjhen von 
größter Bedeutung iſt. Jh kann ihm jagen, daß ich miederholt — 
vielleicht weiß er e8 — in Tirol war, daß ich widerſpruchslos in 
Tirol unter Hunderten und Hunderten von Bauern und Bürgern ge- 
ſprochen habe, jomweit ich mich jetzt erinnere, war es in Oberhofen, 
in Kematen, in Innsbruck, in Wörgl, wiederholt in Fieberbrunn, in 
Kitzbühel. 

Und was hat es möglich gemacht, daß ich, der ſo verfeindete und 
verketzerte Hochverräther und Nichtpatriot im kaiſertreuen Tirol deutſch— 
national ſprechen durfte. Die Erklärung dafür iſt wohl nichts anderes 
als das, daß in dieſen Tirolern, germaniſchen Kraftgeſtalten noch ein 
warmes deutſches Herz auch zu ſchlagen vermag. Und wenn man dieſe 
Saite angeklungen hat, dann allerdings haben ſie ſich umgejehen, ob 
nicht ein Pfäfflein oder ein Abgeorpneterlein in der Nähe ijt, und 
wenn fie ſich überzeugt haben, daß es nicht der Kal ijt, dann haben 
jie unter vier Augen aud dem angeblichen Hocverräther Schönerer 
die Hand gedrüdt und ihm gedankt, daß er an der Spike vorausgeht 
für die Leute, die infolge ihrer Abhängigkeit von gemwiljen Factoren 
dasjelbe zu thun nicht in der Lage find. (Dravol) IH kann Ihnen 
Jagen, verehrte Herren, dieſes kernige deutſche Tiroler Volk hat mic 
Iympathiih erfaßt, e8 hat mich bei jeder Gelegenheit wirklich erfreut, 
ſolche kernige Männer fennen gelernt zu haben, daß ich es oft nur 
bedauern muß, daß fie am Gängelbande von Leuten — und da meine 
ich insbeſondere jene deutſchen VBerräther im Prieſterrocke — jih führen 
faffen, welche immer zuerſt das Römiſche und niemals das Deutjche 
vertreten haben. (Gelächter rechts.) 

Verehrte Herren! Ah kann da nicht laden, und wenn es ein 
Deuticher war, jo kann es nur einer gemwejen jein im Prieſtergewande, 
welches e3 ihm möglich gemadt hat, aus diefem Anlaſſe lachen zu 
fönnen, und nur der Priejterrod jhüst ihn in dieſem Augenblide 
davor, daß ich ihm von diefen Gefühlen nit Mitteilung made, die 
ih in diefem Augenblicke für diefen Herrn Abgeordneten in mir babe, 

Uns haben die Herren Geiftlihen, die Deutichgeborenen in Tirol, 
angekündigt, als ih fam: Euch gegenüber — jchrieben jie in ihren 
Hepblättern — find wir nit Männer des Friedens, Euch gegenüber 
find wir Männer des Schwertes. Verehrte Herren! Uns freut das, 
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ung freut ein offener Kampf gegen offene Gegner, und der frijche, 
frohe, offene Kampf jtählt ja den Mann und macht es ihm möglich), 
auf Sieg mit Zuverficht rechnen zu dürfen. Und in Tirol war's, unter 
den angeblich den Glerifalen gar jo unbedingt treu ergebenen Bauern, 
wo ich unter Zuitimmung unter anderem jagte: Blumenduft in Gottes 
freier Natur ijt und lieber als Weihrauchduft mährend der Predigt 
politiider Hebfapläne. 

Verehrte Herren! Da famen jie nit in Scharen, aber einzeln 
und jagten: Ja, wenn mein Weib nicht wäre, und wenn der Getitliche, 
insbejondere der Gooperator, der Kaplan nicht wäre, Herr Schönerer, 
Sie würden eine Freude an uns erleben; aber das Weib und der 
Cooperator. (Widerspruch rechts.) So iagten jie mir und ich fönnte 
Namen und Adrelien nennen. SH bitte, wollen Sie dem widerſprechen, 
daß ih in den genannten Berfammlungen widerſpruchslos vor 
Hunderten von Bauern geiproden habe? Das können jie nicht. Sc 
jprede nur über Thatſachen, und alles, was ich jage, iſt belegt oder 
fann belegt werden, Ste machen gerne der Bevölkerung ein x für ein 
u vor, und darum mwird das nicht befannt, wa wir und ich, bejonders 
aud in jchwerer Arbeit jeit 30 Jahren im Dienite der Sade des 
deutihen Volkes gearbeitet und geleiltet haben. Und wenn Petitionen 
aus Tirol famen mit Hunderten und anderen Hunderten Unterichriften 
verjehen für den Anklageantrag gegen Gautſch, und wenn Unterjchriften 
aus Tirol famen, um den Fürſten Bismarck zu jeinem 80. Geburts— 
tage zu beglüdwünjchen, jo kann ich noch etwas erzählen und nöthigen- 
falls Namen nennen, daß einzelne, welche freiwillig unterjchrieben 
hatten, jich jtreihen mußten, weil gewiſſe clerifale Tonangeber mit 
allen möglichen Berfolgungen gedroht haben. 

ALS Nationale, dag wird jeder begreifen, können Wir ja aud 
feine Fünftliche Politi£ treiben; mir müſſen ja al3 nationale Vor— 
fümpfer — und wir jind ja nichts anderes und betradten ung auch 
nicht als etwas anderes — eine natürliche, eine Volfspolitif, müſſen 
wir eine volfsthümliche Politik betreiben. Es ijt daher gar fein Ber: 
dienjt, e3 ijt daher ein natürliches Ergebnis unſeres Standpunftes, 
daß wir uns auf die Höhe der Herren, die nur fünitliche Politik be- 
treiben, niemal3 hinaufzuſchwingen vermögen, und wir halten es aud) 
und Sie jehen, ich halte nicht hinter dem Berge, Sie jehen, ich mwerbe 
nicht Anhänger, vielleicht jtoße ich durch dieſe Worte einige Wenige 
zurüd, mir halten es auch in anderer Beziehung mit Dahn, den Sie, 
menigjtens dem Namen nad fennen, der da jagt (lest): 

„sh bin fein Freund der Phraſe „chriſtlich-germaniſch“, denn 
wer chriſtlich iſt, iſt nicht immer germaniſch, und was germaniſch A 
it nicht immer chriſtlich.“ 

Damit hat er und jpeciel aus der Seele geiprocdhen, und es 
gibt Fälle, wo nachweisbar Chriitentyum und Germanenthum in 
Widerſpruch fommen; in einem foldhen Falle jtehen Sie naturgemäß 
zuerjt auf dem chrijtlichen, und zu zweit auf dem nationalen Stand- 
puntte; bei uns ijt es umgekehrt, wir jtehen zuerſt auf dem germaniſchen 
und in zweiter Linie auf dem chriſtlichen Standpunfte, 


Dahn jagt weiter: 
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„Ich bin fein Freund der landläufigen Nedensart, dag nur dur 
das Chriſtenthum die Germanen von Barbaren zu fittlihen Menſchen 
hätten werden können; in der alt-heidnifchen Moral ſteckt auch ein 
ſittliches deal, ein vauhes und männliches zwar, keineswegs aber bloß 
Barbarei!“ 

Auch diefen Sat unterjchreiben mir, auf die Gefahr Hin, Wotan- 
anbeter, Heiden u. j. tw. genannt zu werden. Wir werden e3 aud in 
Zukunft ertragen; haben mir es ja bis jekt in Gefundheit und mit 
gutem Gewiſſen zu ertragen vermocht. 

Wenn Sie mid fragen, warum mir eigentlich den für mande 
ſcheinbar ausſichtslos ſcheinenden Kampf auf Lebenszeit weiter fümpfen 
jo antworte ih von meinem Standpunkte auf diefe etwaige Frage 
Folgendes: Ich thue es auch in Zukunft, meil ich in den Taujenden 
von VBerjammlungen in deutſchen Gauen Dejterreihg, in denen ich zu 
verkehren Gelegenheit hatte, die Erfenntnis gewann, daß der Stern 
unjere3 Bolfes noch gejund ill, und daher eine jittlihe Wiedergeburt 
des Baterlandes möglich erſcheint. Hätte ich diefe Erkenntnis nicht, jo 
würde ich feinen Schritt mehr thun, ich wäre ein Komödiant, wenn 
id aud nur in einer Richtung noch thätig fein mollte Aber mir 
blicden, gejtüßt auf jene Erfenntnis, trojtvol und mit Ausſicht auf 
eine bejjere Zukunft hinaus in diejelbe. 

Wenn man bei einer feitlihen Gelegenheit im VBorjahre davon 
ſprach, es müllen in großen Städten, wie zum Beijpiel auch in Wien, 
neue Kirhen gebaut werden, jo jagen wir, es mag ja dies nothiwendig 
jein in einzelnen Fällen; was aber nothiwendiger iſt, ilt, dag wir 
deutihe Prieiter in veutichen Landen wieder haben, und day ſie von 
der Kanzel herab nicht Politik, jondern das Wort Gottes verfündigen. 
(Beifall links.) Diejer Ruf ergeht durch weite deutſche Yande, von 
Zand- zu Stadtgemeinden; man bittet, ja man beſchwört einzelne, helft 
doc diejen Zuſtand abzuwenden, daß mir in deutjchen Kirchengemeinden 
feine deutichen Priejter mehr haben, und daß, wenn mir jie haben, 
wir deutſche Worte und Gottes Worte von der Kanzel nicht vernehmen, 
ſondern nur politiide Heßpredigten, die und den Kirchenbejud über: 
haupt zu verleiden vermögen. 

Wenn man von neuen Kirchen in großen Gemeinden jpricht, jo 
jagen mir, da wir doch, wenn auch ald Katholiken, auf dem allgemein hrijt- 
lien Standpunfte ftehen fönnen: vergejiet da auch nicht der Proteſtanten; 
und wenn Ihr Katholiken, Ihr clerifalen Politiker, von Gleichberechtigung 
iprecht, jo führt fie wenigjtens auch gegenüber den Proteſtanten durch. 
Es ift in vielen Fällen nicht der Jal, und manches könnte darüber 
erzählt werden. 

Es würde mich dies zu beſprechen aber jetzt zu weit führen. Kaijer 
Wilhelm II. fagte befanntlid am 10. Wat 1896: „Politiſche Geijtliche 
find ein Unglück”, und das unterjchreiben wir volljtändig. 

In diefer Richtung gibt uns die nicht genasführte deutich-clerifale 
Landbevölferung auch vol und ganz Recht. Nur unter dem Drude der 
clerifalen Parteipröpfte iſt es möglich, daß eine jolde Anficht öffentlich 
nicht zutage tritt. . 

Laſſen Sie die Leute für einen Augenblid oder vorübergehend 
frei, fo werden Sie Wunder erleben, wie nahe mander Theil ihrer 
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Wählerſchaften unſerem Standpunkte ſteht. Wir ſagen alſo, die Geiſt— 
lichkeit ſoll heutzutage weniger politiſieren, ſondern für die Widerbefe— 
ſtigung wahrhaft rijtlider Grundſätze eintreten, das heißt feſtſtellen, 
was eigentlich im ſocialen Leben als chriſtlich zu betrachten iſt. Denn 
das Volk wird jetzt thatſächlich daran irre, da die Blätter der chriſt— 
lichen Parteien ganz merkwürdige chriſtliche Grundſätze in der Oeffent— 
lichkeit aufgeſtellt haben. 

Uns werfen die Clerikalen wiederholt Religionsfeindlichkeit vor, 
ohne es zu begründen oder nachweiſen zu können, Mit viel mehr Recht 
hätten wir Urjache, ihnen Deutjchfeindlichfeit bormwerfen zu können. 

Nachdem fie fi aber, wie aus einzelnen Symptomen nachzu— 
weisen ift, auf dem Wege der Bejjerung befinden, will ich heute dieje 
Bejjerung dadurch nicht beeinträchtigen, daß ich heute auf dieſem 
Gebiete viele alte Sünden noch vorhalte. Das Eine aber, verehrte 
Herren, gejtatten Sie mir zu jagen. Ich weiß nicht, ob der betreffende 
Herr hier it. Einer au dem jogenannten Wumienverbande wird denn 
doch hier anweſend jein. 

Ach richte aljo mein Wort an dieſen Verband, beziehungsmeije 
an die einzelnen geiltlichen Mitglieder desjelben. Ä 

Verehrte Herren! Laſſen Sie mich es offen jagen, auf die Gefahr 
hin, dag man darüber lächeln wird, da man ja mit Gründen nicht 
ankämpfen fann. | 

Laſſen Sie mich es jagen, es thut mir in. der Seele weh, daß 
ih einen Abt von Göttmweig in dieſer Gejellichaft Jede. Warum greife 
ich gerade den Abt von Göttmweig heraus? Weil ih, verehrte Herren, 
einen großen Theil des Jahres wegen Erziehung meiner Kinder in 
Krems wohne und weil ich Gelegenheit habe, im Jahre fünfzig-, vielleicht 
hundertmal am Göttweiger Berg vorüber zu gehen, wo das herrliche 
Stift Göttweig auf, erhabenem deutſchen Poſten aufgebaut it, mo 
diejes Stift iteht. Wenn ih da hinausmwandere und menn ich die 
Angehörigen des jo ehrlich arbeitenden deutſchen Volksſtammes dort 
thatſächlich nachweisbar im Schweiße ihres Angejichtes ſich fümmerlich 
in den Weingärten ihr Brot verdienen jehe, und wenn fie mir als 
Morgengruß zurufen: Heil! und abermals Heil! jo, verehrte Herren, 
gönnen Sie mir doc die £leine Freude, daß ich mich freue und auch 
wünſchen möchte, dag dieſer Gruß auch Hinaufdringen möge in die 
inneren Räume des Stiftes Göttweig, dringen möge bis zu dem aus 
deutſcher Familie geborenen und aus einer deutſchen Gemeinde ſtam— 
menden Erzabte Adalbert Dungl von Göttweig. Jit denn alles in ihm 
bereitS mumificirt? Sch Ipreche in diefem Falle nicht nur in meinem 
Namen, jondern im Namen einer großen Anzahl don Hauern und 
Bauern aus dem dortigen Bezirke. Sie fragen und heben flehentlich 
die Hände dabei, fie fragen: Iſt denn gar fein deutſches Gefühl in 
diejem Erzabt Dungl von Göttweig mehr vorhanden ? Ich habe dieſen 
Auftrag erfüllt, ich habe ihn ausgerichtet, ich unterjtüge dieſe Frage 
eines großen Bruchtheiles der deutjchen, ehrlich arbeitenden Bevölkerung 
von Göttweig und Umgebung, und ich bitte den hochwürdigen Herrn 
Prälaten, und alle, die mit ihm in dem Verbande find, wenn Sie 
nah Hauſe kommen, denken Sie darüber nad, ob Sie nidt als 
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Deutſche auch trog Ihres Prieftergewandes Ihre Pflicht thun können, 
wenn es jih darum handelt, die Intereſſen des deutſchen Volkes 
namentlich hier zu vertreten. Das Volk fann es nicht begreifen, daß 
Sie durh Did und Dünn beinahe ein Jahr lang hier mit unferen 
ſlaviſchen Gegnern gegangen find, e3 kann es nicht fajfen und begreifen. 
So treten Sie doch wenigjtens hinauf, verehrter hochwürdigſter Herr, 
und flären Sie in dieſer Beziehung die Bevölferung auf. Ach bin's 
nit im Stande, denn ih müßte jonjt der Bevölkerung etwas jagen, 
mas jie in großen Zwieſpalt mit dieſen angejehenen Brälaten auf die 
Dauer bringen müßte. | 

Meine Herren! In clerifalen und namentlich in deutjch-clerifalen 
Blättern werden wir ja bejonders deshalb immer angefeindet, wie ic) 
heute jhon erwähnte, weil wir von Bismarck ſprechen. 

Verehrte Herren Elerifale! Seien Sie nicht päpitlicher als der 
Papſt! Der Papſt hat damals vor Jahren dem Fürſten Bismarck, 
trogdem er Proteitant ijt, den höchſten Drden, den Chriſtusorden in 
Brillanten verliehen und jein Bild von einem großen Künjtler malen 
lajjen. Und als dies geſchah — ih war damals noch Abgeordneter des 
niederdjterreihiihen Waldviertels — traten Hunderte von Bauern, 
wirklich deutihen Bauern zujammen und famen zu mir durch eine 
Aboronung von zehn oder zwölf und jagten, jJie wollen bei dieſem 
Anlaſſe eine Adreije an den Papſt nah Nom ſchicken. Sch jagte: Wenn 
ih das vermitteln ſoll, fann ich die Adrejje ſelbſt nicht verfallen; geht 
wo anders hin. Und jie famen nad furzer Zeit zurücd mit einer 
Adreſſe, deren Anhalt ih zum Theile als fennzeihend für die Ge- 
ſinnung der deutſchen Yandbevdlferung zur Kenntnis der Herren bringen 
werde. Es heißt da (Liest): 

„Wahrhaft erhebend und herzerquidend muß e3 für jeden fatho- 
liſchen Deutjhen fein, day das ſichtbare Oberhaupt der katholiſchen 
Chrijtenheit, der Stellvertreter Gottes auf Erden, Worte des Dankes 
und des aufrichtigiten Wohlwollens an Fürſt Bismard, aljo an jenen 
Mann gerichtet hat, der jich die Förderung der Wohlfahrt des deutſchen 
Volkes zur oberiten Aufgabe aemadt hat. 

Mit ihrem Danke verbinden die ehrerbietigſt unterzeichneten Gläubigen 
die Bitte zu Gott dem Allgütigen, er möge in feiner unermeßlichen Gnade 
einen Funken jener Erleuchtung, jener Geredtigfeit und Milde und 
jenes wahrhaft edlen Geijtes, welcher Eure Heiligkeit bejeelt, au in 
die Herzen jener ſenken, welche — berufen daS Bolt zu lehren, im 
Slauben zu ftärfen und Freud -und Leid mit ihm zu theilen — in 
beflagenswerthem Irrthum das Gefühl der Liebe zu dem angejtammten 
Volksthume zu eriticten bejtrebt jind. — Die Unterzeichneten vermögen 
e8 nicht zu fallen, daß Gott der Allgütige die Deutſchen weniger lieben 
Sollte als die Angehörigen anderer Völker, welde in ihren Seeljorgern 
die treueften Hüter und Förderer ihres Volksthumes finden". 

Die volle Wahrheit fteht in dieſen Zeilen niedergelegt. Die 
Adreſſe wurde mit vielen Unterfchriften bededt, nah Nom gejendet und 
hoffentlich aud zur Kenntnis feiner Heiligkeit des Papſtes gebradt. 

Mit der Bevölkerung und auch clerifal gewählt habender deutjcher 
Bevödlferung läßt fich ja in manden Fällen jpreden, aber man muß 
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zwiſchen ihr und den von ihr gewählten Abgeordneten unterſcheiden, 
das iſt oft hundert und tauſend zu eins. Und ſo laſſen Sie mich ſagen: 
Die Wählerſchaft in urdeutſchen Gauen ſteht der deutſchen Sache ſehr 
nahe, himmelweit aber ſtehen die Vertreter ſolcher Gemeinden, und von 
dieſen ſcheidet uns eine Kluft, die heute wenigſtens nicht überbrückbar 
zu ſein ſcheint. 
In den glorreichen Jahren 1870 und 1871, wo unſere deutſchen 
Brüder im Reiche in noch nie dageweſenen Siegen den welſchen Feind 
aufs Haupt geſchlagen hatten, wußten die Clerikalen nichts anderes zu 
thun, als die Sätze eines Syllabus zu verbreiten, der damals durch 
die Concilsbeſchluſſe vom Jahre 1870 der Oeffentlichkeit übergeben 
worden iſt. Laſſen Sie e3 mir genügen, nur den Punkt 5 daraus zu 
lejen (lest) : 

„Sp einer jagt, die Kirche Ehrijti jei nicht eine zur Erlangung 
der ewigen Seligfeit durhaus nothwendige Gemeinjchaft, oder Die 
Menſchen können durch die Ausübung einer jeden Religion jelig werden, 
— der jei verflucht!“ 

Andere, Säbe werden Sie ja kennen: Wir haben nun Anlaß 
genommen, auch einen deutjchnationalen Syllabus zu entwerfen und da 
lautet Bunft 3 (liest) : 

„Sp ein Deutiher in Volkes Noth und Gefahr jich den Gegnern 
anliegt oder zu Gunjten von Juden, Slaven u. ſ. w., oder zu 
eigenem Vortheile jein eigenes Bolt jchädigt oder verräth — der ſei 
verfludt." 

Dann heißt es im Bunfte 6 (lest): 

„So ein Deutjcher jagt, zur Erlangung der zeitlichen Zufrieden: 
heit und ewigen Seligfeit jet durchaus die Gemeinſchaft der Kirche 
Ehrijti notwendig und ein jeder Deutſcher könne nicht „nach jeiner 
Facon“ jelig werden — der jei verflucht.“ 

Dieje beiden Stihproben mögen Ihnen klar machen, dag thatſächlich 
zwijchen diejem unjeren Standpunkte und dem der erivemen deutſch— 
clerifalen Vertreter eine unüberbrüdbare. Kluft bejteht, Diejelben jagen 
ungeſchminkt in ihren Blättern und Drudicriften, fie wollen an Stelle 
der Heiligkeit des Gottesglaubens die Macht des Prieſterthums jegen ; 
das iſt ihre Aufgabe und jte jind daran jeit langer, langer Zeit thätig. 

Daß wir auch diesfalls voll und ganz auf dem Standpunkte 
Bismardö jtehen, wird jeder begreifen, und ich brauche nur jenen 
Sat zu erwähnen, den er bezüglich des Jeſuitenordens ſprach, um das 
e begreiflider werden zu laſſen. Bismarck jagte im Jahre 1885 
(liest) : 

„Gerade der Jeſuitenorden fordert mehr als irgend ein anderer 
durch jeine Jugenderziehung den Kosmopolitismus, die Neigung zur 
Baterlandslojigkeit" — jte thun aljo dasjelbe wie die Soctaldemofratie 
— „indem er die Jugend von den nationalen Banden, vom Nationals 
gefühl losreißt. Die Jeſuiten find eine Gefahr für das geringe Maß, 
für den geringen Reſt von Nationalgefühl, der einer großen Mehrzahl 
von uns Deutſchen geblieben ijt." 

Und jeien wir aufrichtig. Iſt denn jemals um einen FEleinen 
Staat mehr Blut gefiojjen, als um die weltliche Herrſchaft des Papſt— 
thumes, de3 Kirchenjtaates? Gewiß nicht. Sie wiſſen, welde Ströme 
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von Blut geflojjen find, Sie wiſſen es ganz gut, wenn jid die Wünſche 
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der Clerikalen erfüllen würden, daß die weltliche Herrichaft des Papjtes 
wieder errichtet werden fol, daß neuerdings gewaltige Ströme Blutes 


fliegen würden. 
Es gibt auch Leute, die es nicht begreifen, daß mancher in jeinem 
legten Willen verordnet, daß feine - irdilchen Meberrejte verbrannt 


werden; da das in Oeſterreich befanntlid unftatthaft ijt, werden die 
Ueberreite diterreigifher Staatsbürger nad Gotha überführt und dort 


verbrannt. Darüber ſchlagen die Clerifalen der verſchiedenſten Sorten 
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und Schattirungen die Hände über den Kopf zujammen und halten 
das für unzuläffig, ja unbegreiflih. Ich glaube nicht zu weit zu gehen, 
wenn ich jage, das der extremſte Vertreter ihrer Richtung, aljo die 
Obermumie Falkenhayn, heute ganz ruhig zujehen könnte und ; 


würde, wenn Lebende verbrannt würden und lebende Keger heute auf 


dem Sceiterhaufen kämen, den Eindruck hat wenigjtens diejer Herr 


immer auf mich gemacht und ich bedauere nur, daß er einem deutſchen 
Adelsgeſchlechte angehört. Und wenn dieſer Herr aus dem Mumien— 
verbande am 8. Mai v. I. ſagte (liest): 

‚Wir haben e& mit einem parlamentariſchen Manöver zu thun 
und mit einem ſchlimmſter Art, injcenivt von einem jehr kleinen Häuf- 


fein“, jo meinte er damit nachweisbar uns, die mir auf diejer legten ı 


Banf damals in der Zahl von fünf unſere Pläge eingenommen haben. 
Er jprad von einem fleinen Häuflein und Sie jelbjt in Ihrem Mu— 
mienverbande zählen nur jehs. Wir aber jind jozujagen fampfesfroh, 


wir find gefonnen, ſchneidig in Bezug auf die Vertretung unjerer 
Sache vorzugehen und werden daher gewiß den Kampf mit dem ans 


deren fleinen Häuflein mit Ausſicht auf Erfolg aufzunehmen in ber 
Lage fein. Weil ih ſchon von Clerikalen erivemer Sorte geſprochen 


habe, jo laſſen Sie mich jagen — und diejer Ausſpruch iſt nit von’ 


mir, und weil er mir gefällt, habe ih ihn mir aufgeichrieben — 
was denn eigentlich die vielgenannten Hochverräther jind. Die Ant- 
wort lautet: 

Diejenigen, diesen vaterländifden Dingen 


mitberathen und bejhliegen wollen, abernurdie 


Anterefjen einermweitaußerhalb des Baterlandes 


liegenden Macht vertreten und bediglich von Rom 


ihre Befehle annehmen und Jid ausſchließlich 
vömifh halten, das ſind die Hochverräther ſchleſch— 
teſter Art, das ſind Volks- und Vaterlandsver— 
räther ſchlimmſter Sorte 

Am April des Jahres 1895 feierte Fürſt Bismard jeinen 
80. Geburtstag. Der Präjident des deutſchen Reichstages v. Levetzow 
beantragte damals kurz und bündig im deutſchen Reichstage, dem Fürſten 
Bismarck dem früheren Reichskanzler, als hervorragenden Mitbegründer 
des deutſchen Reiches namens des Reichstages zu beglückwünſchen. 
Wer war dagegen? Meine Herren! Wenn eine Matrone in einer 


Dorfgemeinde, eine anſtändige Frau, 80 Jahre alt wird und es jagt. 


jemand, beglückwünſchen wir fie, wer wird ſich weigern? Niemand, 
Dem verdienten Reichskanzler verweigern ſie aber den einfachen Glück⸗ 
wunsch zum Geburtstage. Wer denn? Kine nette Geſellſchaft: Die 
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Clerikalen, das ſogenannte Centrum, die Rothen, die ſogenannten 
Socialiſten mit dem Juden Singer natürlich an der Spitze, denn an 
der Spitze müſſen ſie immer Juden haben, denn ohne Juden können 
ſie natürlich das internationale Judenthum nicht ſogut vertreten und 
die Polen. 

Von den Polen will ich es eher noch entſchuldbar finden, aber 
die Geſellſchaft gefällt mir nicht und wenn ih Deutſchclerikaler wäre, 
möchte ich mich für die Herren draußen jhämen, daß jie aus Ddiejem 
Anlafie ih jo deutſchunwürdig benommen haben. Der Antrag des 
Präfidenten Levetzow auf Beglückwünſchung des Kürten Bismard 
wurde mit 163 gegen 146 Stimmen abgelehnt. Die Herren, die ohne 
Bismard nicht hätten berathen können, denn wenn er den Neichötag 
nicht geſchaffen hätte, hätten jte nicht Anlag nehmen können, ven Antrag 
des Prälidenten anzuhören, die haben ihm daS verweigert, wa3 man 


ſonſt jedem in Ehren grau gewordenen Manne zutheil werden läßt. 


Da3 beweist und, dag die Elerikalen nichts mehr haſſen, als alles, 
was deutſchnational iſt. Das ließe fih auch bei ung in vielen Fällen 
nachweiſen, aber ich kann das heute nicht mehr thun. 

Der deutſche Kaijer drahtete mit Recht an den Fürſten Bismard 
damals, dag diefer Beihlug des Reichsſtages im Gegenjage jteht zu 
gen Gefühlen der deutigen Fürſten und der deutjchen Völker. 

Kaiſer Franz Joſef I. von Djterreich telegraphierte an den Fürſten 
Bismard (liest) : 

„sn berzlider Theilnahme beglückwünſche id Durchlaucht zu 
Shrem 80. Geburtätag und zu ver hohen Senugthuung, zu welcher 
Ihnen deſſen ehrenreiche eier gereihen muß. Möge die Erfüllung 
meiner heutigen Wünjhe Für Ihr ungetrübtes Wohl jih auf Jahre 
hinaus übertragen.“ 

Ich bitte, meine Herren Deutjchelerifalen, ſich das zur Kenntnis 
zu nehmen. 

Es haben damals auch angejehene katholiſche Bürger Leipzigs — 
es jind auch die Unterichriften hier zu Hand — einen Aufruf an die 
deutihen Katholiken erlalien. Einige Süße ericheinen mir jo erwähnens— 
werth, daß ih fie doch anführen will. Dieje fatholiihen Bürger 
Leipzigs jagten in ihrem Aufrufe an die deutichen Satholifen mit Be— 
zug auf die Abjtimmung der deutſchen Clerikalen im Landtage (liest) : 

„Rettet Eure Ehre, waſcht Euch rein von dem Verdadte, daß 
Ihr Deutihland größten Sohn nicht ehren wollt! Euer Glaube hat 
mit der Politik und der Verehrung deutiher Helden nichts zu thun. 
Denkt daran, dag unter Euch viele find, die für Oeutſchlands Einheit 
und Größe auf dem Schladtfelde gefochten, dar viele ihr Blut ver- 
gojjen, um den Wunsch aller Deutſchen, auch der deutschen Katholiken 
zu erfüllen; Ein einiges. Deutjchland zu haben!“ „Nein“, heißt es 
weiter, „Ihr wollt Euer Deutſchthum nicht verleugnen, Ahr Seid mit 
der Meinungsäußerung Eurer Vertreter im Reichstage nicht einver— 
tanden; Ihr habt diefe Männer gewählt, damit jie Eure Intereſſen 
auf wirthſchaftlichem, kirchlichem und politiſchem Gebiete vertreten, Ihr 
habt diejen Männern aber nicht gejagt, daß Sie Euch Schande bereiten 
und Euer deutſches Herz kränken!“ 
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„Handelt raſch und jo, daß Ihr unjeren Bismard, den Mit 
begründer des Deutjchen Reiches, ebenjo verehrt, mie es die anderen 
Deutfhen thun, und dag Ihr nichts gemein Habt mit den Gejellen, 
denen Kirche und Vaterland Nebenſache iſt.“ 

„Verſäumt Ihr diefen Moment, dann werdet Ihr und Eure 
Nachkommen unter dem Vorwurf: Ihr ſeid feine Deutjhen, ewig zu 
leiden haben, und fo ſchadet Ihr auch Eurer katholiſchen Sache.” 

So ſehen Sie in diefem Falle, daß im Deutſchen Reiche ein 
Widerſpruch zwiſchen den Wählerihaften und den deutſchen clerifalen 
Bertretern vorhanden ilt. 

Die Römlinge, beziehungsweiſe die Clerifalen ‚geben ſich befannt- 
ich in ihren Zeitungen den Anjchein, daß jie namentlih aus Gründen 
der Gerechtigkeit für alle Nationen und Bevölkerungsclaſſen in Dejter- 
reich einitehen. 

Meine Herren, e3 ift eigentlich nicht Gerechtigkeit, Jondern Gleich— 
heit, d. h. ein alles Bejtehende über den Haufen merfendes Syſtem 
— eine Art Commune — das fie einführen wollen, alſo das Anti— 
nationalfte, was man fi denken kann. Die Nation ſoll aufhören und 
ein einheitlich jeſuitiſches Volksſchaf joll an deren Stelle gejhaffen werden. 

Und dann jpricht man von Gleichberechtigung und von Artifel 19 
des Staatsgrundgeſetzes. Was jagt Artikel 19 des Staatögrundgejeßes ? 
Er jagt die Gleihberegtigung wird anerfannt und das Wort „ges 
währleiſtet“ ijt feinerzeit, meines Wiſſens über Beſchluß des Herren 
haujes gejtrihen worden. 

Warum it es gejtrihen worden? Weil fih eine Gleichberechti— 
gung wohl theoretiſch anerkennen, aber praktiſch niemals gemwährleiiten 
läßt. Das iſt ein Ding der Unmöglichkeit, das kann fein Staatsmann 
und kein Säcularmenſch durchführen. 

Wenn jemand fagt, ev wolle die Gleihberehtigung gewährleiſten, 
fo ift das bloß eine Theorie, und aud die Anerkennung der Gleich— 
berechtigung it noch nicht Praxis geworben, jondern das ijt natur— 
gemäß, tie e8 von der deutjhen Oppoſition verlangt wird, die Auf- 
gabe von Durführungsgejegen, die auf Grund des Artikels 19 des 
Staatsgrundgejeges gejhaffen werden. Cine volle Anerkennung ber 
Gleichberechtigung iſt aud nicht durhführbar, ja in vieler Beziehung 
unmöglich, und von unferem Standpunkte bejtreiten wir das bejondersg, 
weil wir den Grundfaße Huldigen, daß nicht jedem das Gleiche, jondern 
jedem das Seine gegeben werden muß. (Zustimmung bei den Partei 
genossen.) 

Berehrte Herren! Ueber Gleichheit und Gleichberechtigung ſchreibt 
Johannes Scherr ſehr gut, und ich kann es füglich nicht unterlaiien, 
diefe jeine Worte zur Begründung meines, beziehungsmweije unjeres 
Standpunftes hier anzuführen. Johannes Scherr jagt: 1.» - die Un- 
gleichheit ijt ein Naturgejeg, jo gut mie irgend eines, 

Die Wirkungen von Naturgejegen vermag man einigermaßen zu 
mildern, wie man ja zum Beijpiel dem Blitze jozufagen jeinen Weg 
vorzeichnen kann; aber die Naturgejege aufheben kann Fein Gott und 
fein Menſch. 

So lange die Menjchheit exiſtirte, wird es ihöne und häßliche, 
gerade und frumme, ſtarke und ſchwache, gejunde und kranke, gejceite 
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und dumme, fleißige und faule, ſparſame und verichwenderiiche, ehrbare 
und lüderliche, ehrliche und gaunerijche, tugendhafte und frevleriſche, 
reiche und arme, edle und gemeine, großdenkende und Eleinvechnende, 
geiltig Ihaffende und mechaniſch hantivende, führende und folgende, 
gebietende und gehorchende Menjchen geben“, 

Und ich ſage: Aehnlich ijt es mit den verjchiedenen Nationen und 
Völkerſchaften beitellt, die eben auch nicht gleichwertig find und nicht 
gleih gemacht werden können, einfach deshalb nicht, weil es ein Ding 
der Unmöglichkeit iſt. 

Sohannes Scherr jagt weiter: 

„Eine communijtiide Schablonenmenjchheit oder Menſchheits— 
ihablone iſt ein Narrenwahn, die menſchliche „Brüderſchaft“ iſt ein 
nit einmal im Eleiniten Kreile zu vermwirklicdender Bummelmwiß, das 
Zufunftsparadies, das Millennium der Freiheit und Gleichheit, und des 
Friedens und der Freude, iſt entweder ein Traum wohlwollender 
Thoren oder ein Kaleivojlop für groge Kinder oder ein Köder, welchen 
Gauner auslegen, um Gimpel zu fangen. 

Die praktiiden Verſuche, daS Uebel der naturgejeßlichen Ungleich— 
heit unter den Menjchen, mittelſt communiltiider Gejeggebungen oder 
Einrihtungen aufzuheben, jind von ältejter Zeit bis auf die jüngite 
entweder kläglich gejcheitert oder jie haben beklagenswerte, geradezu 
beitialilivende Wirkungen gehabt. 

Der Kommunismus muß überal und allezeit zur Vernichtung 
der individuellen Freiheit und Selbſtbeſtimmung, jowie auch zur Ver— 
nichtung der Ehe und folglich zur Zerjtörung der Familie ſchreiten. 

Der Kommunismus ijt culturfeindlid und tyranniſch, mie e3 
auch das fanatiiche Chriſtenthum jtet3 war und big heute geblieben ilt". 

Und ich jege dazu: Der Communismus ift und bleibt der Tod— 
feind jeder nationalen Regung im Bolfe. 

Und wenn ih nun von den Elerifalen Abſchied nehme und über- 
haupt dem Schluſſe meiner Ausführungen — wie manche jagen werden, 
Sott jei Dank — zueile, jo fann ich, verehrte Herren, den Gegenitand 
über die Elerifalen, nicht jchließen, ohne zu jagen, daß Ste eigentlich — 
mande von Ihnen — theilweile unſchuldig jind, daß es jo traurig 
geworden ijt mit Ihnen, und den von Ihnen vertretenen Wählerichaften 
und dag eigentlih Schuld ift an diejen traurigen Zuſtänden eine Ein- 
richtung der fatholiichen Kirche, für die ja die jet lebenden Politiker, 
gewiß nicht? können, das iſt das Cölibat der fatholiihen Prieſter. 
Hätten Sie die Paſtorsfrau . . . (Gelächter rechts.) Laden und 
läheln Sie joviel Sie wollen. Wer das erlebt hat bei feinen Reifen, 
der wird mir glauben, daß ich in diejer Beziehung Recht habe. Die 
Baltorsfrau fehlt Ihnen, die Pfarrersfrau Wenn Sie die in den 
fatholiihen Gemeinden hätten, dann hätten die katholiſchen Geijtlichen 
gewiß mehr Liebe zum deutſchen Wolfe und zur Nation, als es heute, 
der Fall ilt. (Heiterkeit rechts.) Natürlich, jo ein Moſtſchädel, wie 
der dort fißt, begreift das nicht, weil er pfäffiih erzogen worden iſt, 
von jo einen Abtrünnigen ſeines Volkes. Ach meine den mit der 
Platten da. ( Heiterkeit.) 

Verehrte Herren! Ich kann nicht Abſchied nehmen, ohne nod) 
einmal... (Abgeordneter Zehetmayr: Mir imponiren Sie nicht 
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mit Ihren Grobheiten! ... .) Sagen Sie e8 noch einmal, damit die 
Stenographen es aufjhreiben können, daß man endlich weiß, wie geiit- 
veih Sie jind! Das war die geiftreichjte Aeußerung, die er als Abge— 
ordneter bisher gemacht hat. 

Kun, meine verehrten Herren, ich kann nicht Abſchied nehmen, 
bevor ih nicht noch einmal jenes Gethier erwähne, mit dem ich unver: 
ſöhnt bleiben werde, bis ich überhaupt abberufen werde, ich meine das 
Gethier, welches man mit dem gemeinverjtändlihen Ausdruck Preßbeitien 
bezeichnet. Diefen Preßbeitien, die mich feit drei Jahrzehnten in der 
gemeinjten und niederträchtigiten Weile verfolgen, beſchimpfen, mit ge- 
meinjter Jaude und Unrat auf mich merfen, die mit Zügen, Nieder- 
trat, Gemeinheit in jeder Art auf mich losgehen, den Preßbeitien 
aller Parteien mit einer ſehr geringen Ausnahme muß ih Anlaß 
nehmen, heute wieder meine volle altbewährte Beratung zum Aus— 
drude zu bringen. Ste fünnen nicht mehr Schimpfworte erfinden, als 
jte Son erfunden haben, um mich zu beſchimpfen; meinetwegen jollen 
jie einen Preis ausjchreiben, für die Erfindung neuer Schimpfmworte, 
aber das wird micy nicht abhalten, meine Pflicht nad meiner Ueber— 
zeugung und nad meinen bejcheidenen Kräften auh in Zukunft zu 
erfüllen. Warum fann ich jo ſprechen, warum darf und muß ich jo 
ſprechen. Weil nicht die Spur eines Strebertbums in mir verhanden 
ift. Denn, wäre ed vorhanden, dann müßte ich tradhten, mit einer 
oder der anderen diejer Bejtien auf gutem Fuß zu bleiben. Das will 
ih aber nicht, und daher geitatten Sie mir heute, damit es protofol- 
lariſch feitgeitellt werde, diejen Kerls die tiefite Beratung zum Aus— 
drude zu bringen. Den es angeht, der merke es ſich. 

Dan hat gejagt, ven Shönerer hat eine jolde Geſchichte ſchon 
einmal ing Loch gebradt. Verehrte Herren! Sch beveue das nicht, was 
ih damals gethan habe, daß es mein deutſches Blut in Wallung ge- 
bradt hat, als ich ſah, daß dieſe, damals insbejonderd die jüdiſche 
Preßmeute, angeſichts eines jterbenden deutichen Kaiſers in gemeinjter 
Weiſe ſich benommen, mit der Todesnachricht in rtrablättern den 
gemeinjten Schacdher getrieben hat. Ich bin und bleibe jtolz darauf, 
daß mein Blut damals in Wallung gefommen ijt und ich jtehe auf 
dem Standpunkt: Sociale Reform und Monardie, nicht aber jociale 
revolution und Republik. Und dieje Prefbeitien, das jind die VBorfämpfer 
der internationalen, ſocialdemokratiſchen, jüdiſchen, anarchiſchen Republik. 
(Abgeordneter Daszynsky: Sie lügen erbärmlich ! Die Presse 
der Socialdemokratie ist arm ! Sie sind einfach wahnsinnig !) &3 
freut mi, dag ih Sie getroffen habe Das war ein Kernſchuß! Er 
zappelt no. (Abgeordneter Daszynsky: Ein Lügner sind Sie ! 
Sie stehen auf demselben Niveau der Lügen, wie die Pressbestien, 
die Sie beschimpfen ! Sie wahnsinniger, tobsüchtiger Mensch ! Abge- 
ordneter Kittel: Das hat er aus der Judenpresse herausgenommen !) 

Ich fann nicht jagen, wie mich daS freut, wenn man einen 
Menſchen jo trifft, daß er gar nicht mehr weiß, was er jpricht. 

Doh fehren wir dem Ernſte der Sache entſprechend noch auf 
etwas zurück (Zebhafte Heiterkeit.) Ya, meine Herren, ih kann Ihnen 
nicht helfen, das gehört unbedingt dazu und jene verehrten Herren, die 
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die Güte haben mollen, mid anzuhören, werden das zugeben, Die 
anderen mögen ruhig ihre Geſpräche weiterführen. (Heiterkeit,) 
i Ich bin, meine Herren, angegriffen worden von deutjchnational 
verläßlicher Seite, von dem Dreißiger-Ausjchufje der Kronitätter Grünen 
in Siebenbürgen, angegriffen worden injoferne, als jie eine Druckſchrift, 
die fie merfwürdiger Weile aber mir nicht zugejendet haben, veröffent- 
lichten und die ih nur aus der „Oſtdeutſchen Rundſchau“ kenne, Diele 
Druckſchrift bezieht fich auf eine Aeußerung. die ich in Bodenbach machte, 
wo ich ungefähr jagte: „Wir wollen nicht wie die Siebenbürger Sadjen 
entnationaliſirt werden. | 
* Auf dieſe Aeßerung reagiren die Siebenbürger braven Deutſch— 
4 nationalen und jagen unter anderem (Lest): 
€ „Wenngleih wir nun zugeben müſſen, daß Ddieje verdammens- 
werthe Politit allerdings, wenn auch nicht in ihrer Abficht, jo dod in 
ihren unabmendbaren traurigen Folgen zur Entnationalijirung unjeres 
Bolfes hätte führen können, jo fann man doch jelbjit von den ver- 
blendeten Vertretern jener ſchwächenden und verderbenden Politik faum 
behaupten, daß ſie wiljentlid dev Magyariſirung in die Hände arbeiten 
die an unferem Bolfe verfuht wird“. 
| Die das gejchrieben haben, haben es entſchieden gut gemeint 
haben aber die Tragweite der Sache um die es jich hier handelt — 
und fie mögen es mir nicht übel nehmen, wenn ich das jage, — nicht 
ganz aufgefaßt. 

Ich meine ja nicht, daß die jet jchon in veiferen Jahren jtehenden 
Deutihen in Siebenbürgen entnationalijirt werden, das wird faum 
möglich jein, daS gebe ich zu, aber ſie vergajen an ihre Kinder bei 
Durhführung der Magyarilivungsgejeße, wie jie jet in Ungarn be— 
ſchloſſen worden jind und die Siebenbürger Vertreter waren zum Theile 

Mitglieder der Negierungspartei. Niemand kann in Siebenbürgen 
mehr dafür gutitehen, dag nicht ein Theil der Kinder der Deutichen 
dort bereit3 magyarijirt jein wird. 

Ich Habe mir viele Mühe gegeben — man jollte das gar nicht 
glauben, daß es jo jchiwer iſt, wenn man in Dejterreih-Ungarn lebt 
— mir da betreffende Geſetz verjchafft, das jogenannte Drtsnamen- 
magyarijirungsgejeb. 

Ich habe es in deutſcher Sprade gar nicht befommen können, 
was auch jehr bezeichnend ijt, venn es jcheint, daß es dann auch die 
Herren in Siebenbürgen nicht fennen, und daß jie die Tragmeite nicht 
aufzufallen vermögen. 

Ich habe es mir aljo hier überjegen laſſen und da finde ich, daß 
diejeg Gejeß geradezu eines der gefährlichiten Geſetze ift, welches in 
Bezug auf die Entnationalijirung eines Volksſtammes jemals geihaffen 
worden ilt. 

Es ijt leider jo wenig befannt und das beweist, daß fich eben 
die Deutjhen um vieles mandmal fümmern, aber um wichtige Saden 
wieder gar nicht und dieje Sade iſt doch gewiß für alle Deutjchen, 
mo immer fie wohnen, von großer Bedeutung. 

Ste werden mir feinen Vorwurf daraus machen, wenn ich nur 
einige Baragraphe dieſes Gejeßes leſe, da Sie ſonſt jagen würden, 
daß e3 zu ermüpdend ilt. 
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Es heißt aljo im 8 1 (dest): 

„Jede Gemeinde fann nur einen amtligen Namen haben.“ 

Dann heißt es in 8 2 (Liest): 

„Die DBezeihnung des amtlihen Namens folder Gemeinden, 
welche mehrere Benennungen haben, das Verjehen mit neuen Namen 
gleihbenannter Gemeinden, die Benennung neu zu conftruirender Ge- 
meinden und die Abänderung der Semeindenamen ſowohl wie die Feſt— 
jtellung der Ortographie der Gemeindenamen gehören in den Wirkungs— 
freisides königlich-ungariſchen Miniſters des Junern.“ 

Dieſer kann alſo dann ſo ziemlich machen, was er will. 

Dann heißt es im 8 3 (liest) : 

„Die außerhalb des Gemeindegebietes befindliden Anlagen, 
Puſzten, Alpen, ferner andere bedeutende bewohnte Orte, injoferne jelbe 
noch feine jeparate Benennung hätten, jind mit derjelben zu verjehen. 

Ueber die Benennung hat auf Grund der Vereinbarung der 
Eigentyümer oder auf Grund der Vereinbarung der Mehrzahl der 
Staatsjteuer zahlenden Eigenthümer nah dem Gemeindegejeße die com— 
petente Gemeindevertretung zu bejtimmen, melde Beſtimmung behufs 
Genehmigung in erjter Reihe der gerichtsbehördlicden Generalver- 
jammlung und wegen endgiltiger Entſcheidung dem Minifter des 
Innern zu unterbreiten tft." 

Maßgebend iſt aljo der ungariſche Miniſter des Innern. 

Dann heißt es im 8 4 (liest): 

„Die Aufgabe diefer Commiſſion ijt ferner die Antragitellung“ 
— es fommen dann die Punkte a), b), ec), d), e), id mwill nur den 
Punkt e) citiren — „e) bezüglid aller jener Beranjtaltungen, melde 
nothwendig jind, daß die allgemein anerkannten und ämtlich beigelegten 
Gemeinde- und Ortsnamen nicht nur im amtlichen Gebraucde, jondern 
auch im gejellihaftlihen Verkehre jih verbreiten und immer erclujiver 
werden." 

er überhaupt für die Tragweite. diefer Sache ein Verjtändnig 
hat, der wird mir zugeben, daß dad ein jehr gewaltiges Ent— 
nationalifirungsgejeg tt. 

Weiter heißt e8 im 8 5 (liest): 

„Auf ſtaats- und gerichtsbehördliden und Gemeindedocumenten, 
jowie auf anderen amtliden Documenten, auf Gemeindefiegeln, Stams- 
piglien und Signirtafeln, ferner bei Handhabung dev direct unter 
ſtaats- und gerichtsbehördlicher Anordnung jtehenden Inſtitute und 
Geſchäfte, in den Lehrbüchern, welche in den öffentlichen Schulen ge- 
braucht werden, auf den Landkarten, jomwierauf den Drudjorten, welche 
aus diefen Schulen in die Deffentlichkeit gelangen, jowie auf den 
Siegeln und Stampiglien derjelben, endlih in den Notariatsacten, 
ohne Rückſicht darauf, dag die aufgezählten Acten, Lehrbücher, Druck 
jorten, Siegeln und Stampiglien 2c. in der amtlihen ‚oder in einer 
anderen Sprache ausgefertigt find, iſt ausjhlieglih der amtliche Name 
der Gemeinde zu benützen nad der Schreibmethode, wie diejelbe in 
dem Landes-Gemeindeſtammbuch geführt wird." 

Meine Herren! Die Lehrbücher — das hebe ich. bejonders hervor 
— dürfen nur jolde Ortsnamen enthalten, welde die unter dem 
ungariihden Miniiter des Innern jtehende Commiſſion gutheißt. 
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Berehrte Herren! Wir haben ſchon in Dejterreih, ohne ein ſolches 
Geſetz zu haben, wie zum Beijpiel in Kärnten und Steiermark derartige 
Anfänge, die vielleicht Anlaß geben, dag man uns auch mit einem 
jolhen Gejege fommt. Es werden dort nämlich Gemeinden, die immer 
deutſch genannt mwurden, jet auf einmal jlevenijirt, Kommt irgend 
ein ſlaviſch geſinnter Bürgermeijter, der folgt gewiſſen Einflüſſen, und 
über Nacht iſt die deutjche Ortstafel weg und e3 jteht oben ganz ſchön 
eine ſloveniſch gejchriebene Bezeichnung einer Gemeinde, die niemals 
anders geheigen hat und nirgends zu finden war als unter den Kamen, 
den fie jeit 100 Jahren getragen hat. 

Alſo verehrte Herren, folche Gejeße und Berfügungen find jozu- 
jagen die Kortfegung Diefer Spradenverordnungen. Mit der 
Stremayr’shen fängt man an, mit der Badeni'ſchen und der Gautſch'ſchen 
fährt man fort und mit ſolchen Gejegen hört man auf. 

Meine verehrten Herren! Jh will ein jchlechter Prophet jein 
aber gewig war es beabjichtigt und jchlieglid Hätte man wahrſcheinlich 
gejagt: Na wenn es in Ungarn geichehen ijt, müfjen wir e3 halt ein- 
fach nachmachen, weil es jih dort bewährt. 

Aber, verehrte Herren, was thut denn diefe Commiſſion — und 
da fann ich es nicht ausführlich mitteilen — was thut jie noch? Die 
macht von ihrer Befugnis noch folgenden Gebraud, und das iſt aud) 
hochinterejjant. Diefe Commiſſion gibt Erläffe, Rundſchreiben hinaus 
an die Municipien des Landes, und da ijt auch ein ſolcher zum Beiſpiel 
nad Siebenbürgen gegangen im Jebruar diejes Jahres; da heißt es (liest): 

„Königlich ungariſches Innerminiſterium! 
Circularverordnung an alle Municipien. 

Ich ſchicke ſo und jo viel Exemplare des — alſo eines Drud- 
werkes — „Wie magyariſiren wir die Familiennamen“ betitelten Heftes 
des Vorſitzenden der Central-Namensmagyariſirungsgeſellſchaft, behufs 
entſprechender Verbreitung an das Publicum des Municipiums mit 
der Aufforderung, daß Sie die ſämmtlichen Beamten zur Beförderung 
der heilſamen Bewegung der Namensmagyariſirung in möglichſt weiten 
Kreijen anmeilen mögen.” 

Nun, verehrte Herren, Sie willen ja, im allgemeinen ijt der 
Menſch ſchwach, namentlich dann, wenn er fi in einer abhängigen 
Stellung befindet, namentlih dann, wenn er ein kleiner Beamter ift. 

Wenn dem — umd ich nehme da auch deutſche Beamte nicht aus 
— auf jolde Art verſprochen wird, daß er Vordermänner überjpringt, 
daß er jchnell befördert wird, wenn er feinen Namen magyariſirt oder 
bei uns jlavifirt, verehrte Herren, dann wird man ſolche Abtrünnige 
leider Gottes viele finden, die das thun werden; und damit iſt wieder 


‚ein Schritt weiter gejchehen auf dem Wege der Slavifirung, der Ent- 


nationalifirung. 

Ich habe mir das bejonders hevausgejucht, weil bis jegt in der 
Deffentlichfeit jehr wenig befannt war. Man kann mir aljo nicht den 
Vorwurf machen, ich wiederhole Dinge, die man ſchon wei und die 
Jozujagen wiederholt breitgetreten worden find. Ich glaube, diefe Sache 
ijt wohl das erjtemal dur meinen Mund heute weiteren Kreiſen be- 
fannt gegeben worden; umd ich habe das deshalb gethan, weil ich es 
für wichtig erachte und weil id auf die Folgen und die Tragmeite 
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der Sprachenverordnungen bei ung rechtzeitig aufmerkſam machen will; 
denn wenn dag Unglüc gejchehen iſt, dann wiſſen Sie, iſt es jehr leicht 
zu jagen, wie man es hätte vielleicht verhindern können. 

Hauptjache bei einem vorjichtigen Politiker oder einem ſogenannten 
Vorkämpfer iſt es doch, rechtzeitig zu trachten, zu denken. Ich bitte 
diefer Sache Ihr bejonderes Augenmerk zuzumenden; und etwas anderes 
wollte ich ja mit diejen meinen Worten in Bezug auf diejen Gegenjtand 
nicht erreicht haben. 

Ich komme nun mit wenigen Worten noch auf die Tragmeite 
der Politik, die jeit längerer Zeit in Dejterreih nah außenhin verfolgt 
wird; und da, verehrte Herren, jeien wir ganz offen und jagen wir: 
Wenn das jo fortgeht, wie unter den legten Miniſterien, einschließlich 
Taaffe, jo mwird das jogenannte Schlußfeuerwerk diefer Spradenver- 
ordnungen nichts anderes ſein können, als das Aufhören des Bünd- 
niſſes mit dem Deutſchen Neiche. Das ift jo klar, jo logiſch, jo in der 
natürlichen Entwicdlung gelegen, daß man mit Zug und Recht daran 
wird nicht zweifeln fönnen und mit Recht wird nicht zweifeln dürfen. 
Denn, wie lautet denn an einer Stelle der Tert diejes Bündniſſes, 
welches über Vorſchlag Bismards zwiihen Dejterreig-Ungarn und dem 
Deutſchen Reihe am 7. October 1879 abgeſchloſſen worden tit ? 

Da heißt es unter anderem, daß die beiden Monarchen ähnlich 
wie in dem früher bejtandenen Bundesverhältnilie durch feites Zuſammen— 
halten beider Reiche ihre Pflichten wirkſam zu erfüllen willen werden. 

Nun, od die jegigen Zuſtände den Zuſtänden entſprechen, wie jie 
früher unter den Bundesverhältnilien waren, das brauche ich Ihnen 
wohl nicht zu entwicdeln, darüber wird Ihnen jeder Amtsdiener auch 
nähere Auskunft geben können. Alſo Aufhören des Bündnifjes! Sch 
will mich nicht auf den öſterreichiſchen Standpunkt jtellen, ich lade aber 
die Herren, welche die großen Patrioten jind, ein, dies zu thun. Was 
ilt die ganze Tragmeite ? | 

Das Deutſche Neih kann ohne Bündnis nicht beitehen, es tit 
unmöglich, e8 muß mieder ein Bündnis juchen. Wo mird es ein ſolches 
fuhen und finden? Mit Rußland. Nach meiner Auffaljung wieder 
eine natürlide Entwicklung, der Dinge, wenn das deutjchöjterreichijche 
Bündnis aufgehört hat. Und wenn dad Deutihe Reich mit Rußland 
ein Bündnis geſchloſſen hat, was dann geſchehen wird, brauche ich auch 
nicht meiter zu entmwideln. Cine Bolitif von Blut und Eiſen wird 
wahrjcheinlich eintreten, und derjenige, der Opfer zu bringen bat, aud 
an Ländergebieten, wird wahrſcheinlich Dejterreich ſein. 

Mögen aljo die Herren PBatrioten und Großen Oeſterreichs jich 
diefe Sache zuredtlegen; ich will jie nur warnen, damit jie vielleicht 
nicht glauben, daß alle diefe Sachen vielleiht ... . (Unruhe) 

Dicepräfident Dr. Yerjancic (das Glockenzeichen gebend): Ich 
bitte um Ruhe; ich kann nicht verjtehen, ob der Herr Redner zur 
Sade ſpricht. 

Abgeordneter Schönerer: Was hat — und ih erwähne das 
auch nur als ein Zeichen der Zeit — ein veichsdeutihes Blatt kürzlich 
in Schlefien, glaube ih, war es, über dieſe Angelegenheiten gejchrieben ? 
Dort heißt e3 (liest): 
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„Bis jetzt iſt una Oeſterreich noch ein werthvoller Bundesgenoſſe, 
aber, ob es bleiben wird, iſt bei der zunehmenden Zerſetzung dieſes 
Bundesjtaates doch fraglich — — — Doch warten wir ab, was die 
Zukunft bringt, zur rechten Zeit ſtellt auch ein rechtes Wort ſich ein, 
und von deutſcher Seite wird es geſprochen werden.“ — — — 

Eine Flugſchrift, betitelt: „O du mein Oeſterreich!“, erſchienen 
im September 1897, jagt auf Seite 13 (lest): 

„Das mädtige Deutſche Reich bemüht ſich jeit nahezu 20 Jahren 
ein Staatsweien zu jtüßen, das ein Feind des Deutſchthums iſt und 
ihm unausgejegt Wunden Schlägt. Für jeden Deutſchen im Reiche, 
deſſen Waterlandsliebe nit an den ſchwarz-weiß-rothen Grenzpfählen 
Halt macht — und andere Deutiche find diejes Namens nicht wert) — 
ilt dieſe jonderbare Verwirklichung der deutjchen dee em herzzer- 
veißender Anblid." 

Und fürzlid find aus dem Deutihen Reiche in großer Menge 
Gedichte geihict worden, da heißt es (Liest): 

„An die Deutſchen der Oſtmark.“ 
Was zweifelt Ihr an unſrer deutihen Treue? 
Glaubt Ihr, das jei der jtolzen Siege Frucht, 
Daß fih auf ewig unjer Volk entzweie, 
Germania ſich trägen Ruhmes freue , 
Und Euch dem fihern Untergang verfludt ? 
Sie ijt wohl müde nur von allen Schlachten 
Und Ichlief am Rhein auf Rebenhügeln ein, 
Doch kann jih lange nicht ihr Blick umnachten: 
Wir find ein Volk und mwollen’3 ewig jein.‘ 

Und, was jagt Bismard, verehrte Herren. (Gelächter rechts.) 
Sa, willen Sie mir einen größeren Mann und einen beileren Aus— 
Ipruh zu citiren? 63 würde uns jehr freuen. Aber mit dem 
gewiſſen Lächeln bemweilen Eie gar nichts. Ach weiß nicht, wer der 
dechiſche Bismard ift, aber Sie haben gejagt, PBalacky habe diejen Aus- 
ſpruch gethan, aljo werden Sie mir gewähren, zu jagen, Bismard hat 
das gejagt; oder joll das hei uns unzuläflig fein? 

Bismarck jagte im Jahre 1895 (Gelächter rechts): Ich bitte, 
Bismarck war der Wann, mit dem der Kaiſer von Deiterreich das 
Bündnis abgejchloffen hat, aljo war er immerhin mer, mit einem 
nebenjählihen Herrn hätte der Kaiſer von Dejterreich fein Bündnis 
abgeſchloſſen, und jo viel ich mich erinnere, ift der Kaiſer von Dejter- 
reih ins „Hotel Imperial“ gefahren und hat Bismard dort bejucht. 
Ich glaube aljo, daß Sie vielleicht Eaiferlicher find, als der Kaijer von 
Dejterreich jelbit. (Heiterkeit. -—- Zwischenruf seitens des Abgeordneten 
Grafen Pallfy.;, Ih ſpreche nicht zu Ihnen, Herr Graf, ſondern 
zu einem Kleinen Kreije von liebenswürdigen Herren. Bismarck jagte: 
„se jtärfer der Einfluß der Deutjchen in Dejterreich fein wird, deſto 
Jjiherer werden die Beziehungen des Deutſchen Reiches zu Dejterreich jein.“ 

Der Schöpfer diejes Bündniffes muß berufen fein, ein Urtheil 
abgeben zu dürfen, und andere müflen das echt haben, zu jagen: 
Der muß do darüber ein ausfchlaggebendes Urtheil abgeben fönnen. 
sm Jahre 1892 jagte Bismarck noch etwas anderes und gewiß 
Beachtenswerthes (Lest) : 


ET EEE 


„Ich habe das Gefühl, daß auf dem Gebiete unferer polniſchen 
Provinzen der Boden unter ung, wenn er heute noch nicht auffällig 
wankt, doch jo unterhöhlt wird, daß er einbrechen fann, fobald fi 
auswärts eine polniſch-katholiſch-öſterreichiſche Politik entwickeln kann.“ 

Das jagte Bismard, mögen Sie denken, wie Sie wollen, er hat 
das Bündnis mit dem Kaiſer von Defterreih im Namen jeines Kaifers 
abgeſchloſſen, und jchlieglic” werden jeine Erfolge auf dem Gebiete 
der ausmärtigen Politif doch auch von erniten Gegnern anerkannt 
werden müſſen. 

Daß die Lage der Deutihen in Oeſterreich auch in anderen weiten 
Kreifen des deutſchen Reiches jehr beachtet wird und naturgemäß auch 
dort den Pulsſchlag vieler Deutjcher höher und wärmer jchlagen läßt, 
bemweilen Auch die Kundgebungen der deutihen Hochſchulen, die im 
Borjahre erfloffen aus Berlin, Bonn, Breslau, Erlangen, Freiburg, 
Siegen, Göllingen, Greifswald, Halle, Heidelberg, Jena, Kiel, Königs: 
berg, Leipzig, Marburg, Münden, Münfter, Roſtock, Straßburg, 
Zübingen, Würzburg, worin 816 deutſche Hochſchullehrer ven Deutſchen 
in Dejterreich ihre volle Sympathie zum Ausdrude braten, aljo ge 
wiß ein bedeutjames Zeichen der ZJujammengehörigfeit der Deutſchen 
hüben und drüben. 

Wenn anläßlich der Nectorsinauguration in Brag an der deutichen 
Hochſchule der Bürgermeiiter von Prag eine Einladung erhielt, jo ift 
das eine Sache, welche die Herren von der deutihen Hochſchule jelbit 
verantworten mögen, aber ich glaube, ein zweitesmal werden jie nicht 
Urſache haben, eine ſolche Einladung ergehen zu lafjen, weil die erſte 
Einladung in einer tſchechiſchen Zuſchrift von Seite des Bürgermeilterd 
beantiwortet wurde. 

Mögen Sie auf welchem Standpunkte immer jtehen, jo werden 
Sie mir doch Recht geben, daß das, gelinde gejagt, vom Standpunfte 
eine Bürgermeijters eine Unhöflichfeit iit (Abgeordneter Freiherr v. 
Hackelberg: Eine Grobheit!), jagen wir Grobheit. Sie jehen 
daraus, wie in gewiſſen Kreiſen ein Gegenſatz und eine Heftigkeit der 
Gegnerihaft vorhanden tjt, die lange Zeit brauchen wird, biß jie über: 
brücdt werden wird. Kaiſer Wilhelm II. jagte vor zwei Jahren, 
im Dctober 1895 war es: „Wenn das deutihe Volk jih doch ermannte.“ 

VBerehrte Herren! Er hat dad nit an uns gerichtet, aber ung 
Deutſchnationalen hat e3 gefallen, und wir nehmen Anlag — möge er 
e3 nun erfahren oder nicht, wir wiſſen dag nicht — zu erflären, daß 
wir Nationale, bezüglid der Deutſchen in Dejterreih den Wunſch 
hegen, daß auch hier das deutſche Volk ſich endlich evmannen und daß 
es endlich zum Bewußtſein jeiner Volkskraft kommen möge. 

Wenn Wilhelm II. als treuer Freund und Bundesgenojje des 
Kaifer8 von Oeſterreich wiederholt nach Oeſterreich fommt, um Die 
ungarifhen Hufarenregimenter zu injpiciren, wenn er wiederholt nad 
Oeſterreich-Ungarn gekommen ift, um Jagdverhältniffe zu jtudiren, jo 
glauben wir Deutjchnationale nit ganz knrecht zu haben, wenn wir 
jagen, er möge doc) bei jeinen Bejuchen in Dejterreid, Jo mie es jein 
großer Großvater Wilhelm I. jtet3 gethan hat, wenn er nah Gajtein 
fam, in den Memoiren des Grafen Beuft ijt es zu leſen, er möge 
doch auch als deutſcher Kaijer die Güte haben, ſich zu erkundigen, wie 
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ih denn die Deutſchen in Dejterreich befinden. (Beifall bei den 
Parteigenossen.) 

Es ift vielleicht — vielleicht aber nur — zu mweit gegangen, wenn 
ich jage, zu Kaifer Wilhelm I. und zu ſeines Kanzlers Zeiten wären 
weder die Badeni’shen, noch die Gautſch'ſchen Spradenverordnungen in 
Dejterreih möglich gemwejen. (Abgeordneter Horica: So gross war 
der Einfluss?) Sp groß war der Einflug — glaube ih — id fann 
mich ja täuſchen, weil ja auch in gewiſſen höheren Kreiſen mandmal 
eine Leere vorhanden ijt, die das Unmögliche möglich zu machen trachtet. 

Es find’ andere Sympathiefundgebungen erfloſſen — ich habe ſie 
zuhauſe gejammelt — id erwähne da nur zahlveihe Kundgebungen 
aus Sachen, fie nehmen bejonders lebhaften Antheil an unjeren Ver— 
hältniljen, aus Hamburg, wo ich ſelbſt war und in VBerjammlungen 
geiproden habe, aus Dortmund, aus Leipzig, Pinneberg, Münden 
und aus vielen anderen -Orten. 

Ueberall hat man in diefen Verfammlungen von veichSdeutjicher 
Seite aus, von Bürgern des deutihen Reiches, den deutjchen Kaiſer 
daran erinnern wollen, daß er vor furzer Zeit gejagt hat (liest) 

„Es iſt unfere Pflicht, aus dem Deutihen Reihe ein Weltreich 
zu maden. Wir haben die ernjte Pflicht, darauf Hinzumirfen, nicht 
nur den engeren Landsleuten gegenüber, jondern auc gegenüber denen 
im Auslande." 

Dieje Eaijerlihe Kundgebung werde allen Theilnehmern unver— 
geßlich bleiben. 

Ob es zur Feſtigung des Bündniljes zwischen Dejterreih-Ungarn 
und Deutjchland beiträgt, day zum Beiſpiel ein reichsdeutſcher Abge- 
ordneter durch die Polizei über die Grenze geſchafft wurde, meil er 
eine deutjchnationale Berfammlung in Auffig befuhen wollte — es war 
ein reihsdeutiher Abgeordneter namens Zimmermann — ob es zur 
Feſtigung dieſes Bünonifjes beiträgt, dag man einen reichsdeutſchen 
Studenten aus jehr angejehener Familie von den Hochſchulen in Wien 
und Dejterreih ausgemwiejen hat, weil er die Kundgebung unterjchrieben 
hat, die jich gegen den Millenniumsſchwindel in Ungarn gerichtet hat, 
ob das alles zur Feitigung dieſes Bündnijjes beiträgt — ich weiß es 
nicht, ich mwill es auch im Augenblice nicht gründlich unterſuchen, es 
genügt, daß ich dieje Frage heute einfach gejtellt habe. 

Und nun wirklich am Schluſſe angelangt (Heiterkeit), noch 
Folgendes: Es jind jeßt, verehrte Herren, 50 Jahre her, dag Schles— 
wig-Holjtein der Schauplaß einer Erhebung gegen das Dänenreich mar. 
Dem Beobachter der Schleswig-Holitein’shen Verhältniſſe zu Anfang 
diejes Jahrhunderts konnte es fait jcheinen, als gehören die Herzog: 
thümer Schleswig-Holitein rechtmäßig dem dänifihen Staate an. Das 
war niemals der Fall gemejen. 

- Einem Bertrage von 1460 zufolge jollte der König von Dänemark 
zugleich Landesherr der beiden Herzogthümer fein. Es heit da in 
Eurem Geſchichtsbuche (Liest :) 

„Dabei wurde ausdrücklich erwähnt, dag dieſe Lande jährlich 
einen Landtag einberufen, daß fie den Beamtenjtand aus den Bewohnern 
ihres Landes zujammenjeßen dürfen, und daß Schleswig und Holitein 
„Op ewig tojamende ungedeelt blieven" jollten. Diejer Vertrag, der 
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aljo den Herzogthümern volljtändige Unabhängigkeit von Dänemark 
zufiherte, it von den Dänen mehr ala einmal gebrochen worden. Dem 
Lande wurden däniſche Beamte gegeben, Steuern wurden nah Däne- 
mark abgeführt, über deren Ertrag und Verwendung man nichts in 
Erfahrung bringen fonnte, die däniſche Sprache war in jtetigem Bor: 
dringen begriffen." 

In dem oben genannten Buche heißt es dann meiter (Test): 

„Mit Yornjens Tode” — eines VBolfsmannes, der die nationalen 
Rechte der Deutſchen dort verfohten hat — „aber waren feine Ideen 
nicht erlojchen, viel wurde noch für, mehr wider ihn gejchrieben. Die 
Erbitterung der Schleswig-Holjteiner jteigerte jich, als der Dänenkönig 
Chrijtian VIII. am 8. Juli 1846 in einem jogenannten offenen Briefe 
Schleswig für däniſch erklärte und ſeine Anſprüche auch auf Holjtein 
und Lauenburg ausdehnen wollte Als im Januar 1848 nad dem 
Tode des genannten Königs die grökten Feinde der Deutihen ans 
Ruder gelangten, fam es in Schleswig-Holitein zur Erhebung, man 
jegte eine proviſoriſche Regierung ein und rüjtete ji zum Kriege gegen 
Dänemark. Dreimal verjuchten die Schleswig-Holiteiner auf dem 
Wege des Krieges ihr Necht geltend zu machen. Leider hatten Dieje 
Kämpfe nicht den gemünjchten Erfolg für die Herzogthümer, weil jte 
eben zu wenig unterjtügt wurden. Erſt das Jahr 1864 bradte die 
endgiltige Entſcheidung.“ 

Und in einer fürzlid — im April 1898 — in Hamburg er 
ſchienenen Flugſchrift, welche ſich mit der Erinnerung an die dor 50 
Sahren jtattgehabte Erhebung Schleswig-Holſteins befaßte, heißt es 
unter anderem, und ic) erwähne das als Zeichen der Zeit (liest:) 

„50 Jahre find jeit jener denfwürdigen Erhebung, jeit jener dag 
ganze Deutjchland ergreifenden Bewegung verflojfen, und heute blickt 
das deutjche Volk mit Stolz auf die Errungenschaften der Jahre 1870/71 
zurüc, die feheinbar die nationale Idee, die 1848 don jo vielen gepflegt 
wurde, ihrem Ziele entgegengeführt haben. Das Deutjche Reich ijt zwar 
herrlih zur Einheit gerührt worden, zur Einheit aber nur im engeren 
Sinne, denn feine Grenzen reichen eigentlich weiter als bis zum Erz— 
ebirge!" 

; rum fomme ih von Schleswig-Holitein auf dad Egerland. Vor 
50 Jahren, am 13. Mai 1848, brachte die amtlihe „Wiener Zeitung“ 
einen Aufjaß, betitelt: „Das Egerland", in dem es unter anderem 
beißt (dest:) Nor EN 

„Die Gedichte des Egerlandes knüpft ſich an die Geſchichte der 
Stadt Eger. In der früheren Zeit coburgiſch, kam das and 1149 an 
die Hohenjtaufen. Kaiſer Friedrich J. incorporirte die Stadt dem Reiche 
und erklärte fie ald eine Reichsſtadt. Bis Przemysl Dttofar itand 
Eger unter der Reichsregentſchaft. Nah dem Untergange der Hohen— 
jtaufen ergab ſich Eger 1258 unter den Schutz Wenzels I. von Böhmen, 
hörte aber dadurch) nicht auf, zum Reiche zu gehören. 1266 erklärte 
ih Dttofar als Herr von Eger. Nach jeinem Tode unterwarf ſich die 
Stadt wieder dem Kaiſer und Reiche. Die Urkunde Rudolfs von Habs— 
burg von 1279 erfennt fie als dem römiſchen Reiche unterworfen, er⸗ 
kennt und erweitert alle Privilegien und Freiheiten der Stadt. Ludwig 
der Bayer hat Eger mit allen erworbenen Rechten und Geredtigkeiten, 


[| EEE 


Privilegien an König Johann von Böhmen um 10.000 Mark Silber 
1315 verjegt. König Johann hat jich gegen den Egerilhen Kreis und 
die Stadt verpflichtet, daß er jie bei den vom römiſchen Reiche er— 
worbenen Rechten lafje, feine Yandjteuer von ihnen begehren molle, 
daß fie nicht der böhmischen Kammer, jondern unmittelbar Seiner 
Majeſtät oder dem kaiſerlichen Commiſſär unterjtehen, mit diefem allein 
unterhandeln und jonjt feiner Jurisdiction unterjtehen jolle. So über- 
ging das Egerland an die Krone von Böhmen und mit der Krone an 
Habsburg, politiſch und finanziell vom böhmiſchen Landtage unabhängig. 
Die Stadt gab jih ihre eigenen Sejege, Zoll- und Steuerordnung. 
Der Senat bejtand aus 100 Individuen. Sie hatte ihr Arjenal, ihr 
Militär, ſchrieb Umgeld und andere Steuern aus, bezog Brüden- und 
Pflaſterzoll, Tranfiteuer, Mautd und Stempelgefällee Das Ggerland 


‚hatte jeinen eigenen Landtag, beitehend aus der Ritterſchaft des Kreijes, 


aus der Geiftlichfeit und den Bürgern der Stadt. Rudolf J. hat ihre 
Rechte anerkannt, ebenio Sie böhmiſchen Könige. 

Schon im 17. Jahrhundert und jpäter mehrmals verjuchten die 
Stände Böhmens, den Egeriihen Kreis und die Stadt Eger in ihren 
Landtagsbeſchluß einzubeziehen, allein vie Stadt und die Nitterichaft 
des Kreijes haben dagegen immer feierlichjt proteſtirt und nie den 
böhmischen Landtag beſchickt. Die Stände von Eger haben 1714 dem 
Kater Karl VI als König von Böhmen bloß in pfandmweiler Eigen- 
Ihaft die Huldigung geleitet und noch auf dem am 23. Juli 1721 in 
Eger abgehaltenen Landtage haben die Egerijhen Stände ihren Beitritt 


Zur pragmatiihen Sanftion bloß als Pfandichaft zur Krone Böhmens 


erklärt. Der Egerbezirk ijt jeit der Mitte des vorigen Jahrhunderte 
zwar factiſch, jedoh mur theilweile dem Königreihe Böhmen durch 
Geſetze und Verwaltung aflimilirt und demjelben big zur Stunde noch 
nicht rehtlich incorporirt worden." 

So die amtlide „Wiener Zeitung” vom 13. Mai 1848. Weiter 
heißt es (dest): 

„Die 1848er Ereigniſſe haben die Egerer Bürger veranlaßt, 
eine Abordnung aus ihrer Mitte nah Wien zu ſchicken, um dem 
Monarchen eine Betition zu unterbreiten, damit der Bezirk Eger in 
Nändiher Beziehung von Böymen getrennt und demjelben ein eigener | 
Landtag zugeitanden werde." 

Dann heißt e8 in der „Wiener Zeitung” weiter: „Durch Ber: 
einigung mit den friihen Regungen des deutſchen Geiltes in Saaz, 
Leitmerig und Neichenberg, find jie ein ſtarkes Bollwerk gegen ven 
hereinbrechenden jlaviihen Eruvin. Ihre Augen jind ſcharf und fennen 
die von Prag aus gejponnenen Fäden ſehr wohl, Durch ſolche Ver: 
einigung mit den anderen deutichen Städten Böhmens zeigen Die 
Egerländer, daß jie feine ſeparatiſtiſchen Tendenzen verfolgen, daß ſie 
einig find in dem großen Gedanken, ihre Nationalität und Böhmen 
Deutihland zu erhalten. Der Egeriſche Landtag joll der Rechtsboden 
jein, von welchem aus der drohenden Gefahr eines durchaus tſchechiſchen 
Böhmens begegnet werden joll. Die Egerländer hafjen nicht die Tſchechen; 
Er jeder Eingriff in ihr Recht jol jtreng und kräftig zurücdgemiejen 
erden.“ | 
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Den Schlußſatz unterſchreibe ih heute noch. Wir haſſen nicht die 
Tſchechen, aber jeder Eingriff in unjer Recht ſoll jtreng und fräftig 
zurücdgemwiejen werden — und ih ſpreche da im Namen der über: 
wiegenden Mehrheit der Wählerichaft — mit aller Entjchiedenheit und, 
wenn es jein muß, mit Blut und Eifen zurüdgemwiejen werden! (Be— 
fall seitens der Parteigenossen.) 

Die Egerländer fönnten übrigen? nah dem vorhin Gejagten 
ganz ruhig auf ihre verbriefte Sonderitellung hinweiſen und in Ver— 
theidigung derjelben jih immer mehr auf fich ſelbſt zurückziehen. 

Das thun ſie aber befanntli nicht, die &gerländer nehmen 
naturgemäß an dem Schicjale der anderen Deutihen in Dejterreich 
den lebhafteiten Antheil, weshalb die Bewohner des urdeutihen Eger- 
landes in dem Kampfe um die Erhaltung des deutihen Volksthums 
und um die Erjtlingsitellung des deutihen Volkes in Deiterreich ſtets 
in den vorderiten Reihen jtehen und — menn es jein muß — zu 
fallen entjchlojien find, mit dem Feldrufe: 

„eg die Hand 
Vom deutihen Land!" (Heil) 

Zur Erinnerung an den Volkstag in Eger, der befanntlid am 
11. Juli 1897 ſtatthatte — und ich ermähne dad, damit es ing 
Protokoll fomme, nicht aber, um es Ihnen mitzutheilen, weil Ihnen 
das gewiß befannt ijt — wird am Rathhaus der Spruch von „elir 
Dahn in Stein gemeißelt zu jehen ſein (lest): 

„Das höchſte Gut des Mannes ijt jein Volk, 

Das höchſte Gut des Volkes iſt jein Recht, 

Des Volkes Seele lebt in feiner Sprade. 

Dem Bolt, dem Recht und unjerer Sprade treu 

Fand uns der Tag, wird jeder Tag uns finden.“ 
(Heil !-Rufe seitens der Parteigenossen.) 


Ich bin, verehrte Herren, am Schlufje meiner Ausführungen an- 
gelangt und muß jagen im Namen der Deutihnationalen, die doch 
immerhin einen mejentlihen Bruchtheil des deutſchen Volkes in Dejter- 
veich vertreten: 

Es it feine Jubelſtimmung, mit der jie Has Jahr 1898 betreten 
haben. Es iſt feine Aubelftimmung, und ſie haben feinen Anlaß, 
Solange die Spracenverordnungen bejtehen, irgend welde Loyalitäts— 
fundgebungen laut werben zu lajjen. 

SH ſchließe mit Worten: 3 

Wir Deutichnationale werden den Weg, den wir im Intereſſe 
unjeres Volkes für den rechten erkennen, bis and Ende gehen, unbeirrt 
ob wir Haß oder Xiebe dafür ernten! ER | 

Ich danfe, meine Herren, für die Aufmerkjamteit. (Lebhafter 
Beifall und Händeklatschen links. — Redner wird beglückwünscht.) 
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In der Abendſttzung des Abgeordnetenhauſes 
am 27. Mai 1887. 


(Antrag des Abgeordneten Ritter von Schönerer und 
Genoſſen betreffend die Erlaſſung eines Antifemitengeieges.) 


Präſident: E3 ift mir ein Antrag überreicht worden von den 
Abgeordneten Ritter von Shönerer und Genofjen, um deſſen Ver- 
lefung ich erſuche. 

Schriftführer Freiherr von Romaszkan (liest): 

„Antrag des Abgeordneten Shönerer und Genoſſen.“ 

„In Anbetracht deijen, daß e3 hoch an der Zeit ijt, ausreichende 
gejeglihe Magnahmen zum Schuge der Intereſſen und Rechte der ehrlich 
arbeitenden Bevdlferungsclafjen zu ſchaffen, — 

in Anbetracht deſſen, daß auf dem Wege zu diejem gerechten 
Ziele das in unjerem Baterlande bereit3 übermächtig werdende Juden: 
‚tum als mejentlihes Hindernis zu betrachten iſt, — 

In Anbetracht dejjen, dag die Lebensanſchauungen und Gebräude 
des uns fremden Volkes, der Juden, der chriſtlichen Kultur und der 
ariihen Abjtammung, ſowohl der deutſchen Nation, al® auch der 
anderen Nationalitäten in Deiterreich feindlich gegenüberjtehen, — 

in Anbetradt delien, daß durch die jtetige Vermehrung des 
jüdischen Elementes die Weonopolijirung wichtiger Gejchäftszmweige durch 
Juden fortwährend zunimmt, und daß bejonder8 auch die im den 
Händen der Juden befindliche Prejje in einer die Öffentlihe Ordnung 
gefährdenden Weile die Eorruption fördert, — 

und in Anbetracht dejien, dag es nach unjerer Meinung nur eine 
Stage kurzer Zeit jein fann, bis die im Inlande befindlichen Juden 
unter eine bejondere Geſetzgebung geitellt jein werden, — 

jtellen die Gefertigten ven Antrag: 

Das hohe Haus wolle bejchliegen: 

„Die k. £. Regierung wird aufgefordert, nach dem Vorbilde der 
in den Jahren 1882 und 1884 in den Dereinigten Staaten von 
Nordamerika gegen die Einwanderung ver Ehinejen gejelich beichlojjenen 
Anti-Chinejen-Bill, dem Abgeoronetenhaufe ein Antijemitengejeg mit 
ſtrengen Bejtimmungen gegen die Cinmwanderung und Niederlafjjung 
ausländischer Juden in Deiterreih zur verfaſſungsmäßigen Genehmis 
gung vorzulegen.“ Shönerer." 


Präſident: Diejer Antrag hat nicht die erforderliche Anzahl von 
Unterjchriften, id werde demnach die Unterftügungsfrage jtellen. 

Ich bitte die Herren, welche den foeben verlejenen Antrag unter- 
tügen wollen, jich zu erheben. (Nach einer Bauje): Wir haben dreimal 
gezählt und haben immer gefunden, daß nur 19 Abgeordnete den Antrag 
unterjtügt haben; derjelbe ilt daher nicht hinreichend unterjtüßt. 

Abgeordneter Ritter dv. Schönerer: Das ift traurig! — (Rufe 
links: Ruhe! Ruhe! — Rufe auf der äußerſten Linken: Pfui! Rufe 
Iinf3: Ruhe! Ja wohl, pfui! Xebhafter Widerjpruch links.) 
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Anhang. 


Gegen Georg Witter v. Schönerer wurde vom f. £. Landes- 


gerichte Wien unter dem Vorſitze des £. £.L-G-R. Dr. FR v. Holzinger - 


und im Beiſein der £. kLandes-Gerichts-Räthe Adolf Lorenz, Dr. Raimond 


R. v. Raisky und Edmund Schmidel am 5. Mai 1888 folgendes 


| Urtheil 
gefällt: 

„Georg Ritterv. Schönerer iſt ſchuldig des Verbrechens 
nah 8 83 St.G., begangen auf die in der Anklageſchrift bezeichnete 
Art, ferner ſchuldig der Uebertretung gegen öffentliche Anitalten nad 
8 312 St.-&. und wird deshalb nah SS 35 und 85 St. ©. unter 
Anwendung dev SS 54 und 55 zur ſchweren Kerkerſtrafe in 
der Dauer von bier Monaten, verſchärft durch zwei 
Faſttage im Monate, und zum Erſatze der Koſten des Straf— 
verfahrens verurtheilt und gemäß 8 27 lit. a des Strafgeſetzes gegen 
ihn der Adelsverluſt ausgeſprochen.“ 

Infolge dieſes Urtheiles wurde Schönerer auch des Reichsraths— 
Mandates für verluſtig erklärt und ihm das active und paſſive Wahl— 
veht auf die Dauer von fünf Jahren für den Reichsrath, Landtag, für 
die Gemeindevertretung und für amdere zur DBejorgung Öffentlicher 
Angelegenheiten berufene Vertretungen entzogen." 

Obiges Urtheil war nämlich vom ff. Oberiten Gerichtshof 
unter dem Vorjige des Präſidenten W. v. Schmerling und im Beijein 
der Hofräthe Pflügl, Napreth, Fraeß, Laßnigg, Hajelmeier und Eiterle 
am 27. Juni 1885 vollinhaltlich beitätigt worden. | 

Es folgen hier noch die von Schönerer am 4. und 5. Mai 1888 
gehaltenen Reden über den Thatbejtand und zu jeiner Vertheidigung: 


Rede Schönererd über den Thatbeitand. 


Ritter v. Schönerer: Wie ih ſchon in der Vorunterfuhung 
angab, waren wir am 8. März 1888 Abends, in Skoda's Bierhalle 
beilammen, wo jede Woche ein Kreis von Freunden zujammenzufommen 
pflegt. Bald nach meiner Ankunft fam die Nachricht, beziehungsweiſe 
ein Grtrablatt wurde gebracht, durch welches uns befaunt wurde, Daß 
Se. Majeftät der Deutihe Kaijer verſchieden ſei. Infolge Ddiejer 
Nachricht war es aljo ſelbſtverſtändlich, daß wir als Deutſche von 
den Gefühlen dev Trauer und Betrübnis erfüllt waren, und daß 
wir die weiteren Stunden des Abends im ruhiger Weile in privatem 
Geſpräche zubrachten, theilweile den Lebenslauf des Berjtorbenen bes 
iprahen und, ſchließlich nah alter Sitte die Strophe eines Liedes, 
eines Trauerliedes jangen. Ich glaube, es war dann nad Mitter- 
nacht, als plöglid ein Herr uns die Nachricht brachte, beziehungs- 
weile ein Ertrablatt in der Hand hielt, welches weitergegeben wurde, 
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ein Ertrablatt, worin die erſte Tovesnachricht widerrufen und worin 
ſtand, dag der Kaijer lebe und noch Nahmittays dem Kronprinzen 
Wilhelm, glaube ih, Geſchäftliches dictirt habe. Nun iſt es auch wieder 
jelbitverjtändlih und begreiflih, daß dieſe zweite Nachricht auf ung 
einen jtarfen Eindrud machen mußte; einestheil3 trat dag Gefühl 
der Freude zu Tage, day die Todesnachricht ſich nicht bemahrheitete, 
andererjeit8 wurden Rufe des Zweifels laut, ob überhaupt dieſe zweite 
Nachricht richtig jei und es wurden Aeußerungen laut, day Dies ein 
gewöhnlicher jüdischer Geſchäftsſchwindel Jei Man hörte eben Ausſprüche 
des Ekels über diejes Vorgehen der Preſſe. Eine jolde beunrubigende 
Nachricht mußte doch in den weitejten Kreilen Trauer und Betrübnis 
hervorrufen; es war aljo infolge dieſer verjchiedenen Gefühle der 
Anmejenden wohl begreiflih, daB von mehreren Seiten Rufe laut ge 
worden jind: f 

' „Da jollte man denn doch die Wahrheit erforichen, da jollte man 


denn doch fragen gehen.” Sa, ich glaube, von einer Seite wurde die 


Aeußerung gemacht: „Vielleicht zeigt man uns die Originaltelegramme, 
damit wir willen, was eigentlih an der Sache Wahrheit tjt.“ 

Sch ſagte, indem icy mid) erhob, zu meinen Freunden und Ge— 
nojlen; „Ich bin auch bereit, wenn Jemand fragen geht, mitzugehen, 
jedoch mug ih Euch bitten, mid allein fragen zu lajien und, dann 
muß mir die Gewähr geboten jein, daß nichts Ungejek- 
lihes geſchieht, dag wir nicht demonjtriven. oder ſonſt— 
wie etwas Unzuläjjiges begehen.“ In der Keitauration mußte 
ih dieſe Aufforderung noch einmal wiederholen, nachdem einer meiner 
Freunde, ich glaube Herr Lehner, mich, aufmerkſam machte, daß dieſe 
meine Worte am unteren Ende des Tiſches nicht Deutlich genug ver- 
landen worden ſeien, weit ich nicht auffallend laut geſprochen habe 
und ich habe daher, vieje meine Aufforwverung: „mich allein jpreden 
zu lajjen und jedwedes unzulätlige Benehmen zu unterlaſſen“, wieder: 
holt. Dag wurde mir auch zugejagt, beziehungsweiſe die Herren eryoben 
id und ich glaube, die meilten oder Ale, ich habe ſie nicht gezählt 
und weiß bis heute nicht, wer alles dabei war, gingen nun des Weges 
einher gegen die Redaction des „Neuen Wiener Lagblatt”, in die 
Rothenthurmſtraße zu. Unterivegs hielten wir ung einen Augenblic auf, 
ih glaube, es war in der Nähe ves ale „Brieniterol”, uud da wurde 
von einem Herrn gejagt: „Es wäre doch qui in's Café yineinzugeben 
und zu fragen, ob nicht vielleicht noch eine dritte Extra-Ausgabe ers 
dienen it"; man gieng weiter umd ein anderer meinte, es wäre 
vielleicht beijer zum fogenannten „Schöpfernen Tagblatt” zu gehen, 
weil dasjelbe, auch eine Extra-Ausgabe herausgegeben hat. 

Ich habe gejagt: „Ih kann nur zum „Neuen Wiener Tagblatt" 
gehen“, weil ich nur von »ie cın mein Document, beziehungsweiſe beide 
Ertrablätter zur Hand hatte und ich fühlte mich alſo nicht vers 
anlapt, irgendwo anders binzugehen 

ALS wir in die Roth ntyurmitraße kamen und dann in die Sadgaije 
einbogen, jajen mir das Hauptthor offen; den Hof fanden wir er- 
leuchtet. Wir traten ein und fragten den Hausbejorger, wo die Nedaction 


‚ jei und begaben und dann weiter! Es war alles beleuchtet, man hörte, 


das Geräuj der Arbeiter, vejpertive der Majchinen Wir giengen 
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dann über eine Stiege und einen Gang zu einer offenen Thür, imo 
wieder einer unſerer Genojjen frug, wo hier die Nedaction fei. 

Eine Stimme antwortete: „Nebenan", und fo famen wir in ein 
größeres Zimmer, welches aud offen war; ih glaube es hatte die 
Thür nicht einmal Flügel. Wir traten ein; da jahen wir, ich glaube 
es maren ſechs Zeitungsjchreiber und ein Fräulein, wie ſich ſpäter 
zeigte, eine Zelegraphiftin, in ziemlich vernadläffigter Stellung mit 
ganz und halbgeleerten Bierfrügeln um den Tiſch verlammelt. 

Eine Stidluft war, eine Rauchluft war vorhanden, daß das 
Ganze auf mich mehr oder weniger den Eindrud einer Kneipe machte, 
wie ich ſolche gelegentlich meines Aufenthaltes in Hamburg, im foge- 
nannten Matrojenviertel gejehen habe. Ich trat ein; wie viel hinter mir 
waren, weiß ich heute noch nicht anzugeben, nachdem ich feine Urſache 
eek umzumenden und zu jehen, wer und ob jemand mir ge: 
olgt ſei. 

Ich jagte dann, ich weiß es zwar nicht wörtlich, aber dem Wefen 
nach vollitändig unleugbar richtig, Folgendes: „Da jeht Ihr fie nun 
an der Arbeit dieſe Schandblattjuden; wenn jie ung perjönlicy beleidigen, 
jo kann uns dies ganz und gar gleichgiltig bleiben und fann auf uns 
niemals einen Eindruck hervorbringen. — Daß fie aber jomweit gegangen 
ind, daS Leben, die Perjon, die Majejtät des jterbenden Deutjchen 
Kaiſers durch Verbreitung falſcher Nachrichten zu benüßen, um damit 
ein Geſchäft zu maden, dad muß und als Deutſche aufs innerjte ver- 
legen. Wir fühlen, daß dadurd die ganze deutſche Nation beleidigt und 
beſchimpft iſt;“ und jchlieglicd endete ich dieſe meine Worte, — id) 
habe ganz vergejien zu jagen, daß meine erjte Frage lautete, als mir 
eintraten, bevor ich jagte: Hier jeht Ihr fie an der Arbeit u. ſ. w., 
daß meine erjten Worte waren: „Welche Nachricht iſt die richtige ?" Ich 
hatte nämlich die beiden Ertrablätter in der rechten Hand. In der 
linfen hielt ich den Stocd, der aber nicht derb und jtark tjt. Und darauf 
wurde mir in höhniſch verlegender Weile, in einer ſolchen Zeitungs— 
jhreibern Schon eigenthümlichen Art und Weile zugerufen: „Natürlich 
die leßtere." Die jo höhniſchen Zurufe in einer jo erniten Angelegenheit 
mußten verlegend fein. Denn ich habe nicht Mil und Wajjer, ich habe 
wicht Sauche, ich habe Blut in den Adern, Als dieje verlegende Ant- 
wort mir gegeben, begann ich zu Jagen: „hr jolltet eigentlich niederfnten 
und Abbitte leisten,” und als fie mich wieder angrinjten und höhniſch 
anjahen und den Rauch mir über den Tiſch hinüberbliejen, da wiederholte 
ih e3: „Ihr jolltet niederfnien! Ihr jolltet Abbitte leiſten!“ — Und 
hierauf endete ich mich zum Gehen. Als ich der Thür Jon nahe 
war, es waren nur wenige Schritte, Jo jah ich draußen mehrere Leute 
— 23 ſchienen Arbeiter zu ſein — jie hatten blaue Kittel. Da jage 
ih laut: „Gehen wir!" Ach gieng nun ganz langjam, und es kommt 
mir unbegreiffich vor, wie die Anklage behaupten kann, daſs ich un— 
bemerkt verihwand, und es wäre, wenn man die Localitäten dort kennt, 
geradezu unmöglich, ſchnell fortzugehen. Sch gieng langjam weg. Unter- 
wegs begegnete ich noch einem etwas beleibten Arbeiter. Sch hielt mich 
mit ihm ein wenig auf und ſprach zu ihm: „Regt euch nicht auf, 
euren Juden geſchieht nichts." Darauf gingen wir nun meiter und 
lahen, daß das Hausthor geſchloſſen war. — Es mar infolge dejjen 
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nicht mehr ſo licht, weil von der Straße kein Licht mehr einfallen 
konnte. Ich fragte nun im dieſem Halbdunkel: „Sind alle Herren hier?“ 
Es hieß, ja die Herren ſind hier. Darauf ſah ich einen Sicherheits— 
wachmann in unſerer Mitte auftauchen und ſagte: „Sie, Herr, haben 
Sie die Güte, das Hausthor zu öffnen. — Wir ſind ruhig gekommen, 
um wegen dieſer falſchen Ertra-Ausgabe zu fragen. — Wir wollen uns 
auch ruhig entfernen. Wenn uns das unmöglich gemacht wird, wenn 
etwas Unzuläſſiges vorfommen jollte, werden Sie die Verantwortung 
tragen, ich möchte Sie deshalb erjuchen, das Hausthor Öffnen zu lafjen.“ 
Sch jtellte mich darauf dem betreffenden Sicherheitswachmanne vor 
und jagte: dag ich unter allen Umjtänden bereit bin, den Borgang, 
wo es auch immer fein mag, ganz der Wahrheit gemäß zu jchilvdern. 
Der Wahmann ließ nun öffnen, und wir begaben ung ganz ruhig 
weiter, giengen zur :Bolizei-Direction, obwohl wir und bewußt waren, dal 
wir in feiner Weije etwas ungejegliches begangen haben. Wir wollten bei 
der Bolizei-Divection nur von dem Vorfalle Meldung thun, damit nicht, wie 
es gewöhnlich üblich iſt, wie es thatſächlich geichehen ijt, in unglaublichiter 
Weile von lügenhaften Blättern die Sachen anders dargejtellt werden. 
— Nachdem wir zur Bolizei-Direction famen und einen Fiaker dort 
jtehen jahen, fragten wir, ob jemand von der Redaktion ſchon da 
wäre. — Da hieß e3, daj3 eben die Preßjuden jchon hier wären und 
jid beim amtivenden Commiſſär befänden. Endlich date ich mir, die 
Zeitungsjchreiber fünnten vielleicht bis morgen um 5 oder 6 Uhr aus— 
jagen. Wir Elopften daher an die Thüre des amtirenden Commiſſärs 
und jagten, daß wir da find, aber nicht in der Lage wären, jolange 
zu warten, bis die Zeitungsjchreiber ausgeſagt hätten. Der Commiſſär 
war unwirſch gegen mich und meinte: „Machen Sie keine Ausfälle, ich 
habe hier amtlich zu thun.” Darauf entfernte ih mi und jagte im 
Momente des Entferneng: „Morgen werde ich mieder kommen.“ — 
Ich hatte auch die feſte Abjicht, in der Früh des anderen Tages, aljo 
Freitag, wieder zu fommen. Nun las ih eben andern Tages in den 
Wiener Blättern, daß die ganze Angelegenheit der Staatsanwaltſchaft 
übergeben worden jei. Ich dachte daher, ich habe bei der Polizei nichts 
mehr zu thun und werde abwarten, was die löblide Staatsanwalt- 
haft in diefer Angelegenheit thun wird. Ich habe erit Freitag nad- 
mittag3 erfahren, dag der Genoſſe Gerjtgraffer überfallen und miß- 
handelt worden ijt in feiger Weile und erſt nachher habe ih einen 
Freund erjucht, ſich zu vergewiſſern, ob dies richtig ſei. Diefer brachte 
die Nachricht, daß dies der Fall geweſen jei. 

Da3 bemeist, dag ih von dem Angriffe auf Gerftgraffer, der 
leider zurücgeblieben und verlegt worden ijt, nichts mußte, daß dies 
gejhehen war, ohne, daß ich eine Ahnung davon hatte, weil ich das 
Local ſchon verlajjen Hatte. Sch glaube nun den Verlauf der ganzen 
Angelegenheit erzählt zu haben, und bin jelbjtverftändlich gern bereit, 
weitere Fragen zu beantworten. 


SIEHE 


BDertheidigungsrede des Herrn Abgeordneten Georg 
Bitter v. Schönerer. 


Ich muß vorerſt den hohen Gerichtähof bitten, mir für eine kurze 
Spanne Zeit Redefreiheit zu gewähren: Mir ift diefe bei Behandlung diejer 
Angelegenheit im Abgeordnetenhaufe befanntlich verwehrt worden. Ich 
glaube denn doc in der Situation, in der ich mich heute befinde, einiges 
echt haben zu jollen, in meiner Nevefreiheit, die ich nicht mißbrauchen 
werde, geihüßt zu jein, und fie bewilligt zu ſehen. Jh fnüpfe nun an 
das letzte Wort des Herin StaatsSanmaltes, der meinte, meine 
Bermdgensverhältnijfe geſtatten mir ein friedliches Leben, 
er jehe nicht ein, warum ich mich in den Kampf der Parteien jtürze. 
Das war )o ziemlich der Sinn feiner Worte. Sch vermahre mich da— 
gegen, daß ich deshalb, weil ich unabhängig bin, ein friedliches Leben 
führen jollte und mich niemals um Volf3intereffen fümmern jollte und 
nur, wie hundert andere, mit Glücksgütern Gejegnete, mid um Jagden 
Maitrejjen, Trunk, Spiel und ähnliches kümmern follte. Gerade meil 
ih unabhängig bin, habe ich e3 ſtets ſeit meiner erjten Sandidatur im 
Jahre 1873 als meine Pfliht und Schuldigfeit betrachtet, für mein 
von der corrupten Judenpreſſe bevrängtes einheimiihes Volk jederzeit 
ohne Rückſicht auf meine Intereſſen einzutreten. Selbitlos habe ich es 
gethan und uneigennützig mit Aufopferung meiner Perſon, mit Auf: 
opferung don Mitteln und Glüdsgütern und ohne jede Rückſicht auf 
meine eigenen Intereſſen. 

Selbjt unter meinen Gegnern, die ich bekämpfe, gibt es Leute, die 
jagen: „Sa, er jtellt feinen Mann für die Sade, deren Beriretung er 
ih zur Xebensaufgabe gemadt." Ach bin nicht geneigt, mag geſchehen 
was da wolle, im Wohlleben zu eritiden und zu erjterben, jo lange 
ich jehe, dag mein geliebte3 Volk darbt, in kümmerlichen Berhältnifjen 
im Mittelſtande ſich befindet, und infolge einer lückenhaften Gejeß- 
gebung von Leuten ausgebeutet und ausgejaugt wird, die fich in ver— 
hältnismäßig furzer Zeit ohne Mühe und Arbeit zu Millionären hinauf 
gejhtwindelt haben. Manjagt: „Wenn Shönererverurtheilt 
wird, wird eine neue Aera der Preßcorruption 
eintreten;"” e3 mag wohl jein, ich glaube es aber nicht, denn 
gerade jene Genoſſen, von denen der Staatsanwalt jprad, daß 
jie mit mir und auch ohne mich durch Dif und Dünn miteinander 
gehen, werden die gute Sache unjereS Ddeutjden 
Bolfes aud vertreten, wennid im grauen Hauſe 
binterShloß und Riegelfigenjollte MeinRegt?- 
gefühlfagt mir,daßichkeinGeſetzübertretenhabe, 
mein Ehrgefühl jagt mir, daß ich überhaupt bisher niemals einen und 
am menigiten den wiederholt von mir gelejenen 8 83, betreffend Haus- 
friedenshruch, verlegt habe. Manches mag tadelnswerth jein, was ich 
in meinem Leben und aus Anlaß des beiprodenen alles gethan habe, 
aber dagegen, hoher Gerichtshof, verwahre ih mid, daß ich nicht 
ſtets ausden edelften Motiven gehandelt Hätte, daß 
ih nicht ftet3 nach meiner Ueberzeugung Edles, Gutes, Rechtes für 
mein Volk und auch für den Staat, in welchem ich lebe, herbeiführen 
wollte, 
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Wir wollen in Dejterreih, Herr Staatsanwalt, ſowie es auch) 
feinerzeit in einer deutſchen Thronrede jtand, einen auf den jittlichen 
Fundamenten de3 Chriſtenthums aufgebauten Staat, nit aber einen 
Staat, der nah und nah immer mehr in die Lehre des Talmud 
gedrängt wird. Das wollen mir, und folange ich körperlich und 
geijtig Fräftig bin, will ich diefen Standpunkt an allen Orten und 
namentli dort, wohin mich das Vertrauen der Bevölkerung bereits 
zum viertenmal gejendet hat, vertreten, 

Man hat heute gejagt, ein Freund von mir war ed, wenn ich 
nicht irre, ich weiß mich nicht zu beherrſchen, und von anderer Geite 
wurde gejagt, mein Temperament jei zu hitzig. Nun, ich wei gerade 
nicht, ob das eine ſchlechte Eigenjchaft ijt, wenn das Temperament 
des ehrlichen Mannes jih aufbäumt, wenn er jo häufig Ungerechtigkeit 
fieht in den meitelten Kreilen, die er Gelegenheit hat zu beobadten 
und zu beſuchen. Ich handle nicht nur aus edlen Motiven, jondern 
jtets, jomweit e8 in meinen Kräften und meinem Berjtändnifje liegt, 


ih handle nicht aus Gehäffigkeit, wie gejagt wurde, und thue nicht 


unbejonnene Dinge und thue nicht3 Ungejegliches, auh aus dem 
Grunde nicht, weil ich mich zu beherrihen weiß, wie fein anderer 
Mann, den ih in Defterreih kenne. Der Staatsanwalt, der hohe 
Gerichtshof vielleicht weniger, muß es willen, daß ich wie fein Anderer 
jeit einem Jahrzehnt von der volfsbedrüdenden Preſſe ungerecht in 
den Koth gezerrt wurde, daß es feine jhandbare Eigenjchaft gab, die 
man mir nicht zugezählt hätte, daß Ausdrüde, wie: Schnapphahn, 
Bandit, Trunfenbold, Lump, Krafehler, Sauffumpan, im Delirium 
tremens befindlicher Volksverführer, daß alle diefe Ausdrücke in diejer 
Prejje mir gegenüber nicht einmal jondern fortwährend jeit einem 
Sahrzehnt gebraucht murden, um in tmeiteren SKreilen zu wirken, 
namentlich aber, um eingejtandenermaßen nah oben zu wirken, weil 
man wohl wußte, daß, wenn jemals in höheren maßgebenden Kreijen 
eine günjtige Anjicht über mid und meine Grundjäße zutage treten 
fönnte, daß dann allerdings jozufagen die lette Stunde der bis heute 
unbehelligten Preßcorruption geſchlagen hätte. 

Ich kann mich nicht beherrichen, jagt man, ich miederhole, ich 
fann mich mehr beherrichen al3 irgend ein anderer. Die Vorwürfe 
und Beihimpfungen, nachdem ich ein reines Gemifjen habe, von der 
genannten Seite, jie ließen mich jederzeit Kalt, verehrter Gerichtshof 
und Herr Staatsanwalt. Als man aber daran gieng, das Heiligite 
zu verlegen, daS ich Fenne und beſitz, als man ohne Grund 
und Urjakhe mein heißgeliebtesangetrautesWeib 
beihimpft, al3 man die unfhuldigen Kinder, dad 
altejte tft neun Jahre alt, al$3 man meine vier unse 
ſchuldigen Kinder, ohne Grund und Urjade befhimpft, 
wiederholtbefhimpft,inden Koth gezerrt hat vor 
dem weiten SKreije der Bethörten, von diefer Preßſchlange, diejer 
eorrumpirten öffentlihen Meinung, da habe ich es gefühlt: Du fannit 
di beherrjgen, wie fein zweiter Mann in Defterreih. Denn es müßte 
ja Conflicte geben von Tag zu Tag, wenn ich tagtäglich die Schwellen 
de3 Parlamente betrete und ihnen da begegne, jenen Prefjünglingen, 
die, Gott jei Dank, nicht deutihen Stammes find. Denn einem Deutichen 
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wäre es niemals möglich geweſen, diefen Hausfriedensbuh in das 
friedliche Leben eines gejegetreuen Staatsbürger in Defterreih zu 
bringen juhen. Da findet ih fein Staatsanmalt. 

Es gibt Gejege über unbefugte Colportage, Gejege über Ver— 
dreitung beunruhigender falſcher Nachrichten. Da findet fi fein 
Staat3anwalt. ES gibt einen $ 516, betreffend die Verbreitung uns 
jittlicher Ankündigungen, es fand ſich jahrelang fein Staatsanwalt, um 
bon demjelben gegen die corrupte jüdiſche Preſſe Gebrauch zu machen, 
und erjt dann, als ic) die ganze Schandbarkeit dieſes jüdiſchen corrupten 
Preßweſens öffentlich darjtellte, als aus den beten Kreifen Wiens zu 
taujend und taufendmalen der Ruf erfhallte: „Das jollte denn doc 
nicht gejtattet jein“; es ift dies unter Beweis geitellt; da erſt griff 
die löblihe Staatsanwaltihaft ein in milder Form und objectivirte, 
das heißt, machte Beihlagnahme in objectivem Einne. Man nennt mid 
und ed ijt ja heute, wenn die Form vielleicht auch höfliher war, das— 
jelbe gejagt worden, was jeit Jahren von rückwärts, von allen Seiten 
und namentlih don der von mir genügend bezeichneten Seite, der 
corrupten jüdischen Preſſe wiederholt gejagt worden iſt .. . .. 

Präſident: Ich bitte Sie weniger laut zu ſprechen. 

Ritter v. Shönerer: Ich bitte, ih kann auch ſchließen. 

Präſident: Nein, ich entziehe Ihnen das Wort nicht. 

R. dv. Schönerer (nach einer Pauſe fortfahrend): Man bat alſo 
in dieſer Preſſe mich direct und indirect, frei und offen genannt den 
Landesverräther, den Unpatrioten. Man hat mich Preußenſeuchler ge— 
nannt, und ich weiß nicht, wie alle dieſe Beſchuldigungen heißen, und 
wiederholt, wenn auch in milderer Form, iſt es in der Sache derſelbe 
Vorwurf, der heute von der löblichen Staatsanwaltſchaft mir gegenüber 
aufgeworfen worden iſt, Darüber gehe ich vorläufig hinaus. 

SH werde mit zwei Worten noch darauf zuruͤckkommen. Ich will 
aber ſagen, von welcher Seite, hoher Gerichtshof, von welcher Seite 
ſind mir dieſe Vorwürfe des Hoch- und Landesverrathes 
gemacht worden? Bon Seite derjenigen Preſſe, die niemals an— 
gejtanden hat, wenn es ſich darum handelte, das monarchiſche Gefühl 
im Volke zu verlegen, die höchſten Herrihaften durch cyniſche Artikel, 
dur ihre Wibe in den Koth zu zerren. Von diejer Seite wurde 
mir diefer Vorwurf gemacht, und wenn man nicht immer direct auf 
die einheimifchen, monardifhen Familien und ihre Verwandtſchaften 
losgeht, jo ijt es ja, hoher Gerichtshof, ganz dasjelbe, wenn man 
wie vor zwei Jahren, die Kataftrophe, die ſich im bayriſchen Königs 
hauſe am Starnberger-See ereignet hat, dazu benüßte, die gemeinjten 
cyniſchen, erbärmlichiten Wige zu maden. Glauben Sie, hoher Gericht3- 
hof, daß diejenigen Herren draußen im Reihe und anderswo, wo 
auch corrupte Prepjünglinge fi befinden, Halt maden werden, um 
gegenüber öfterreichijchen, monarchiſchen Familien in bderjelben Weile 
vorzugehen? ch erinnere mich auch genau an einen Artikel, um mit 
Thatfahen aufzutreten, der in einem jolden DBlatte vor Jahren 
erihienen war, ih glaube er war betitelt: „Eine hohe oder jeltjame 
yet yes " Die Kaiferin von Oeſterreich mar damit gemeint, 
das zijchelten fich die Juden und ihre Genoffen in Gajt- und Privat- 
bäufern in die Ohren. Deffentlih war der Name nit genannt. Jeder 
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aber, der in gewiſſe Kreife fam und mit der Politik überhaupt vertraut 
war, wußte genau, wer hier gemeint war. Ich will noch erinnern, 
aus den lesten Tagen im Monate April war e3, an einen Artikel 
der in einem DBlatte jtand: „Der jterbende Kaiſer“; mehr Zuſammen— 
fafjung von Gefühllofigkeit und Gemeinheit habe ih, hoher Gerichts— 
hof, jelten in einem Artikel gefunden, wie in dieſem, der ja jedes 
monarchiſche Gefühl aufs Tiefſte beleidigen mußte. 

Ich erinnere daran, wie in einem ſolchen Blatte in Wien im 
November eine jogenannte Drahtmeldung mit fetten Lettern ſtand: 
„Das Leben des Deutſchen Kronprinzen zählt nur nah Stunden“, und 
man fand ſich geneigt, in einem nächſten DBlatte ſich mit Anekdoten 
aus dem Leben des angeblich jhon mit dem Tode ringenden Monarden 
zu beihäftigen; Thron und Altar, mit chniſchen Witzen 
werden fie behandelt vondiejermwüjten rvepublifanijden 
Prejje, die nah außenhin oft Todyalität hHeudelt 
und die in der Braris im VBolfe immer republi- 
fanijhde Grundjäge verbreitet, 

Der Herr Staatsanwalt — und er gab mir das Net, darauf 
zu antworten — hat einen angeblid von mir gebrauchten Ausdrucd 
nit unter die Anklage gejtellt. Nun, hoher Gerichtshof und verehrter 
Herr Staatdanmalt, wenn diejer Ausdrud irgendiwie gefährlich, irgend - 
wie unter einen ſchwerwiegenden Paragraph fallen könnte, vanı hat 
derHerrStaatSanmaltjeinePBflidtperlegt wenn 
er mich niht unter den diesbezügliden Paragraph 
gejtellt und angeflagt hat. Jh meine nämlich den Ausdrud 
„unjeres Kaiſers“, wie manche Zeugen behaupten, ich hätte gejagt 
„unseres KaijersWilhelm" oder unſeres Deutſchen 
Kaijers". Sch habe jhon in der Vorunterfuhung erwähnt, wenn ich 
e3 gejagt hätte, wäre ich der Xeste e3 zu leugnen, und wenn man oft 
jagt und auch heute gejagt hat, ich hätte meine Genojjen getäuſcht und 
irregeführt, jo weiß ich es doch bejier, daß man mir im Allgemeinen 
den Vorwurf machte — aus Freundes» und Feindeslager — daR ich 
zu jehr offen, geradezu undiplomatiih und unpolitiſch bin und deshalb 
pielleiht auch manchmal tadelnswerthe aber nicht ungejegliche Begeben- 
heiten veranlagt habe. Aljo ich hätte gejagt: „unjeres Kaijers 
Wilhelm!" Ih habees nicht gejagt. 

Nehmen wir aber an, ich hätte e8 gejagt, jo würde ih nicht 
davor zurücdjchenen, diejen Ausdruck vor aller Welt offen und frei und 
auch dor jedem Gerichtshofe in Deiterreich zu vertreten und zu erklären. 
Wir Deutſche können mit dvemjelben Rechte jagen: „unſeres Kaijers 
Wilhelm’, wie wir fagen fönnen: unſeres BiSmard", 
„unjeres Schiller" und bezüglich anderer großer deutſcher Männer 
weiter, aber eines muß ich perjönlich dem Herrn Staatsanwalt, und 
damit eile ih dem Schluffe meiner Worte zu, hier vor Augen halten. 
Er hat angejpielt darauf, daß ich mit diejen Ausdrücen meine Ges 
jinnung befannt hätte; ich erinnere hier an eine Thatſache, nidt an 
eine von mir aufgeltellte Behauptung. Wenn wir Abgeordnete in das 
Öjterreihiihe Parlament eintreten, was iſt das erſte was mir thun ? 
Der Schriftführer erhebt fi und verliest das Gelöbnis, Herr 
Staatsanwalt, und mwie lautet dieſes Gelöbnis? „Sie werden ©&r. 
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Majeſtät dem Kaijfer Treue und Gehborjfam und um 
verbrüchliche BeobachtungderStaatsgrundgeſetze, 
ſowiealleranderenGeſetze an Eidesſtattgeloben.“ 
Deutſche Mannesartundcchriſtliche Sitte iſt es nun 
nah meiner Veberzeugung, freiwillig geleiftete 
Gelöbnijje und Eide zu halten unter allen Um 
Händen! Und es nicht jo zu maden, wie es uns gewiſſe Gelehrte 
in der Beichreibung von einer gewiljen Lehre, die über den Eid in 
einem gemwilien Buche, Talmud genannt, enthalten find. — 

SH danfe dem geehrten Herrn WPräjidenten und dem hohen 
Gerihtshofe, daß er mir gejtattet hat, einige wenige Worte zu reden, 
die doch gewiß auch zur Sache gehören. 

Ich danke, daß ed mir an diejer hohen Stelle gegönnt war, in 

diefer Frage endlich einmal offen zu Iprechen, und ich habe es nur 
deshalb gethan, weil der Einwurf von adtbarer Seite geihah. Nur 
deshalb geihah die Antwort, um richtig zu Stellen, und durh That» 
ſachen an entiprechenvder Stelle, wie ich glaube, ver Wahrheit die Ehre 
zu geben. 
Ich Schließe, hoher Gerichtshof, und jage: Ich habe mich nie und 
werde mich niemalg an die Stufen des Thrones drängen, werde niemals 
mit Patriotismus in einer bordringliden Weile prunfen; das eine 
aber weiß ich, daß, wenn nicht ich, jo doch andere und bald der ge- 
ſammte deutſche Mittelitand in Dejterreih, mehr und mehr den Ruf 
erihallen lajjen werden, den ich jtet3 in meinen Grundſätzen vertreten 
habe, den Ruf, der aud bis on die Stufen des Thrones in Dejterreic 
gelangen wird, der ſich zulammenfaljen läßt in neun Worte, die da 
lauten: 


„Majeſtät, gedt frei das Volk vom Jodie der Judenpreſſe!“ 








Das Programm 
der deutſchnationalen Autifemiten. 


(Linzer Brogrammı.) 


Man darf von einer erniten politiihen Partei mit echt fordern, 
daß fie wiſſe, was jie will, daß ſie bejtimmte Ziele habe und ſich über 
die Mittel zur Erreihung derjelben im Klaren jei. So jelbjtverjtändlich 
dies iſt, jo finden wir doch, daß die meijten Parteien eines bejtimmten 
Programmes entbehren, daß jie ji), wenn man fie um ihre Grundjäße 
und Ziele befragt, auf allgemeine Redensarten bejhränfen, die ji 
jeder in anderer Weiſe auslegen kann, daß jie e8 aber nah Möglichkeit 
vermeiden, genauen Aufjchluß darüber zu geben, welde Mittel jie zur 
Förderung des Volfswohles für nothwendig erachten. Forſcht man nad 
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den Gründen diefer Zurücdhaltung, jo findet man deren eine ganze 
Reihe. Da ift zunächſt das Beitreben jeder Partei zu Macht und Ein- 
fluß zu gelangen. Um diejes Ziel zu erreichen, trachtet man möglichſt 
viele Mitglieder zu vereinen. Das aber geht eben nur, wenn man jo 
wenig Forderungen als möglich aufjtellt, und diejelben jo unbejtimmt 
al3 möglich formulirt, weil in diefem Falle die verjchiedenartigiten 
Meinungen nebeneinander Pla Haben. Ein weiterer Grund tit die Ge- 
danfenarmuth, welche jelbit bei fogenannten hervorragenden Politikern 
nur allzu häufig anzutreffen ijt, und die Bequemlichkeit, welche gar viele 
abhält, ernitlich nach Deitteln zur Hebung des Volkswohles zu forichen. 
Bejonders mwejentlich ift aber ver Mangel an Ehrlichkeit und der Mangel 
an Muth bei fo manden Barteiführern. Die einen mollen ihre Ziele. 
nicht aufdecen, die anderen getrauen ſich nicht es zu thun, und jo 
muß das Volk zufrieden fein mit den tönenden Phrajen, die man ihm 
bietet. 

Wir unferjeit3 find ſtets bejtrebt gewejen, nit nur alle Fragen 
der Volfswohlfahrt richtig zu erfaffen und Mittel zu ihrer Löſung zu 
finden, wir haben es auch jtet3 für unſere Pflicht gehalten, es laut und 
deutlih auszujprehen, was wir wollen, und jo iſt denn auch unjere 
Partei die einzige, welde ein umfaljendes Programm jchon jeit Jahren 
bejitt, während die übrigen Barteien in Dejterreich unjeres Willens 
auch heute noch nicht Über die Anfänge eines jolden hinausgefommen 
find. Bereitsim\ahre 1880 wurdendiemwefentliditen 
Bunftedieje3 Brogrammesvpondem Übgeordneten 
R. v. Schöuerer feitgejegt;im fahre 18832 abererfolgte 
eineinsS&inzelnegehbendeBearbeitung diejfesPro- 
grammed, welhes im Sommer desjelben Jahres 
zuerjtin Linz veröffentliht wurde und jeitherdie 
fette&rundlage unſeres VorgehensinallenFragen 
des öffentlichen Lebens bildet. Vielfache Aufforderungen 
um Mittheilung dieſes Programmes geben Veranlaſſung, dasſelbe hie— 
mit nochmals in der jetzigen Form zum Abdruck zu bringen. 

I. Es iſt ſowohl im nationalen als im ftaatlichen Intereſſe ge- 
legen, daß diejenigen Länder der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie, 
melde ehemal3 dem deutſchen Bunde angehörten, für ſich ein möglichit 
unabhängiges und ſtreng einheitlich organiſirtes Ganzes bilden und es 
muß demnach angeſtrebt werden: 

1. Daß das derzeit bejtehende Verhältnis zwiſchen der diesfeitigen 
Neihshälfte und Ungarn durch die Perjonal-Union erſetzt werde; 

2. daß dad Königreich) Dalmatien, jowie Bosnien und die Herze- 

gowina endgiltig in Ungarn einverleibt werden; 

3. daß die Kronländer Galizien und Bufowina entweder mit Ungarn 
bereinigt, oder aber denjelben eine Sonderjtellung ähnlich jener 
eingeräumt werde, wie jie Groatien innerhalb des ungariichen 
Staat3verbandes bejikt. 

II. Es iſt durch die Lage und durch die hiitorifhe Entwicklung 
der dießjeitigen NKeihähälfte bedingt, daß jenen Ländern der Monarchie, 
melde ehemals dem deutſchen Bunde angehörten, der deutiche Charakter 
gewahrt bleibe, und es muß daher gefordert werden, dag durch ein 
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Geſetz die deutſche Sprache als Staatsſprache erklärt, insbeſondere aber 
verfügt werde: 

4. Daß die deutſche Sprache ausſchließlich Sprache des Heeres, der 
Vertretungskörper und der öffentlichen Aemter ſei, daß demnach 
der geſammte innere Amtsverkehr, ſowie die öffentlichen Bücher 
und Protokolle ausſchließlich in deutſcher Sprache geführt werden 
und daß Niemand eine Staatsanſtellung oder ſonſt ein öffent— 
liches Amt bekleiden fünne, der nicht der deutſchen Sprade in 
Wort und Schrift vollkommen mädtig ilt; 

5. daß in Orten mit ſprachlich gemischter Bevölkerung an mindefteng 
einer Volksſchule der Unterricht in deutſcher Sprache ertheilt und 
an allen Mittelſchulen die deutſche Sprache als obligater Gegen- 
Itand, gelehrt werde, wogegen fein Schüler zur Erlernung einer 
anderen etwa landes- oder bezivfsüblichen Sprade gezwungen 
werden fann; 

6. dar Jämmtlide Staatsprüfungen und Rigoroſen, jofern fie zur 
Erlangung einer Anjtellung im Staats- oder Landesdienſte be- 
—— ſollen, ausſchließlich in deutſcher Sprache abgelegt werden 
müſſen. 

III. Es iſt im Intereſſe des Volkes und des Staates gelegen, 
daß den Grundſätzen des Conſtitutionalismus in vollſtem Maße 
Rechnung getragen werde und es iſt demnach anzuſtreben: 

7. Daß die beſtehende gekünſtelte unvollſtändige und ungerechte 
Intereſſenvertretung durch eine fortſchreitende Erweiterung des 
Wahlrechtes, ſowie insbeſondere durch Vermehrung der Abgeordneten— 
zahl für die Landgemeinden und durch Einführung der directen 
Wahl mittelſt geheimer Abſtimmung zu einer wahren Volksver— 
tretung umgeftaltet werde; 

8. daß nur Männer von gewiegter Erfahrung, principientreuer 
Gelinnung, unbeugjamen Charakter und bewährter Uneigennüßig- 
feit in da3 Abgeordnetenhaus gewählt werden, deutſche Männer, 
welche die Bedürfnifie des Volkes kennen und ein warmes Herz 
für diejelben haben; 

9, daß insbejondere jolde Männer, welche in Folge ihrer Stellung 
nicht in der Lage find, ihrer Neberzeugung unter allen Umjtänden 
Ausdruck zu geben, alſo Priejter und Staatsbeamte, jowie Prä- 
fidenten, Verwaltungsräthe nnd Directoren von Eijenbahnen oder 
von Xctiengefellihaften, welche mit dem Staate Geſchäfte maden, 
oder welche jih im Concurſe oder in Liquidation befinden, von 
der Wählbarkeit in den Reichsrath ausgeſchloſſen werden. 

IV. &3 ijt im Intereſſe der gedeihlihen Entwicklung des Staates 
unerläßlic, daß die in ven StaatSgrundgejegen aufgejtellten freiheitlien 
Srundjäge zur vollen Geltung gelangen, und e3 muß daher gefordert 
werden: 

10. Freies Vereins- und Verjammlungsredt; 

11. Preßfreiheit, Abſchaffung der Cautions- und Stempelpfliht und 
des objectiven Verfahrens, Freigebung der Colportage, aber auch 
wirffame Bekämpfung der moraliiden Fäulnis in der Preſſe, etwa 
durch jtaatlihe Einflugnahme auf das Inſeratenweſen ꝛc. 


OR 


12. Erhaltung und vollftändige Durhführung jener Grundjäße, auf 


welchen unjere Volksſchule aufgebaut ijt (mit ſchuldiger Rüdficht- 
nahme auf die materiellen VBerhältnijje der Landbevölferung in 
Bezug auf Schulbeſuch, Schulbauten u. dgl.), da eine gute und 
freifinnige Erziehung die Vorbedingung de3 dauernden DBeitandes 
und der freiheitlihen Entwicklung des Staates it. 

V. Es iſt eine unerläßlide VBorbedingung für den Beitand und 


das Gedeihen des Staates, daß die Herjtellung der Ordnung im Staat3- 
haushalte ernjtlih in Angriff genommen werde und es ijt daher 
anzujtreben: 

13. Die endgiltige Abrechnung mit Ungarn bezüglich der gemeinjamen 


Rentenſchuld und bezüglih der Achtzig-Millionen-Schuld an die 
djterreichiich-ungariihe Bank, ſowie die Jntabulation der Kojten 
für die Dceupation Bosnien und der Herzegowina auf die ge: 
nannten Yänder; 


14. die Ummandlung ſämmtlicher Staatsſchulden, ſoweit fie nicht 


15. 


dem bejonderen Zwecke der DVerjtaatlihung der Eijenbahnen und 
des Verſicherungsweſens dienen, in einheitliche nicht tilgbare 
Rente; 

die Erzielung von Erſparniſſen, durch Vereinfachung der Rechts— 
pflege und der Verwaltung und — ſoweit dies ohne Gefährdung 
der Wehrkraft des Reiches geſchehen kann — durch eine Ver— 
minderung der Heeresauslagen (Herabſetzung des Präſenzdienſtes 
auf zwei Jahre für Jene, welche leſen, ſchreiben und rechnen 
können); weiters die Aufſtellung eines Normal-Budgets, welches 
außer im Falle, kriegeriſcher Ereigniſſe oder nothwendiger wirth— 
ſchaftlicher und ſtaatsfinanzieller Transactionen nicht überſchritten 
werden darf. 


VI. Es iſt weiters unerläßlich, daß der Staat unabhängig gemacht 


werde von den Geldmächten, indem dafür Sorge getragen wird, daß 
er jederzeit über die erforderlichen Geldmittel verfüge, ohne wie bisher 
genöthigt zu jein, fait jedes Jahr eine neue Schuld zu contrahiren, 
zugleich aber auch ohne den Steuerzahler durch übermäßige und unge: 
vehte Abgaben zu bedrücken. Um dies zu erreichen, ijt eine durch: 
greifende Aenderung des beitehenden Steuerweiens nad dem Grumndjaße 
einer gerechten Vertheilung der Laften erforderlid und muß demnach 
angejtrebt werden; 


16. 
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18. 


Die Einführung einer progrejjiven Einfommenjteuer an Stelle der 
gegenwärtig beitehenden directen Steuern, unter Feſtſetzung 
eines jteuerfreien Eriftenzminimums, Aufitellung höherer Steuer: 
Jäße für das Nenteneinfommen, und niedrigerer Süße für das 
Arbeiteinfommen, ſowie wirkſamer Vorkehrungen gegen Steuer: 
umgehungen ſeitens des mobilen .Gapitales; 

eine gründliche Reform der Erbiteuer mit bejonderer Rückſicht— 


‚nahme auf die Armenverforgung, ferner die Einführung, von 


Luxusſteuern jowie einer ausgiebigen Beſteuerung der Börjegeihäfte ; 
eine umfajjende Reform der indirecten Steuern in der Weile, dab 
die unentbehrlichen Lebens- und Gebrauchsartifel gar nicht oder 
in möglihjt geringem Maße, dagegen Lurusartifel ausgiebig 
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getroffen werden, ferner eine entiprechende Reviſion der Stempel- 

und Gebührengejeße und des Zolltarifeg. 

VI. Es muß als eine der wichtigiten Aufgaben des Staates 
bezeichnet werden, diejenigen VBorbedingungen zu Schaffen, melde eine 
gedeihlihe Entwidelung der wirthſchaftlichen Verhältnifie ermöglichen; 
dieje Vorbedingungen aber find: 

19. Die Schaffung eines gemeinfamen Zollgebieted mit dem Deutſchen 
Neiche, unter Einbezieyung Ungarns und der Balfanländer, ſowie 
die Erzielung eines einheitlichen Vorgehens beider Reihe in allen 
wirthſchaftlichen Fragen nah den Grundjägen des wirthſchaftlichen 
Schutzſyſtems; 

20. die Organiſation der arbeitenden Claſſen durch Einführung von 
obligatoriſchen Gewerbsgenoſſenſchaften und Arbeitergewerksver— 
einen, ſowie Bildung von Wirthſchaftskammern mit getrennten 

Sectionen für Handel, Gewerbe, Land- und Forſtwirthſchaft und 
für die Intereſſen des Arbeiteritandes; 

21. die Bildung eines Volkswirthſchaftsrathes, der aus Sachver— 
ſtändigen aus den betheiligten Kreijen gebildet ift, und meldem 
alle Gejegentwürfe und Verordnungen wirthſchaftlichen Inhaltes 
zur Begutahtung vorgelegt werden mäüllen. 

VIII. &3 ijt im hohem Grade wünjhenswerth, dag wirthſchaftliche 
Unternehmungen, welche für die Gejammtheit oder größere Kreile der 
Bevölferung von Wichtigkeit find, vom Staate ſelbſt übernommen oder 
ſo geregelt werden, daß jowohl die Öffentlihen als die privaten In— 
terejjen in ausreichender Weiſe gewahrt erjcheinen und es ijt demnach 
insbejondere anzujtreben: 

22. Die Beritaatlihung der Eifenbahnen und Regelung des Tarif- 
weſens zur Förderung ver landwirthichaftliyen und gewerblichen 
Production, die nothwendige Negulierung der Ströme und Flüſſe, 
jowie die Heritellung geeigneter Waſſerſtraßen, insbeſondere des 
Donau:Dder Canales; 

23. die DVerjtaatlihung des Verſicherungsweſens unter gleichzeitiger 
Einführung einer Alters- und Unfallsverjicherung; 

34. die Schaffung eines Actiengejeßes, welches einen wirkſamen Schuß 
gegen fittliche und mwirthichaftlihe Gefahren gewährt. 

IX. &8 iſt eine ganz jelbjtveritändliche Aufgabe des Staates, die 
heimische Production und die ehrliche Arbeit überhaupt zu unterjtügen 
und zu fördern und nah Möglichkeit auch für das materielle Wohl 
aller Staatsbürger zu jorgen. Dem entſprechend iſt zu fordern: 

25, Eine entſprechende Reform der Gewerbeordnung und Verordnung 
ftrenger Maßregeln zur Hintanhaltung gemerblider Fälſchungen, 
und zwar ſowohl in Bezug auf Maß und Gewicht, als in Bezug 
auf die Beichaffenheit der Waaren; insbejondere iſt anzujtreben 
die Forderung des Befähigungsnachweiſes, Einſchränkung des 
Hauſirhandels und Beihränfung der induftrielen Strafhaus- 
arbeiten auf den eigenen und Staatsbedarf; 

26. eine Reform der Fabriksgeſetzgebung, insbejondere mit Feſtſtellung 
einer Normalarbeitszeit, Beihränfung der Kinder- und Frauen— 
arbeit, Haftpflicht der Arbeitsgeber für Unfälle der Arbeiter und 
Einführung von Yabrifsinpectoren; 
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27, Schaffung einer rajhen und billigen Juſtiz, unter Beibehaltung 
der bisherigen Competenz der Bezirksgerichte auf dem Lande, 
Aufhebung des Legalifirungszwanges; Aufitellung eines Tarifes 
zur Regelung der Bertretungsfoiten der Advocaten; jodann An— 
legung von Strafcolonien zur Unterbringung und Beihäftigung 
gemeinſchädlicher Individuen. 

X. &3 ijt im Intereſſe des Staates geboten, für die Erhaltung 
eines fräftigen Bauernjtandes zu jorgen, da dieſer eine der tejent- 
liben Grundlagen eines gejunden Staates bildet; es tit daher vor 
Allem nothwendig, daß der fortichreitenden Verſchlimmerung ver 
bäuerlichen VBerhältniffe Einhalt gethan werde und ijt zu dieſem Zwecke 
insbejondere anzujtreben: 

28. Die Entlajtung der dur die Srunditeuerregulierung über Gebühr 
beiroffenen Kronländer, Regelung des Sparcallewejens, Schaffung 
von landwirthſchaftlichen Greditinjtituten und von jtrengen Maß— 
regeln zum Schuge gegen wucheriſche Greditvermittlung ; 

29. ein wirkſames Eingreifen des Staates zur Verhinderung der 
weiteren Ueberſchuldung und der Entwerthung von Bauerngütern; 

30. eine Reform des bäuerlichen Erbrechtes und die Schaffung eines 
Heimjtättengejetßes (erecutionsfreies Erijtenzminimum). 

XI. Da die Monarchie in Folge ihrer geographiſchen, politiichen 
und wirthichaftlihen Lage jih nicht auf ſich ſelbſt zurückziehen kann, 
jo iſt es Aufgabe einer ernjten politiihen Partei auch den äußeren 
Angelegenheiten ihre Aufmerkſamkeit zuzumenden und es muß im vdiejer 
Beziehung gefordert werden: 

31. Die Erhaltung und dauernde Befeitigung des Bündnijjes mit 
dem Deutichen Reiche durch einen Staatsvertrag; 

32. die Entfaltung einer fräftigen und zielbewußten Drientpolitik 
insbejondere Wahrung der öjterreichiichen ntereffen an der 
unteren Donau und in den Balkanländern; 

33. die fräftige Wahrung der maritimen Intereſſen Defterreichs, 
in3bejondere im Deittelmeere und in den MWittelmeerländern; 
XU Zur Durchführung der angeitrebten Reformen 

ift die Beſeitigung des jüd iſchen Einfluſſes anf allen Ge— 
bieten des öffentlichen Lebens unerlüßlich. 


— a —— 
hocinlpalitifäpes Progrumm 
der 


deuiichvötkifchen Arbeiterfhaft. 


Die deutſchnationale Arbeiterichaft bildet einen Bejtandtheil 
der auf dem Linzer Programme fußenden deutſchnationalen Partei, 
innerhalb welcher jie jih mit den übrigen ehrlich arbeitenden Ständen 
des deutihen Volkes, mit den Bauern, Gewerbe: und Handeltreibenden 
und den geijtig arbeitenden Berufsjtänden zur gemeinjamen Erkämpfung 
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politiiger und nationaler Rechte, ſowie einer befferen focialen Stellung 

vereinigt. 

In meiterer Ausführung jener Beitimmungen des Linzer Pro- 
gramms, melde auf die Verhältniffe der Arbeiter im Bejonderen fich 
— ſtellt daher die deutſchnationale Arbeiterſchaft folgende Grund— 
ätze auf: 

Die Geſammtheit des Volkes iſt verpflichtet, jedem ein— 
zelnen ehrlich arbeitenden Volksgenoſſen ein menjchenwürdiges 
Daſein, gebührenden Antheil an Dem Ertrage der nationalen 
Arbeit und den Mitgenuß der idealen Güter unſerer Kultur 
zu ſichern; daher fordern wir: 

J. Die Wahrung der Freiheit und Ehre der Arbeit und die 
rechtliche und thatſächliche Anerkennung der Stellung des Arbeiters 
als eines gleichberechtigten Theiles beim Abſchluſſe des Arbeits— 
vertrages; volle und unbeſchränkte Koalitionsfreiheit; 

II. die Anerkennung des Rechtes auf Arbeit; im Falle der Arbeits— 
loſigkeit oder in jenem der Arbeitsunfähigkeit Gewährung des 
entſprechenden Unterhaltes; 

III. die Sicherung gebührender Entlohnung der Arbeit; 

IV. die Sicherung de3 Arbeiters gegen die Gefährdung jeines 
Lebens und jeiner Geſundheit; 

V. ausreichende Vorkehrungen zur Durchführung aller Maßnahmen, 
welche zur Erreihung diejer Ziele erforderlich jind. 

Im einzelnen iſt zunächſt folgende anzujtreben: 


Zu Punkt I 


1. Bolle und unbeihräntte Koalitionsfreiheit. 

2. Geſetzliche Feititellung eines Schieds- und Einigungs-Ver— 
fahreng, welches die Arbeiter-Koalitionen als verhandlungsberehtigt 
anerkannt. 

3. Schuß gegen jede Behinderung Der Arbeiter in Der 
Ausübung ihrer politischen echte und gegen jede Ausnützung des 
Lohn- und Dienjtverhältnifjes zur Einſchränkung des perſönlichen Selbit- 
beitimmungsrectes. 

4 Allmähliche Weberführung Der capitaliftiihen Groß— 
betriebe, namentlich ſolcher, welche nicht im perjönlichen Beſitze Einzelner, 
ſondern im Beſitze de3 unperjönlihen vergejellichafteten Großfapitales 
(Actiengeſellſchaften) jtehen, in den Beſitz genofjenjchaftlider Ver— 
einigungen oder anderer Öffentlicher Körperichaften, der Gemeinde oder 
des Staates, insbeſondere Berjtaatlihung der Bergmwerfe, der Eijen- 
bahnen, und Uebernahme aller Betriebe, welde die Befriedigung der 
Bedürfniffe größerer Gemeinwejen zum Gegenjtande haben (3.8. Gas— 
werfe, Eleftricitätsmwerke, Straßenbahnen, Wafjerverjorgung, Kraftver- 
mittlung 20.) dur die Gemeinde. 


Zu Punkt I. 


5. Organifation des Öffentlichen Arbeitsnachweiſes in Gemeinde, 
Bezirk, Land und Reich, ſowie durch Vereine und Genoſſenſchaften, 
unter Abſchaffung der privaten Stellenvermittlung. Die öffentlichen Ver 
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fehrsanitalten (Bolt, Telegraph, Telephon, Eifenbahn) find in den Dienſt 
der Arbeitspermittlung zu jtellen. 

6, Ausbau der Krauken- und Unfallsverſicherung durch Er- 
mweiterung des Kreiſes der Verſicherten und Beleitigung der beitehenden 
Mängel in Geſetzgebung und Berwaltung auf diejem Gebiete, 

7. Einführung der Alters- und Jubvaliditäts-, ſowie der 
Witwen: und Waiſenverſicherung. j 

8. Berfiherung gegen Arbeitsiojigfeit, zunächſt dur Unter- 
ſtützung der darauf gerichteten Beſtrebungen freier Vereinigungen, 
weiters durch die geiegliche Regelung dieſes Berjicherungszmweiges im 
Anſchluſſe an den öffentlichen Arbeitsnachweis. 


3u Punkt IIL 


9. Seitiegung don Mindeitlöhnen für die einzelnen Berufs- 
arten und Gegenden, zunächſt bei Bergebung von Öffentlichen Arbeiten 
durh Staat, Land, Bezirk oder Gemeinde. 

10. Erlaſſung gejegliher Vorſchriften, welche es den Behörden 
und Selbitverwaltungsförpern ermöglichen, die Heranziehung fremder, 
_ einer anderen Nationalität angehörigen Ürbeiter zum Zwecke des 
Rohndrudes unmöglich zu machen. 

11. Blanmähige Regelung des gewerblichen Unterrichtes und 
Einführung des Lehrzwanges für jugendliche Arbeiter in gewerblichen 
Unternehmungen. 

12. Regelung der Heimarbeit mit dem Ziele ihrer fortgejegten 
Einſchränkung und endlichen Bejeitigung, wobei al3 vorläufige Maß— 
nahmen in Ausjicht zu nehmen wären: Regiftrivung dev Heimarbeiter; 
ihre Unteritellung unter die Arbeiterverjicherung und Arbeiterſchutzgeſetz— 
gebung; Haftung der Wohnungsgeber und der Unternehmer, welde 
Heimarbeiter bejchäftigen, jür die Einhaltung diejer Beitimmungen ; 
Verbot der Vergebung von Heimarbeit an Arbeiter, welche zugleich in 
der Werkſtätte des betreffenden Unternehmers bejchäftigt ſind; Unter- 
ſtützungen genojjenjchaftlicher Vereinigungen, melde ſich unter den 
Heimarbeitern bilden. 


3u Punkt IV. 


13. Geſetzliche Regelung der Arbeitszeit auf Grundlage 
des Achtſtundentages und unter Feſtſetzung einer fürzeren Arbeits- 
zeit für gejundheitsgefährliche Betriebe, insbeſondere Herabjegung der 
Arbeitszeit in Bergwerken auf höchſtens 6 Stunden mit Rüdjicht auf 
die bejondere Gefährdung des Lebens, welche die Bergarbeit mit 
ih bringt. 

14. Bejeitigung der Nachtarbeit in allen Betrieben, wo dies 
nit aus techniſchen Gründen unmöglich it. 

15. Allgemeine Durchführung ter 36ſtündigen Sonntagsruhe 
bei allen Induſtrie- und Handeldunternehmungen, wo techniſche Gründe 
es nicht unmöglich machen, ſowie bei dev Güterbeförderung der Trans 
portunternehmungen. 

16. Berbot der Frauenarbeit in geſundheitsſchädlichen Betrieben 
und im Bergbau unter Tag. 
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| 17. Gänzliches Berbot der Beihäftigung von Kindern 
unter 14 Jahren im Gewerbe und Feſtſetzung einer berfürzten 
Arbeitszeit fiir jugendliche Arbeiter. 

18. seilitellung eines Befähigungsnachweiſes für bejonders 
qualifieirte Arbeit, insbejonders beim Bergbau und bei Betrieben, 
mo don der gediegenen Kenntnis der Arbeitsweiſe und von der Um: 
ſicht des Einzelnen die Sicherheit feiner Mitarbeiter abhängig it. 

.. 19 Verſchärfung der geſetzlichen Bejtimmungen über Unfallver- 
hütung und Bejchaffenheit der Beirichsitätten. 


Zu Punkt V. 

20. Ausgeitaltung des Arbeitsamtes zu einem Arbeitsminiiterium, 
welchem die gejammte Gewerbe- und Bergbau-Inſpection und das 
jociale Verſicherungsweſen unterftellt werden follen. 

— 21. Trennung der Gewerbebehörden von den politiſchen Be— 
örden. 

22. Vermehrung der Gewerbe-Inſpectoren und Erweiterung 
des Kreiſes ihrer Befugniſſe. Anſtellung von Hilfskräften der Fabriks— 
inſpection, welche aus Arbeiterkreiſen entnommen find, insbeſondere 
bei den Bergwerken, und Anſtellung weiblicher Gewerbe-Iuſpectoren 
für Betriebe mit Srauenarbeit. 

23. Pflege der Arbeitsjtatiftil und Verauitaltung von Erhebungen 
über die Arbeitöverhältnifie, welche die Grundlage gejeggeberiihen Ein- 
ſchreitens zu bilden haben. 

24. Berweilung aller Entſcheidungen über MWebertretungen der 
Arbeitsſchutzgeſetze und der Geſetze über Arbeiterverjiherung vor die 
Gewerbegerichte. 

25. Errichtung von Gewerbegerichten in allen induſtriell 
wichtigen Orten. 





Im übrigen ſind die Beſtimmungen des Linzer Programmes 


maßgebend. 
—L3O® —— 


Das Grundprogramm der Alldentfchen. 


Jene Abgeordneten, welche fih der „Alldeutjhen Vereine 

gung“ angeſchloſſen haben, unterjchrieben die nachſtehende Erklärung : 

„Wir jtreben ein folde8 bundesrechtliches Verhältnis 

der deutjch-öjterreichifchen Länder (ehemaligen deutihen Bundesländer) 

mit dem deutſchen Reiche an, das die Erhaltung unjeres Volf3- 
thumes dauernd Jichert, 

Wir befämpfen daher jede Regierung, die diefem unjerem Siele 
enigegenmwirft, und können an Loyalitätsfundgebungen nicht theilmehmen, 
jolange eine derartige Regierungspolitif bejteht. 

Unfer Volksthum von jedem fremden daher auch vom jüdiſchen 
Einfluß reinzuhalten und uns von Kom loszujagen, halten mir 
für unfere jelbitveritändliche Pflicht." 

(Aus der Verhandlungsihrift des Abge- 
ordnetenhaujes, Hornungs 1901.) 


ICHDo——— 
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Zur Sprachenfrage. 


Am 21. März 1898 wurde folgender Antrag im Abge— 
ordnetenhauſe überreicht: 


Dringlidfeitsantrag de3 Übgeordneten Schho- 
nerer und Genojjen. 
I. An der Erwägung, daß Verordnungen nur auf Grund eines 
Reichögejeges erlajjen werden können; 
in der, Erwägung, daß ohne Geſetz überhaupt feine Staatsbehörde 
zur Erlajjung einer Verordnung befugt iſt; 
in der Erwägung, daß gejegliche Verordnungen über die Spracden- 
frage nit von der Kundmachung duch das Reichsgeſetzblatt ausge— 
ſchloſſen jind; 
in der Erwägung, daß etwaige Präcedenzfäle gegen ein Gejek 
feine ſchmälernde, beeinflugende oder aufhaltende Kraft haben: 
in weiterer Erwägung, daß die Regelung der Spradenfrage zur 
Competenz der Gejeßgebung und nicht zur Competenz der Regierung 
gehört, 
und in jchliegliher Erwägung, daß die £. k. Regierung nicht in 
der Lage iſt, ein Gejeb anzuführen, welches ihr das Recht gibt, die 
Beitimmung der Amtsiprache im Verordnungswege zu verfügen, mird 
beantragt: 
Das hohe Haus wolle beichlieen: 
„Ddte von der LE Regierung am 24. Februar 
1898 verlautbarten, gejegwidrigen Spradenper 
ordnungen für Böhmen und für Mähren werden 
für ungiltig erflärtundfomitjofortaußer Kraft 
g e j e tz ga 
II. Sn der Erwägung, daß e3 im Intereſſe des Zujammenhaltens 
der ehemaligen deutichen Bundesländer Oeſterreichs gelegen iſt, daß die 
deutſche Sprache ausjchlieglicy die Sprache des Heeres, dann der Vertretung: 
förper und der Öffentlichen Aemter jei, und daß niemand eine Staat» 
anjtellung oder ſonſt ein öffentliches Amt bekleiden könne, der nicht der 
deutihen Sprade in Wort und Schrift mädtig ift, 
und in der Erwägung, daß als unerläßliche Vorausjegung für 
die gejeßliche Negelung der Spracdenfrage vorerjt die deutſche Sprade 
als Staatsſprache in gejeglihe Geltung gejeßt werden muß, wird be— 
antragt: 
Das hohe Haus wolle beichließen: 

„„Dte Regierung wird aufgefordert, einen 
Gejegentwurf vorzulegen durch melden die 
deutſcheSprache alsStaatsſprache (Staat3-, Verkehrs, 
Parlament3- und Armeeſprache) gejeglih jihergejtellt 
wird. 

Für das Gebiet Dalmatien, Galizien, Lodomerien, Krakau und 
Dulowina können Ausnahmsbejtimmungen in Bezug auf die Geltung 
der deutihen Sprache feſtgeſetzt werden.” “ | 
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III. Behufs Feititellung der ftaatsgrundgejeglihen Beitimmung, 
durch melde die Gleichberechtigung wohl anerkannt, aber nicht gemähr- 
leitet ericheint, wolle dad hohe Haus beichliegen: 

„Es werde dieöpradhenfrage einer Regelung 
durch Sprabengejeße unterzogen, welde Geſetze 
aberitetsnur mit ZJmweidrittelmehrheit beim 
wejenheitvon dreißtertheilen aller Mitglieder 
giltigbejhlojjen werden fönnen."" 


Einindung zum bezuge 


der Beilfchrift 


„Unuerfülfchte Deutſche More, 
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